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Diese Ausgabe der Zeitschrift ist nicht nur ein Mittel der
Kommunikation, sie ist auch selbst der Kommunikation
als Thema gewidmet – genauer der Wissenschaftskom-
munikation. Der erste Beitrag „Wissenschaftskommuni-
kation – ein Überblick“ von Wolff-Dietrich Webler zeigt
als Einführung die Uneindeutigkeit des Begriffs (wobei
manche Sichtweisen betont gegen andere verteidigt
werden) und die ganze Vielfalt des Themenfeldes. 

Dem folgt ein Gespräch mit Matthias Kleiner, dem Präsi-
denten der Leibniz-Gemeinschaft zu Zielen, Bedeutung
und Mitteln der Wissenschaftskommunikation aus der
Innensicht der Wissenschaft. In der Wissenschaft ist
durchaus umstritten, ob Wissenschaftskommunikation
eine genuine Aufgabe der Wissenschaftler*innen ist und
welche Bedeutung sie hat. In dem Gespräch wird auch
die Bedeutung für die Legitimation von Wissenschaft
herausgestellt.

Die Heftigkeit, mit der autokratisch regierte Staaten sich
gegen rationale Einflüsse der Wissenshaft zur Wehr zu
setzen versuchen, behandelt Wilhelm Krull in seinem
Text, der einen Vortrag an der Universität Berkeley am
Center for Studies in Higher Education wiedergibt. Er
präsentiert The Changing Face of Nationalism and the
Future of the European Higher Education and Research
Area und ruft die Wissenschaft auf, die Gefahren für de-
mokratische Gesellschaften und die Wissenschaft selbst
zu erkennen und deren Freiheiten und internationale
Offenheit zu verteidigen. Das führt konkret zu der Frage,
mit welchen Mitteln der Kommunikation die jeweiligen
Gesellschaften kommunikativ zu erreichen sind.

Das Thema wird anschließend anhand von Beiträgen aus
völlig unterschiedlichen Kontexten weiter ausdifferen-
ziert. „Theoria cum praxi“ – Wissenschaft zum Wohl und
Nutzen des Menschen und der Gesellschaft. Dieses Leit-
motiv, das die Missionen der 96 Einrichtungen der Leib-
niz-Gemeinschaft prägt, zeigt den Stellenwert, den der
Austausch zwischen Wissenschaft und außerakademi-
scher Welt für die Leibniz-Gemeinschaft hat. Angebote
wie der Podcast Tonspur Wissen oder die Möglichkei-
ten, im Rahmen von „Book a Scientist“ ein privates Ge-
spräch mit Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
zu führen, zeigen dies ebenso anschaulich wie die inno-
vativen Ausstellungs- und Beteiligungsformate der Leib-
niz-Forschungsmuseen. Austausch ist dabei wörtlich zu
verstehen: Es geht nicht allein um eine einseitige Kom-
munikation wissenschaftlicher Erkenntnisse in die Ge-
sellschaft, sondern um den Dialog. Neben der Einbezie-
hung von Bürgerinnen und Bürgern, etwa in Formaten
der „Citizen Science“, sind Leibniz-Institute dabei auch
wesentliche Akteure der wissenschaftlichen Politikbera-
tung. Der Klimawandel und aktuell der Umgang mit den
Herausforderungen der Covid-19-Pandemie sind promi-
nente Beispiele für Themen, an denen die Bedeutung,
aber auch die Herausforderungen des Dialogs von Wis-
senschaft mit Politik und Gesellschaft deutlich werden.
Drei Beiträge aus der Leibniz-Gemeinschaft und ein Bei-
trag aus dem eng mit dem Potsdam-Institut für Klimafol-

genforschung der Leibniz-Gemeinschaft verbundenen
Mercator Research Institutes on Global Commons and
Climate Change beleuchten ausschnitthaft die Bandbrei-
te von Herangehensweisen und Erfahrungen, die Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler in Wissenschafts-
kommunikation und Politikberatung machen:
Claudia Kemfert, Leiterin der Abteilung Energie, Verkehr
und Umwelt am Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) und Professorin für Energiewirtschaft und
Energiepolitik an der Leuphana Universität teilt ihre Ge-
danken zur Wissenschaftskommunikation in den The-
menfeldern Energieökonomie und Nachhaltigkeit, ge-
speist aus jahrzehntelangen persönlichen Erfahrungen.
„Die Menschen wollen, sollen und müssen erfahren, was
wir herausfinden, welche Erkenntnisse, welche Gewiss -
heiten und welche Zweifel wir haben.“ Claudia Kemfert
schreibt über die Herausforderungen als Autodidaktin
der Wissenschaftskommunikation, die Missverständnisse
und das Lernen im ständigen Prozess von Versuch und
Irrtum, aber auch über die Bereicherung, die sie durch
Wissenschaftskommunikation erlebt: „Die Kommunikati-
on mit und in der breiten Öffentlichkeit, vor allem die
konkrete Begegnung mit Menschen in ihrem Lebens-
und Arbeitsumfeld, macht unglaublich viel Spaß.“ 

Robert Arlinghaus, Gruppenleiter für Binnenfischerei-
wissenschaften am Institut für Gewässerökologie und
Binnenfischerei, Professor für Integratives Fischerei -
management an der Humboldt-Universität zu Berlin und
Träger des Communicator-Preises 2020 lädt uns gemein-
sam mit Eva-Maria Cyrus in die Welt der Anglerinnen
und Angler ein und zeigt uns in seinem Beitrag ein-
drucksvoll, welche Bedeutung Forschung und wissen-
schaftsbasierter Dialog zu einem – vielleicht auf den ers -
ten Blick randständigen – Thema, das „Hobbyangeln“,
für die nachhaltige Entwicklung unserer Umwelt und
Gesellschaft haben kann. Im Besonderen geht es den
Autoren darum, wie aktives Erleben von Forschung
möglich gemacht wird und wieviel wirksamer dies im
Sinne der Wissen- und Kompetenzaneignung in der 
Praxis ist als ein passives Konsumieren von Forschungs-
ergebnissen.

Olaf Köller, Direktor des Leibniz-Instituts für die
Pädagogik der Naturwissenschaften und Mathematik
und Professor für Empirische Bildungsforschung an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, gewährt uns ei -

Bettina Böhm

Seite 58

Seite 68

Seite 80

Seite 73

Seite 85



tigen Notwendigkeiten und „klassischen“ Katastro-
phenszenarien. Hinzu kamen viele Unsicherheiten in der
Kommunikation mit der Öffentlichkeit, anfänglich ver-
stärkt durch den vorläufigen Status vieler Forschungser-
gebnisse. In dieser Situation entstand ein neues, relativ
wenig formalisiertes Gremium, das „Future Operations
Clearing Board“, das interdisziplinär und ressortüber-
greifend angelegt ist. Getragen wird es vom Interesse,
weit über epidemiologische oder virologische Aspekte
hinaus die Wirkungen der Pandemie auf die gesamte
Gesellschaft wissenschaftlich verstehen sowie mittel- bis
langfristige Perspektiven auf wissenschaftlicher Grundla-
ge entwickeln zu können. Thomas König als einer der
beiden Sekretäre dieses Gremiums beschreibt dessen
Entstehung, Struktur und Arbeitsweise, um schließlich
einen Ausblick auf die – derzeit unsichere – Zukunft des
Boards zu geben.

Viele Wissenschaftler*innen und Institute hatten sich
bereit erklärt, mit ihrer Expertise am Future Operations
Clearing Board mitzuwirken. Eines dieser Institute ist der
Complexity Science Hub. Sein Präsident, der Physiker
und Ökonom Stefan Thurner, und Verena Ahne, die für
den Wissenstransfer verantwortlich ist, beschreiben in
ihrem Gespräch Wie der Complexity Science Hub Vienna
die ersten Monate der Corona-Pandemie erlebte, wie er
kurzfristig sein Forschungsprogramm auf Fragen der
Covid-19-Pandemie umstellte und welche Erfahrungen
mit den ersten Auswirkungen des Einbruchs der Corona-
Pandemie gemacht wurden. Man versuchte, nicht nur
das interdisziplinäre Potenzial der Komplexitätsfor-
schung auszunutzen, sondern suchte auch den Kontakt
zu Politik und Öffentlichkeit. Nicht zuletzt aus diesem
Grund waren unter den in der Öffentlichkeit sich zur
Pandemie äußernden Wissenschaftler*innen nicht nur
Mediziner*innen, sondern vielfach auch Simulationsex-
pert*innen vertreten, die für die Prognosen des Gesund-
heitsministeriums eine zentrale Rolle spielen. Freilich ist
die Zusammenarbeit mit Politik und Öffentlichkeit für
die Wissenschaft – zumal in unsicheren Krisenzeiten –
immer ein Balanceakt, bei dem man sich nicht auf die
Regeln der Wissenschaft verlassen kann, wie Ahne und
Thurner anschaulich berichten. Die inhärenten Prinzi -
pien von Wissenschaft würden oft nicht verstanden,
Konflikte wirkten auch auf den wissenschaftlichen Dis-
kurs zurück. Ein ceterum censeo dürfte aber von vielen
Akteuren geteilt werden: Die Datenlage in Österreich ist
oft zu schlecht für gute Wissenschaft, darüber, wie das
zu ändern wäre, dürften die Meinungen aber wieder
auseinandergehen.

Bettina Böhm & Rupert Pichler

nen Blick hinter die Kulissen der Entstehung einer Ad-
hoc-Stellungnahme der Nationalen Akademie der Wis-
senschaften Leopoldina zur Coronavirus-Pandemie. Wie
gelingt es 26 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
lern aus ganz unterschiedlichen Fachdisziplinen, kurz -
fris tig über die Ostertage 2020 abgestimmte Empfehlun-
gen, insbesondere zu den drängenden Fragen zum
Schul- und Kitabetrieb, an die Politik zu formulieren?
Und welche Reaktionen erlebt man als Beteiligter nach
ihrer Veröffentlichung? Eines sollte man nach der Erfah-
rung von Olaf Köller nicht tun: damit rechnen, dass man
anschließend gelobt wird. Und trotzdem bleibt für ihn
im Ergebnis eine große Bestätigung und Motivation,
auch künftig durch wissenschaftlich basierte Empfehlun-
gen zur Entscheidungsfindung in wichtigen gesellschaft-
lichen Fragen beizutragen.

Martin Kowarsch, Leiter der Arbeitsgruppe Wissen-
schaftliche Assessments, Ethik und Politik am Mercator
Research Institutes on Global Commons and Climate
Change, stellt seinen Überlegungen zur Rolle der Wis-
senschaft in der Politik die These voran, dass wir immer
noch stark von einem autoritären Blick auf Wissenschaft
geprägt sind, wonach „Wissenschaft absolute Fakten-
wahrheiten sowohl zu politischen Mitteln als auch zu
den Zielen selbst liefern kann und soll“ und wie sich
„beinahe hörige Zuwendung zur Expertise“ schnell in
ablehnenden und sogar hasserfüllten Skeptizismus wan-
deln kann. Wie wir stattdessen einen gesellschaftsüber-
greifenden Lernprozess gestalten können und welche
Plattformen es dazu braucht, entwickelt Martin Ko-
warsch auf der Grundlage langjähriger Erfahrungen in
der Debatte um den Klimawandel und mit Blick auf die
aktuellen Fragestellungen in der Covid-19-Pandemie.
Die Covid-19-Pandemie rückte nicht nur schlagartig die
Bedeutung wissenschaftlicher Erkenntnisse für politische
Entscheidungen in den Vordergrund, sondern auch die
Strukturen wissenschaftlicher Beratung, die sich die Poli-
tik zurechtgelegt hat. Zwei Beiträge beleuchten im
österreichischen Kontext die Wirkungen der Pandemie
im Frühjahr 2020 auf das institutionelle Setting. 

Thomas König vom Institut für Höhere Studien (IHS) in
Wien beleuchtet in seinem Beitrag die Schwierigkeiten
von Politik und Verwaltung, mit den eingeübten Routi-
nen auf eine Krise adäquat reagieren zu können, zu
deren Verständnis und Lösung wissenschaftliche Er-
kenntnisse fast plötzlich von eminenter Bedeutung
waren. Die bestehenden oder nach üblichen Grundsät-
zen rasch eingerichteten Mechanismen integrierten wis-
senschaftliche Expertise zwar, aber orientiert an kurzfris -
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Anlass für eine aktuell intensivere Debatte um Wissen-
schaftskommunikation (WK) war das im November 2019
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung ver-
öffentlichte Grundsatzpapier zur Wissenschaftskommu-
nikation und die dadurch ausgelösten Stellungnahmen
einer großen Zahl wissenschaftlicher Fachgesellschaften
sowie – wenige Monate später – der Beginn der Corona-
Pandemie, deren Verlauf und wissenschaftliche Kom-
mentare sich als Nebeneffekt zu einem Lehrstück in WK
vor einem millionenfachen Publikum entwickelte.
Die weiteren Artikel in dieser Ausgabe wirken wie prakti-
sche Beispiele für die Überlegungen, die hier folgen. Der
vorliegende Text wendet sich zunächst der besonderen
Relevanz der WK zu, den Legitimationserwartungen an
Wissenschaft, prüft den Begriff Wissenschaftskommuni-
kation, sichtet die Akteure und deren Kommunikations-
partnerschaft – fragt, wie zulässig die Frage nach dem
Nutzen von Wissenschaft ist (die zu WK führt), beleuch-
tet Ziele und Erfolgsbedingungen im Wettbewerb, wen-
det sich dem Vertrauen als Grundlage und Ziel der WK
zu, registriert Defizite im Licht dieser Ziele, beleuchtet
die Notwendigkeit zur externen WK – und ihre Kommu-
nikationskanäle, zeigt Widerstände und andere Hinder-
nisse, die die Kommunikationsgrundlagen verändern,
spricht nachteilige Konstellationen im Kommunikations-
prozess an und kommt zu Schluss folgerungen.

Besondere Relevanz der 
Wissenschaftskommunikation
In einem Zeitalter, in dem Irreführung durch Fake News
(historisch gesehen: erneut) zu einer politischen Strate-
gie geworden ist, Verschwörungstheorien, wilde Vermu-
tungen zu gesicherter Erkenntnis erklärt werden, kommt

der Aufklärung, der Werbung für rationales Urteilen und
Handeln, der Werbung „für den mutigen Gebrauch des
eigenen Verstandes“ (nach den Regeln der Vernunft, s.
Immanuel Kant) besondere Bedeutung zu. Dazu müssen
kommunikative Brücken geschlagen werden zwischen
Wissenschaft und gesellschaftlicher Praxis – weit über
die Lehre in Studiengängen und über Studierende hin-
aus, die sich aktiv mit Wissenschaft beschäftigen wollen.
Die allgemeine Bevölkerung muss erreicht werden. Das
bedeutet zunächst nicht Werbung für die Prozesse in der
Wissenschaft und deren Unterstützung, sondern für ra-
tionales Handeln – also die Anwendung wissenschaftlich
gesicherten Wissens. Die Vorgänge können WK genannt
werden und finden zwischen Wissenschaftskundigen
und (zu nächst eher) -unkundigen statt. Die Ausbreitung
von Rationalität gehört auch zu den Forderungen von
Teilen der Politik an die Wissenschaft. Sie hilft der Politik
bei deren Legitimation – soweit diese sich selbst daran
hält. Das bedeutet aber nur eine von mehreren ihrer
Funktionen.
Je stärker alle Bereiche unseres Lebens von Ergebnissen
wissenschaftlicher Forschung abhängen, desto wichtiger
ist es, in wesentliche Teile dieser Prozesse soviel Einblick
zu gewinnen, dass Vertrauen entstehen kann (s.u.). Ver-
trauen ist keine Frage der Vorkenntnisse, sondern des
Vertrauens in die Akteur*innen, dass sie die Regeln der
Wissenschaft eingehalten haben. Gerade Hochschulab-
solvent*innen mit Einblick in die Wissenschaft können zu
Misstrauen neigen, wie Verschwö rungstheoretiker mit
Hochschulabschluss in der Corona-Krise gezeigt haben.
Wissenschaft bedarf für die Sicherung der Erkenntnisge-
winne des kritischen Austausches untereinander (interne
Wissenschaftskommunikation, scholarly communica tion)
und wegen ihres (i.d.R.) öffentlichen Auftrags nicht nur

Wolff-Dietrich Webler

Wissenschaftskommunikation – ein Überblick

Wolff-Dietrich 
Webler

Science and humanities need communication in many areas; it pays to examine the causes, framework and part-
ners (colleagues, administration, society, the economy, the state, etc). The financial base required to support the
field of science needs ongoing legitimization vis a vis other claims. A broad foundation of trust must be construc-
ted between the scientific community and the society. To achieve this, various and effective forms of communi -
cation must be established with partners who are not very wellgrounded in a specific area.
An approach using certain media and appropriate language may require specific skills that scientists may not be
expected to have. This reality has led to the separate profession of “science journalism”. These journalists have a
thorough grasp of the technology and theory behind current scientific endeavour, as well as the crucial ability to
“translate” this information into writing accessible to non-specialists. Their work thus provides the bridge 
between science and the public, including advocacy for the field of science in the face of rising numbers of 
antagonists. This article presents these connections as inalienable parts of scientific work.
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der Einweginformation, sondern des Austausches mit
allen denkbaren Beteiligten in Teilöffentlichkeiten (ex-
terne WK, science communication). Deren Verständnis-
voraussetzungen sind unterschiedlich und deren Interes-
senkonstellationen ebenso. Darauf muss sich jeweils
beim Austausch in der Themenwahl und Sprache von
Seiten der Wissenschaft neu eingestellt werden.
Öffentlich finanziert ist Wissenschaft von öffentlicher
Akzeptanz abhängig. In Förderwettbewerbe gestellt,
geht es auch um Reputationswettbewerbe und -hierar-
chien. Wissenschaft stützt sich zunehmend auf Zuwen-
dungen durch Stiftungen. Öffentliches Ansehen für Wis-
senschaft generell und für Teilgebiete kann Stiftungen
anregen und lenken, die der Wissenschaft gewidmet
sind. Umso wichtiger wird es aus Sicht der Wissenschaft,
mit der Öffentlichkeit permanent in einem Austausch
mit positivem Vorzeichen zu bleiben.
Damit diese Funktionen erfüllt werden können, müssen
Qualitätskriterien eingehalten werden – Sorgfalt, Ver -
läss lichkeit, Transparenz, Glaubhaftigkeit des Ergebnis-
ses, sodass Vertrauen entstehen kann.
Den Ursachen dieser Entwicklung, ihren Zielen (s.u.)
und Erfolgsbedingungen nachzugehen lohnt, denn aus
ihnen ist die heutige Bedeutung der WK erklärbar. An-
hand der Ziele ist auch die Eignung der Aktionsformen
von WK beurteilbar, mit denen die Ziele erreicht werden
sollen. Mit den Zielen verfügen wir über Maßstäbe, um
die Qualität der jeweiligen WK zu beurteilen. Daraus
sind auch Defizite und Probleme erkennbar, aus denen
Schlussfolgerungen gezogen werden können.

Legitimationserwartungen
Der Sockel langjährig wissenschaftlich gewonnenen
Wissens (das muss gegen Leugner immer wieder bekräf-
tigt – also kommuniziert werden) bildet zusammen mit
den aktuellen Erkenntniszuwächsen die maßgebliche
Grundlage unseres Lebens in Europa und immer weite-
ren Bereichen der Welt, wobei diese Tatsache (Wissen-
schaft als maßgebliche Grundlage) eben nicht unbestrit-
ten bleibt. Erkenntnissuche dieses Ausmaßes und die
Verwertung in allen Bereichen der Zivilgesellschaft, der
Wirtschaft und staatlichen Politik (ZWP) braucht hervor-
ragend vorbereitete Menschen. Forschung, Lehre, Trans-
fer und Weiterbildung müssen auskömmlich finanziert
sein. Damit aber gerät Wissenschaft und ihr Auftrag
immer wieder in Konkurrenz zu anderen Ansprüchen auf
Mittel der öffentlichen Haushalte. In dieser Konkurrenz
zu bestehen, die Akzeptanz der Öffentlichkeit und staat-
lichen Politik zu gewinnen oder sogar zu steigern, ist
zunächst nicht Teil der Erkenntnissuche. Das ist eine an-
dere Welt. Hierfür sind zumindest basale Medienkennt-
nisse erforderlich. Teilweise haben Wissenschaftler*in -
nen dies zusätzlich erlernt, teilweise haben sich aber
Spezialist*innen für Medien und (Wissenschafts-)Kom-
munikation als notwendig erwiesen. Der hohe Aufwand
an Haushaltsmitteln, den Wissenschaft beansprucht, ruft
in der Öffentlichkeit gegenüber der Wissenschaft Legiti-
mationserwartungen hervor (nicht grundsätzlich, aber
hinsichtlich Relevanz, Qualität, Zugänglichkeit von Wis-
senschaft). Außerdem kommen wirtschaftliche Nutzen -
erwartungen auf die Wissenschaft zu – deren Nachweis

und das kontinuierliche Einspeisen wissenschaftlicher
Erkenntnisse in einen außerwissenschaftlichen Verwer-
tungsprozess. Diese Informationsströme betreffen Vor-
gänge innerhalb der Wissenschaft, müssen aber auch
sprachliche Differenzen zur Alltagswelt überbrücken.
Solche Konstellationen brauchen eine Fülle kommunika-
tiver Lösungen. Ein bekanntes Beispiel für Legitima-
tionsprobleme bildet das relativ weit ausbuchstabierte
Feld der Legitimation der Grundlagenforschung: Sie
zeigt keine unmittelbar greif- und nutzbaren Ergebnisse,
aber hohen Mittelbedarf, der legitimiert werden muss.
Es bedurfte z.B. vieler Jahre, bis die EU bereit war, in
ihrem Wissenschaftsförderprogramm – das im Kontext
von Wirtschaftsförderung entstanden war – Grundlagen-
forschung zu finanzieren.

Begriffsklärung, Akteure, 
Kommunikationspartnerschaft
Der Begriff Wissenschaftskommunikation wird immer
häufiger gebraucht – und wird dabei immer diffuser.
Wegen seiner Häufigkeit lohnen Klärungsversuche. Aber
auch Definitionsversuche fielen kontrovers aus, sodass
bisher keine Eindeutigkeit erreicht wurde. Daher fallen
bei dem Begriff Wissenschaftskommunikation als Fragen
sofort ein: Wer kommuniziert hier mit wem, worüber
genau und auf welche Weise? Seit es Wissenschaft gibt,
gibt es auch Versuche, nicht nur die Welt zu erklären,
sondern auch menschliches Handeln rational zu gestal-
ten – also vernunftgemäß, der verfügbaren Erkenntnis
gemäß. Methodisch gesicherte Erkenntnisversuche er-
fordern für die Akteure entsprechendes eigenes Studium
der Voraussetzungen – danach zu handeln bedarf vor
allem voran gegangener Überzeugung. Diese Überzeu-
gungsarbeit findet in kommunikativen Formen statt.
Diese Klarstellung ist notwendig, weil Wissenschafts-
kommunikation als Austausch zwischen Partner*innen
stattfindet, die sich durch ihre Voraussetzungen unter-
scheiden. Hier stellt sich früh schon die Frage, ob 
die (nichtwissenschaftliche) Öffentlichkeit, Wirtschaft,
staatliche Politik je nach spezifischem Bedarf bei der
Wissenschaft nachfragen muss, um dann Auskunft zu er-
halten (Modell des Elfenbeinturms) oder Wissenschaft –
über akademische Lehre und Fachpublikation hinausge-
hend – von sich aus einen öffentlichen Aufklärungsauf-
trag hat und auch ohne Aufforderung auf die Gesell-
schaft, Wirtschaft, staatliche Politik zugehen soll. Das
könnte proaktive Impulse ebenso umfassen wie konti-
nuierliche Beratungen (Wissenschaftsrat, Deutscher
Ethikrat, Ständige Impfkommission usw.) bis hin zu Be-
ratungsfunktionen bei gezielter Nachfrage (von öffentli-
cher Aufklärung über Gutachten bis Auftragsforschung).
In der Wissenschaft selbst gingen die diesbezüglichen
Selbstverständnisse über die Breite des Spektrums
durchaus konflikthaft auseinander (bis hin zur Weige-
rung, solche öffentliche Aufklärung zu leisten, wobei
diejenigen, die an die Öffentlichkeit gingen, z.T. sogar als
Selbstdarsteller diffamiert wurden). Aber der Staat hat
zumindest für Klarstellung in den Hochschulgesetzen
gesorgt. Neben der traditionellen Forschung und Lehre
sind Transfer und Weiterbildung in die Kernaufgaben
von Hochschulen aufgenommen worden – in erweiterter
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Form sogar über Forschung und Lehre hinaus als Third
Mission diskutiert. Mit dieser Mission sind Initiative und
Richtung (aus der Wissenschaft heraus) klar gestellt.
Welche Bedeutung hat WK heute? Nicht wenige Wissen-
schaftler*innen und deren Organisationen wollen WK auf
diesen Zusammenhang und diese Richtung (aus der Wis-
senschaft heraus) beschränkt wissen. Das ist z.T. als Reak-
tion auf das Grundsatzpapier des BMBF (zur WK vom
November 2019)1 formuliert worden. Das BMBF hatte
den Gegenstand in seinem Grundsatzpapier jedoch so
gekennzeichnet: „Wissenschaftskommunikation findet in
der, aus der und über Wissenschaft statt.“ In der Kom-
munikation „in der Wissenschaft“ ist kollegialer Aus-
tausch als WK selbstverständlich und wird kaum so ge-
nannt. Allerdings hat die Kommunikation zwischen Wis-
senschaftler*innen verschiedener Disziplinen das Pro-
blem, dass hier unterschiedliche Fachsprachen, also unter-
schiedliche Begrifflichkeiten aufeinandertreffen können –
besonders anfällig für Missverständnisse dann, wenn
gleichlautende Begriffe in verschiedenen Fachsprachen mit
unterschiedlicher Bedeutung belegt sind. Es dauert dann
immer eine Weile, bis diese unterschiedlichen Verständ-
nisse auffallen und geklärt werden können. Das macht in-
terdisziplinäres Arbeiten manchmal aufwändig.
In der Kommunikation „aus der Wissenschaft“ ist als Ge-
genüber offensichtlich gemeint: Zivilgesellschaft, Wirt-
schaft, Politik (ZWP) – und das weltweit. In der Kommu-
nikation „über Wissenschaft“ sind die Beteiligten offen
gelassen. Häufig wird die „sendende Seite“ (allein) auf
Seiten der Wissenschaft gesehen. Das können informie-
rende, aufklärende Szenarien sein, ist aber längst nicht
immer der Fall. Auch Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Politik
tauschen sich untereinander über Wissenschaft aus, weil
es sie betrifft oder als Erwartung betreffen soll. Also
kommt die Dimension verstärkt hinzu, in der Bestäti-
gung, Verstärkung, Wünsche und Kritik aus dem nicht-
wissenschaftlichen Raum an die Adresse der Wissen-
schaft gerichtet werden. WK kann also innerhalb der
Wissenschaft, innerhalb der Zivilgesellschaft mit dem
Thema Wissenschaft, innerhalb der populärwissen-
schaftlichen Medien unter Wissenschaftsjournalist*in -
nen allein stattfinden (etwa bei Wissenschaftssendun-
gen in Rundfunk und Fernsehen ohne Dialogfunktion
mit Wissenschaftler*innen). Da kommt es manchmal zu
merkwürdigen Vorgängen. Ranga Yogeshwar, seinerzeit
Leiter der Wissenschaftsredaktion des WDR, selbst Phy-
siker und Absolvent der RWTH Aachen, erwähnte dem
Verfasser gegenüber in einem Gespräch als Kuriosität
und beklagenswerten Zustand, dass ihn nach einer sei-
ner Sendungen ein Professor anrief und sich herzlich für
diese wunderbare Sendung bedankte. Er fügte hinzu:
„Jetzt kann ich endlich meiner Frau erklären, was ich
mache.“ Der Satz verrät viel Problematisches, das hier
gar nicht alles interpretiert werden kann. 
Erwähnung verdient auch die Häufigkeit, mit der auf der
Wissenschaftsseite Personen an WK beteiligt sind. So-
weit es sich um Rechenschaft, Ergebnismitteilung han-
delt, werden die für die Feststellung der Ergebnisse Ver-
antwortlichen maßgeblich beteiligt sein. Hier bilden sich
Hierarchien in der wissenschaftlichen Laufbahn ab,
wobei sich die Öffentlichkeit sicherlich die kompeten -
tes ten Partner*innen wünscht. Oft sind Forschungser-

gebnisse sehr spezifisch zugeschnitten. Für die Öffent-
lichkeit müssen sie in ihrer Bedeutung in einen größeren
Zusammenhang gestellt werden, wozu erfahrenere Wis-
senschaftler*innen eher in der Lage sind. Hier bilden sich
aber auch alle unterschiedlichen (zeitlichen) Chancen
ab, als Partner*in von außen ansprechbar zu sein – auch
zu bestimmten Sendezeiten. Rollenverteilungen in Part-
nerschaften schlagen sich hier ebenso nieder wie allein-
erziehende Mütter und Väter. Diese Repräsentanten
können z.T. das Bild der jeweiligen Wissenschaft in der
Öffentlichkeit prägen, wie in der Corona-Krise bei den
Virolog*innen zu sehen war.
Eine zentrale Kommunikationsgrundlage von (öffentlich
finanzierter) Wissenschaft besteht in der Pflicht zur Ver-
öffentlichung ihrer Ergebnisse, möglichst weltweit. Dazu
hat sich Wissenschaft seit Jahrhunderten verpflichtet –
von Militärforschung oder bestimmter Auftragsfor-
schung zugunsten privatwirtschaftlicher Firmen abgese-
hen, und selbst dort gibt es (z.T. sogar gesetzliche) Re-
geln, was davon in welcher Frist publiziert werden soll. 
Inzwischen ist außerhalb des Wissenschaftssystems der
Austausch über Wissenschaft und deren Nutzen, An-
wendbarkeit und Gefahren von Erkenntnissen ständig
gewachsen – mit und ohne Wissenschaftler*innen in
Auskunfts- und Beratungsrollen. Diese Kommunikati-
onsbeziehungen werden von Akteur*innen aufgebaut,
die in einem breiten Spektrum von den beteiligten For-
scher*innen selbst, interpretierenden Fachkolleg*innen,
von Wissenschaftsjournalist*innen in unterschiedlichen
Funktionen bei Wissenschafts- und Fördereinrichtun-
gen, in Medien (auch als selbständige Blogger) und Nut-
zerverbänden, politischen Parteien bis zu unmittelbaren
Anwendern der Erkenntnisse reichen. Angetrieben wer-
den sie – wie erwähnt – vom Mitteilungsbedürfnis, ja
(Karriere-)Zwang der Forscher*innen, den Legitimations-
erwartungen von Politik und Zivilgesellschaft gegenüber
Wissenschaft sowie den Nutzererwartungen derjenigen,
die vom Transfer ideell oder materiell profitieren.
In Darstellungen über WK wird besonders darauf geach-
tet, dass die Interessengruppierungen deutlich unterschie-
den werden. Während alle Kommunikation im Wissen-
schaftssystem und aus ihm heraus über eigene Leis tungen
interessenbezogen darauf angelegt ist, diese Leis tungen
positiv darzustellen, verstehen sich externe Wissenschafts-
journalist*innen als neutral und kritisch bewertend.
Eine detaillierte und umfangreiche Darstellung der Ak-
teur*innen und Funktionen bieten Christian Mrotzek
(DESY), Franz Ossing (GFZ), Doris Wolst (UFZ) und Josef
Zens (MDC).2

Erscheinungsformen der 
Wissenschaftskommunikation
WK ist vielschichtig. Es lohnt sich kurz die Dimensionen
zusammenzustellen (immer noch beispielhaft), wie sie
vor allem in den letzten zwei Jahrzehnten ausgeprägt
worden sind. Dort lassen sich (quasi von innen nach
außen) unterscheiden:

1 https://www.bmbf.de/upload_filestore/pub/Grundsatzpapier_zur_Wissen
schaftskommunikation.pdf

2 https://gfzpublic.gfz-potsdam.de/rest/items/item_1480911_2/component/
file_1480912/content
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• der wissenschaftliche Austausch – auch international –
unter den Akteur*innen selbst (oft auch interne Kom-
munikation innerhalb des Wissenschaftssystems ge-
nannt, scholarly communication) und wegen ihres
(i.d.R.) öffentlichen Auftrags nicht nur der Einwegin-
formation, sondern des Austausches mit allen denkba-
ren Beteiligten in Teilöffentlichkeiten (externe WK,
science communication),

• die Selbstdarstellung von individuellen Wissenschaft-
ler*innen bzw. Darstellung ihrer Arbeiten für persönli-
che Reputationsgewinne in der Scientific Community,

• die Selbstdarstellung von Forschungsgebieten/Institu-
ten den Leitungen gegenüber/von ganzen Fachberei-
chen/Fakultäten den Hochschulleitungen gegenüber
(im Wettbewerb um Relevanz = Förderwürdigkeit, etwa
bei Haushaltsverhandlungen sowohl als Vorhaben, als
auch im Rückblick in Berichtsform als Legitimation),

• die Selbstdarstellung von Forschungsgebieten/Institu-
ten nach außen, um Attraktivität bei Berufungen zu
gewinnen,

• die Selbstdarstellung von ganzen Hochschulen oder
Forschungsinstituten dem Land gegenüber (erneut im
Wettbewerb um Relevanz = Förderwürdigkeit),

• Forschung unter Beteiligung von oder sogar durch Laien
in ihrer Vorbereitung und Durchführung. „Unter Citizen
Science (werden) solche Projekte verstanden, die Laien
und/oder die organisierte Zivilgesellschaft ohne institu-
tionelle Verankerung in der Wissenschaft in relevante
Forschungsarbeiten einbindet.“ Dieser Forschungstyp
wird mittlerweile sogar öffentlich gefördert.3

• Die Darstellung von Einzelergebnissen oder von Wis-
senschaft an sich gegenüber der Gesellschaft, um zur
Teilnahme zu animieren, um Vertrauen zu gewinnen
(und damit auch Förderwürdigkeit),

• Wettbewerbe (z.B. „Jugend forscht“), um mithilfe der
Schulen Jugendliche an Forschung heranzuführen,

• Regelmäßige Wissenschaftssendungen in Rundfunk
und Fernsehen (z.Z. 72), moderiert und nicht mode-
riert (Quarks & Co, nano, arte, Scobel, Leschs Kosmos,
Podcast „Synapsen“ usw.),

• die Kommunikation von Wissenschaftler*innen mit
Mitgliedern ihrer beforschten Praxisfelder, die Ziel, Le-
gitimation, Vorgehen und spätere Ergebnisse des Pro-
jekts verstehen sollen,

• die Verbindung zur Öffentlichkeit in einem dialogi-
schen Verhältnis (Beispiel: die Konferenzreihe „Ham-
burger Horizonte“, seit 2017 eine jährliche, zweitägige
Begegnungsveranstaltung mit dem „Ziel, den Aus-
tausch zwischen Wissenschaft und Gesellschaft über
aktuelle, drängende Fragen mittels eines interdiszi-
plinären Diskurses und offenen Dialoges mit dem Pu-
blikum zu fördern.“),4

• die Berichtspflichten über Großprojekte gegenüber
Förderern und der Öffentlichkeit (Beispiel „Expedition
Polarstern“).

Wissenschaftskommunikation hat seit einigen Jahren
auch sehr spezifische Formen angenommen. Das gilt –
wie hier erwähnt – für Museen, Planetarien, Science
Centers, Ausstellungen mit wiss. Inhalten, Bürgerdialo-
ge, Wissenschaftsläden als neue Art der Adressierung
von Laien, Wissenschaftsjahre, praktische Kooperation

in Form der Citizen Science … Hinzu kommen ereignis-
bezogen „Wissenschaft im Dialog“, Wissenschafts-
Events (wie Wissenschaftsfestivals), Science Trucks, Tage
der offenen Tür …
Dass wesentliche Teile der Forschung als Industriefor-
schung mit privatwirtschaftlichem Nutzen betrieben
werden, konnte gerade wieder im Wettlauf um einen
Corona-Impfstoff öffentlich verfolgt werden. Auch in
diesem Rahmen liegt auf der Hand, über Wissenschaft
zu kommunizieren – und das weit über den Diskurs zwi-
schen Expert*innen hinaus. Aber es geht nicht nur um
Hilfen für die Menschheit. An diesem mutmaßlichen
Sieg der Wissenschaft stört etwas. Selbstverständlich soll
es auch Industrieforschung zum Nutzen der Menschen
geben. Das, was heftig stört, ist die Nutzung öffentlicher
Fördermittel auf der Kostenseite und Privatisierung der
Gewinne auf der anderen Seite ohne jede Rückerstat-
tung der Hilfen. Das Beispiel zeigt bereits die Zwiespäl-
tigkeit des Themas – und auch darüber muss gesprochen
werden – ist also Gegenstand der WK.

Nach Nutzen fragen – ja. Aber wie konkret
von erwarteten und verhandelten 
Handlungsabläufen abhängig? 

Solange es Forschung gibt, sind nicht nur von den For-
schenden selbst, sondern auch von Mäzenen oder der
Umgebung (Nutzen-)Erwartungen an die Forschung ge-
richtet worden. Hier stellen sich schnell Fragen der Un-
abhängigkeit der Fragestellung und des Vorgehens
sowie der Leistbarkeit des Vorhabens. WK kann eine
Entlastungsfunktion haben, weil eine über die Bedin-
gungen und typischen Vorgehensweisen von Wissen-
schaft informierte Öffentlichkeit realistischere Erwartun-
gen formulieren kann als eine uninformierte; entspre-
chend geringer fällt die Enttäuschung aus, falls die For-
schung nicht das gewünschte Ergebnis erzielen kann.
Von den Erwartungen her hat Auftragsforschung die
engste Bindung an Erwartungen. Aber hier ist – wieder
durch WK mit den Auftraggebern – schon im Vorfeld
ausgehandelt worden, was erwartet werden kann, denn
die Wissenschaftler*innen möchten Enttäuschungen
schon wegen der Aussicht auf Anschlussaufträge vermei-
den. Hier steht der Wissenschaft bis heute das mittelal-
terliche Muster der Alchimie mit ihrer Suche nach künst-
lichem Gold und der permanenten Legitimation des
Misserfolges vor Augen, als alles Mögliche gefunden
wurde, was der Auftraggeber nicht erwartete – nur nicht
Gold. Die Wissenschaft wünscht sich ein Mäzenaten-
tum, das möglichst idealistisch Wissenschaft finanziert,
ohne detaillierte Aufträge damit zu verbinden. Nach his -
torischen Phasen großer Freiheit seit etwa Mitte des 
18. Jh. beginnt staatliche Wissenschaftspolitik seit etwa
50 Jahren mit der Profilbildung und Schwerpunktset-
zung bis hin zu vertragsförmigen Zielvereinbarungen
immer konkretere Rahmenbedingungen zu formulieren.
Evaluationen dieser Zielvereinbarungen zeigten überra-

3 https://www.bmbf.de/foerderungen/bekanntmachung-1224.html 
4 https://www.hamburg.de/pressearchiv-fhh/13235346/hamburger-horizon

te-2019/
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schend, wie dieses management by objectives am An-
fang überaus detailliert und konkret ausfiel und stark in
die Nähe von Auftragsforschung geriet – und wie unge-
schickt zu Beginn auch von Seiten der Wissenschaft die
Verhandlungen als WK geführt wurden. Das manage-
ment by objectives offenbart schnell die Grenzen der
Übertragbarkeit von Steuerungsmodellen aus der Wirt-
schaft auf die Wissenschaft. Was als Fortschritt geprie-
sen wurde – nicht über Schritte, sondern nur über Er-
gebnisse am Ende eines im Übrigen frei zu wählenden
Weges zu verhandeln – neigt dazu, den erwarteten Nut-
zen als Ziel zu setzen. Das führt in ein Dilemma mit der
Wissenschaftsfreiheit.
So haben sich in der Debatte um WK schnell alte Kon-
flikte wieder eingestellt. Diejenigen Wissenschaftler*in -
nen, die Wissenschaft als erwartetes Ergebnis mit Er-
kenntnis, mit Verstehen und Erklären begrenzen und
praktische Handlungsanleitungen ausschließen möch-
ten, geraten in der Begegnung mit der Öffentlichkeit in
ein altes Dilemma.5 Denn dort wird vielfach von der
Wissenschaft Nutzen erwartet. Natürlich besteht Nut-
zen auch aus Erkenntnis, Verstehen und Erklären. Aber
das kann nur der Hintergrund praktischen Handelns
sein. Eine Handlungsanleitung kommt ohne Normati-
vität, ohne Regeln und Vorschriften nicht aus, und davor
scheuen viele Wissenschaftler*innen zurück.6 Da zeigt
sich wieder der alte Konflikt um die Frage, wie politisch
Wissenschaft ist – wobei schon der Politikbegriff unter-
schiedlich gefüllt und z.B. auf staatliche Politik reduziert
wird. Dabei bedeutet der Begriff ursprünglich öffentli-
ches Gestalten (potenziell durch jeden Bürger/jede Bür-
gerin). Häufig wird übersehen, dass westliche und noch
enger mitteleuropäische Wertvorstellungen, Relevanz-
kriterien, individuelle Präferenzen, ethische Normen wie
selbstverständlich in unsere Forschung eingehen und sie
deutlich von anderen Teilen der Welt unterscheiden. Al-
lerdings kann mit dieser Prägung unterschiedlich umge-
gangen werden. Auch wissenschaftliche Politikberatung
wird ständig missverstanden und als eindeutiger Rat zu
einem bestimmten Handeln interpretiert. Das würde
monokausale Abläufe, eine eindimensionale Kausalität
und klare Prognose der Folgen voraussetzen. Politische
Beratung auf wissenschaftlicher Grundlage kann aber
nur darin bestehen, alternative Handlungsmöglichkeiten
mit (soweit absehbar) ihren jeweiligen Folgen durchge-
spielt zu haben und diese Alternativen vorzulegen.
Damit werden Risiken erheblich reduziert. Um einer Ex-
pertokratie zu entgehen, bleibt die Auswahlentschei-
dung zwischen den Alternativen aber allein den durch
ein Wahlmandat politisch Beauftragten vorbehalten.
Wissenschaft kann die Ungewissheit der Folgen be-
stimmter Entscheidungen reduzieren. Die Entscheidung
mit ihren Risiken abnehmen kann sie aber nicht. Das öf-
fentlich verständlich zu machen, bildet förmlich den
Auftrag an WK.

Ziele und Erfolgsbedingungen im Wettbewerb
In den letzten 200 Jahren der Wissenschaftsgeschichte
galt als Ziel der Universitätsentwicklung, dass es im Ni-
veau des Studiums keine Ausreißer nach unten geben
sollte und alle Absolvent*innen ein hochrangiges Studi-

um absolvieren konnten. Das ließ durchaus zu, dass es in
den einzelnen Fächern – verteilt über Universitäten –
Lehrstuhl-Hierarchien als Reputationshierarchien gab.
Und Reputationsgewinne beruhen auf WK. Aber Wett-
bewerbe im heutigen Sinne um Ressourcen gab es nicht.
Das setzte in größerem Umfang erst nach 1970 als För-
derwettbewerb mit steigender Drittmittelabhängigkeit
ein und verschärfte sich nach 1980, als Wettbewerb im
Rahmen des New Public Management zum Treiber der
weiteren Entwicklung erklärt wurde. Wenn heute ge-
fragt wird, welchen Zielen WK dienen soll, finden sich
im Grundsatzpapier des BMBF zur WK trotz der vielfälti-
gen Kommunikationsrichtungen wenig konkrete Anga-
ben. Pauschal formuliert, dient WK innerhalb und aus
der Wissenschaft heraus natürlich der Information und
letztlich der Verständigung. Wissenschaftsintern dient
WK im Forschungsprozess der Suche nach konstruktiver
Rückmeldung, der weiteren, gutachtlichen Verständi-
gung über die Förderwürdigkeit eines Vorhabens, über
Forschungsprozesse und über vorläufige, kritisch zu
überprüfende Ergebnisse; auf dem Weg der Publikation
im Prozess der Begutachtung (meist im Peer Review)
auch der Qualitätssicherung. Und schließlich kann als
Ziel gegenüber der Zivilgesellschaft formuliert werden:
Um über die Funktion von Wissenschaft, über die Eigen-
heiten wissenschaftlicher Erkenntnisprozesse zu infor-
mieren und um Vertrauen zu werben. Vor allem aber um
die an WK beteiligten Adressatengruppen in ihrer Ur-
teilsfähigkeit zu fördern. Zivilgesellschaft, Wirtschaft
und staatliche Politik melden im Prozess der WK ihrer-
seits Erwartungen/Ansprüche an.
Die bisherige Zusammenstellung der Kommunikations-
ziele müsste noch durch die statusbezogenen und per-
sönlichen Ziele all jener erweitert werden, die in diesem
Feld mittlerweile kommunikativ tätig sind (z.B. Auf-
klärungswünsche an die Öffentlichkeit, um deren Ver-
ständnis und Urteilsfähigkeit zu steigern). Auch diese
Ziele haben sich mit der Vielfalt der Akteur*innen stän-
dig erweitert. Diese Ziele können idealistisch auf Refor-
men in ZWP gerichtet sein, sich auf eine materielle Ver-
besserung der eigenen beruflichen Situation beziehen,
aber auch immateriell mit Erfolgserlebnissen und höhe-
rer Berufszufriedenheit zusammen hängen.
Mit der Frage, ob die Kommunikationsmittel den jeweili-
gen Zielen angemessen sind, stellt sich die Qualitätsfra-
ge. Wie weit sind die Mittel geeignet, die Ziele zu errei-
chen? Gibt es bessere Mittel? Hier stehen unterschiedli-
che Strategien und Medien in einem Wettbewerb mit-
einander – seit Einzug der Digitalisierung erheblich be-
schleunigt und in den Social Media entfaltet. In diesem
Zusammenhang bemerkenswert sind die sich schnell aus-
differenzierenden Segmente der WK, deren Kommunika-
tionsmittel und die Kommunikationsrichtung. Denn es
betrifft als Zielgruppen nicht nur die Öffentlichkeit, staat-
liche Politik und Wirtschaft als Gegenüber, sondern auch
die Mitbewerber*innen um die Fördergunst in einem
schärfer werdenden Wettbewerb. WK ist zum Instru-
ment dieses Wettbewerbs geworden. Leitgedanke 
wu rde: Wie kann die eigene wissenschaftliche Praxis – als

5 So Julika Griem in Blättel-Mink et al. 2021, S. 10.
6 Ebda.
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Darstellungsaufgabe – in ein möglichst (im Doppelsinne)
gewinnendes Licht gestellt werden, das mehr leuchtet als
das Licht des Nachbarn? Sich besser darzustellen als die
Mitbewerber*innen ist zunächst ein wenig idealistisches
Ziel. Hier werden Darwinsche Regularien über die Evolu-
tion der Arten und das Überleben der Stärkeren einge-
führt. Trotzdem wird auch hier größter Wert auf eine er-
folgreiche Präsentation der eigenen Stärken gelegt. Mög-
licherweise wird allerdings aus Furcht vor Nachteilen
auch sorgfältiger nach Schwächen und deren Beseitigung
gesucht – ohne sie zu kommunizieren.
Reputation verleitet nicht nur die erreichte Anerken-
nung in der Fachöffentlichkeit bzw. in der Teilöffentlich-
keit der Fachpublikationen, sondern auch der Bekannt-
heitsgrad und die Anerkennung der Leistungen, die in
der allgemeinen Öffentlichkeit vorgewiesen werden
kann. Schnell wird klar, dass dieses „Vorweisen“ von den
unmittelbar beteiligten Wissenschaftler*innen nicht ne-
benbei erledigt werden kann. In Science Festivals reicht
es z.T. noch aus, sich mit Fantasie eine eigene, gut ver-
ständliche Demonstration am Straßenrand auszudenken.
Bei komplexeren Anforderungen an sprachlichen oder
bildlichen Transfer muss mehr dazu kommen. Denn die
Verständnis-Voraussetzungen der Adressat*innen sind
völlig verschieden, wodurch mit dem geringeren Vorwis-
sen auch andere Schwellen der Neugierde und Einord-
nungsmöglichkeiten gegeben sind. Die zu kennen und
über die Sprache und Darstellungsmöglichkeiten zu ver-
fügen, die diese Adressaten erreichten, übersteigt schnell
die zeitlichen Möglichkeiten der Wissenschaftler*innen. 
In diesen Kommunikationsprozessen wird mittlerweile
eine Medien- und Zielgruppenkenntnis und ein Zeitauf-
wand gefordert, die normale Forschende neben ihrem
eigentlichen Ziel, der Erkenntnissuche, und ihren weite-
ren Aufgaben in Lehre und Selbstverwaltung (einschließ-
lich der Ressourcensuche) nur eng begrenzt aufbringen
können. Diese Kenntnis bei jüngeren Mitgliedern zu ver-
muten und ihnen entsprechende Aufgaben zu übertra-
gen, fördert nicht, sondern behindert ihre eigene Karrie-
re. Daher stellt sich die Frage nach (zumindest tem-
porären) Entlastungen in diesen Aufgaben durch Um-
strukturierungen (Stichworte hierzu: Forschungsprofes-
suren ohne Lehraufgaben und hauptamtliche Dekan*in -
nen ohne Aufgaben in Forschung und Lehre). Diese Lö-
sungen sind aber selbst umstritten. 
Hier ergaben sich Brückenfunktionen, und die Über-
brückung musste teilweise von anderen übernommen
werden – der intermediären Gruppe der Wissenschafts-
journalist*innen. Sie wird immer umfangreicher einge-
setzt – selbst mit Forschungserfahrung ausgestattet, ver-
fügt sie über besonders günstige Ausgangsbedingungen,
wenn die Mitglieder aus ähnlichen Fächern kommen.
Und selbst sie sind weiter geschult: Als der Verfasser in
einem Gespräch mit Ranga Yogeshwar nach dem Kon-
zept fragte, mit dem Wissenschaft dargestellt und für
Wissenschaft geworben wird, erklärte ihm dieser, dass
die Mitglieder der Wissenschaftsredaktion des WDR
und alle zuarbeitenden Freelancer von einem Theater-
dramaturgen geschult seien – auch für naturwissen-
schaftliche Inhalte. Das sind mediale Produktionsbedin-
gungen, die normalerweise von Fachwissenschaftler*in -
nen, die noch im Forschungsprozess stecken, nicht er-

füllt werden können. Yogeshwar war einer derjenigen,
die jahrzehntelang Wissenschaftssendungen in Rund-
funk und Fernsehen produziert haben – besonders be-
kannt: Quarks & Co. 
Mit diesen Produktionen hat sich in den letzten Jahr-
zehnten ein neues personelles Berufsfeld eröffnet, das
neue Expert*innen hervorbrachte – die Professionals der
Wissenschaftskommunikation. Indem sie sich mit immer
neuen Ergebnissen aus der Wissenschaft befassten, um
sich auf eigene Sendungen und sonstige Darstellungen
vorzubereiten, inszenierten sie für sich ein Selbststudi-
um, dessen Ergebnisse sie mit ihren medialen Kenntnis-
sen verbanden. Der Kreis der Wissenschaftsjournalist*in -
nen wächst immer stärker an und reicht von den mit Öf-
fentlichkeitsarbeit beauftragten Stellen der Wissen-
schaftseinrichtungen über Förderorganisationen bis zu
den Medien, die längst Wissenschaftsredaktionen einge-
richtet haben, um möglichst kompetent berichten zu
können – der wachsenden Bedeutung der Wissenschaft
entsprechend.
In dem Maße, in dem die Wissenschaft und ihre Ergeb-
nisse für staatliche Politik, Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft immer wichtiger wurden – immateriell als Orien-
tierung in der Welt, materiell durch Transfer und Ver-
wertung wissenschaftlicher Ergebnisse – ist nicht nur die
Erzeugung, sondern auch die Art der Weitergabe dieser
Ergebnisse immer wichtiger geworden. Mit der von
staatlicher Wissenschaftspolitik7 gewollten Verstärkung
von Wettbewerb um private und staatliche Finanzierung
sowie Drittmittel ging es zunehmend nicht nur um „die
Wissenschaft“ als Ganze gegenüber der nicht-wissen-
schaftlichen Öffentlichkeit, sondern auch spezifischer
um Interessen der Herkunftsländer, um den Ruf nationa-
ler Wissenschaftssysteme, den internationalen Rang der
einzelnen Hochschulen oder Forschungseinrichtungen
mit ihrer wissenschaftlichen Reputation, sogar der Diszi-
plinen untereinander (inwieweit ihnen z.B. die Fähigkeit
zur Lösung gesellschaftlicher Probleme zugeschrieben
wurde oder nicht) oder interdisziplinärer sowie transdis-
ziplinärer Zusammenarbeit.

Vertrauen als Grundlage und Ziel der 
Wissenschaftskommunikation
Eine wesentliche Grundlage für die öffentliche Finan-
zierung von Wissenschaft bildet das öffentliche Vertrau-
en in ihre Leistungsfähigkeit und ihren u.U. erst nach
Jahren erkennbaren Nutzen. Und dieses Vertrauen muss
ständig gestützt und wieder hergestellt werden – als Le-
gitimationsdruck verstärkt noch durch die ständig stei-
genden Kosten der Forschung. Die Berichte über Fälle
wenig achtsamen Umgangs mit Finanzen in Wissen-
schaft und deren Verwaltung – etwa durch die Landes-
rechnungshöfe – sind natürlich nicht geeignet, dieses
Vertrauen zu verstärken. Die Zeitschrift „Forschung“ hat
sich in den letzten Jahren wiederholt mit dem Phäno-
men Wissenschaftskommunikation befasst.8 Und im
Zentrum stand auch dort: Vertrauen. Da wurde über

7 Verkündet in dieser Form erstmals 1983 von der damaligen Bundesfor-
schungsministerin Dorothee Wilms.

8 z.B. Themenschwerpunkt in FO 1+2/2012; FO 4-2018.
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Herkunft und Ziel der Wissenschaftsfestivals (Science
Festivals) berichtet als einem Mittel, breite Bevölke-
rungskreise für Wissenschaft zu interessieren – sowohl
für Erkenntnisvorgänge, als auch für ihren Nutzen für
die Allgemeinheit. Das Verständnis soll gefördert wer-
den, dass Wissenschaft nicht nur im ideellen Sinne (Er-
kenntniszuwachs für die Menschheit auf allen Gebie-
ten), sondern auch im materiellen Sinne lohnt. Mit die-
sen Festivals (erstmals ab 1989 im schottischen Edin-
burgh eingesetzt)9 sollte ebenfalls Vertrauen gewonnen
werden. Beides hat auch die US-amerikanische Bewe-
gung PUS (Public Understanding of Sciences) als Ziel
verfolgt, um die in den USA besonders populäre These
„Wissenschaft bedeutet Fortschritt“ neu zu belegen
und die Spenden- und Unterstützungsbereitschaft für
Wissenschaft zu steigern. Denn in den USA ist Wissen-
schaft viel weniger öffentlich finanziert und viel stärker
von Stiftungen, Mäzenatentum, Mentorschaft, Sponso-
ren abhängig als in Deutschland (obwohl dies auch hier
nach einer Änderung des Steuer- und Erbrechts stark
zugenommen hat). Hierfür ist Werbung um Vertrauen
notwendig. In den USA war eigentlich schon seit den
Angriffen auf Hiroshima und Nagasaki, spätestens seit
dem Vietnamkrieg die Fortschrittsannahme stark ins
Wanken geraten und hatte zu schweren Einbußen im
Stiftungs- und Spendenaufkommen geführt. Das Ver-
trauensprogramm PUS ist in den USA mit zweistelligen
Millionenbeträgen pro Jahr vorangetrieben worden. Es
wurde dann auch nach Deutschland übernommen als
PUSH (Public Understanding of Science and Humani-
ties), existiert heute noch unter dem Namen „Wissen-
schaft im Dialog“ und wendet sich mit den verschie -
dens ten Aktionen an die breite Öffentlichkeit.
Wenden wir uns weiteren Ursachen für die wachsende
Bedeutung und Erweiterung der WK zu: Seit den Zeiten
Wilhelm von Humboldts wurde den einzelnen Wissen-
schaftlern (und später Wissenschaftlerinnen) immer
mehr individuelle Freiheit und individueller Schutz für
ihre Erkenntnisse und deren Lehre gewährt, gelangte auf
die Verfassungsebene im Entwurf der Paulskirche
(1849), in Österreich Ende der 1860er Jahre zu Verfas-
sungsrang und in Deutschland dann nach der Revolution
von 1918 in die Weimarer Verfassung. Wissenschaftliche
Erkenntnis gewann an staatlichen Hochschulen und For-
schungseinrichtungen eine Schutzzone, sodass eine
Kommunikation mit der weiteren Öffentlichkeit über
Themen der Wissenschaft nur dann notwendig schien,
wenn sie gesellschaftliche Konflikte betrafen sowie
Überlebensfragen der Menschen und der Menschheit.
Das betraf nach dem 2. Weltkrieg in den 1950er Jahren
die Göttinger Erklärung der Physiker zu Atomwaffen, in
den 1960er Jahren die Proteste und Forderungen im
Zusammenhang mit dem Vietnamkrieg und seinen Me-
thoden und generell Forderungen der Studentenbewe-
gung nach mehr Gesellschaftsbezug und Praxisbezug
von Wissenschaft – bei voller Unabhängigkeit. Abhän-
gigkeit und vor allem Verwertungsbezug durch Auf-
tragsforschung wurden strikt abgelehnt. Aus diesen und
anderen Gründen stieg der öffentliche Anteil an der Fi-
nanzierung der Wissenschaft erheblich, und damit
wurde die abstrakte Erwartung, dass Wissenschaft sich
auch gegenüber der Gesellschaft legitimieren müsse,

plötzlich konkret. Um das öffentliche Einverständnis für
den Finanzierungsbedarf der Wissenschaft zu sichern,
musste sie sich dieser Öffentlichkeit gegenüber ver-
ständlich machen. Das betraf eine verständliche Sprache
und Einsicht der Öffentlichkeit in die Relevanzhierar -
chien der Wissenschaft und wie sie zustande kommen.
Damit war eigentlich das Gesamtfeld der WK und ihrer
Intensivierung bereitet. 

Defizite im Licht der Ziele 
In dem Grundsatzpapier des BMBF zur Wissenschafts-
kommunikation (November 2019) wird u.a. ein Förder-
programm für WK angekündigt, verbunden mit dem Be-
fund, WK müsse in Deutschland intensiviert werden, hier
gebe es Defizite. Diese Annahme hat vielfältigen Wider-
spruch der Fachgesellschaften ausgelöst. Tenor: 1. Wir
leisten bereits WK soweit irgend möglich, 2. Mehr könn-
ten wir leisten, wenn WK auch angemessen finanziert
würde. 3. Eine Verstärkung der Förderung wird begrüßt.
– Offensichtlich besteht also der Eindruck von Defiziten
in der Wissenschaft oder ihrer öffentlichen Transparenz,
sodass sich aus staatlicher Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft viele Erwartungen auf Wissenschaftskommunikati-
on richten. Diese Vorgänge lösen Fragen, Analysen, Ver-
ständnis aus und werden zum Gegenstand der Wissen-
schaft selbst – z.B. der Medienwissenschaften. Und je
mehr diese WK betrieben wurde, desto mehr gewann
auch die professionelle Vorbereitung darauf (sogar in ei-
genen Studiengängen) an Bedeutung.
Ein Bild von Wissenschaft wirkt kontraproduktiv, wenn
es dem Vertrauen in die Ziele und Mittel der Wissen-
schaft abträglich ist. Nach allgemeinem Verständnis soll
Wissenschaft dem Wohl der Menschheit dienen. Das
rechtfertigte ihre Finanzierung aus öffentlichen Mitteln.
Stattdessen ließ sie sich – wenn auch fallweise – immer
wieder in (wirtschaftliche) Partialinteressen oder nationa-
le Machtinteressen verwickeln. Auch einer solchen Fehl-
entwicklung eigentlich entgegenstehende christliche
Werte blieben wirkungslos. Hier musste sich die Wissen-
schaft weiter klären und musste vor allem nach dem 1.
Weltkrieg (Stichwort Gaskrieg und seine wissenschaftli-
che Vorbereitung), nach dem 2. Weltkrieg (Stichwort
Atomwaffen, medizinische Versuche an Menschen im
KZ) und in weiteren Kriegen (Stichwort Phosphorbom-
ben auf Zivilbevölkerung, Chemiewaffen im Vietnam-
krieg usw.) ihre ethischen Normen erheblich schärfen.
Dieser Prozess verlief durchaus langsam und mit Rück-
schlägen – etwa in Richtung Kriegsforschung. Dazu muss -
te ihr Werteverständnis zunächst geprüft (z.B. Schutz von
Menschen, Schutz der Menschheit, Schutz der Erde als
Lebensraum) und ihr Nutzenbegriff wesentlich enger de-
finiert werden (wie weit sind Tierversuche zu rechtferti-
gen – angefangen bei der Definition von Tieren als
„Sache“?). Das alles betrifft die Wissenschaftsethik, und
das alles erzeugt Kontroversen und damit WK. 
Unverständlich spät, nämlich erst vor etwa 20 Jahren
hat sich die Wissenschaft in Deutschland aufgerafft, die
implizit natürlich vorher gültigen ethischen Normen aus-
drücklich zu formulieren und Kontrollinstanzen zu deren

9 https://www.sciencefestival.co.uk/about
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Einhaltung einzusetzen (2001 erster (nationaler) Ethik -
rat, 2007 Ethikratgesetz), Normen der Fachverbände,
der DFG usw.. Das allein schon ist geeignet, Vertrauen
in Ziele und Mittel der Wissenschaft zu erschüttern.
Mögliche Quellen von Misstrauen werden von Gegnern
förmlich gesucht. Zum Teil werden diese Quellen selbst
von Kritikern erzeugt. Zunächst werden unrealistische
Erwartungen aufgebaut, um sie dann triumphierend als
unerfüllt anprangern zu können. Aber auch interne Ver-
stöße gegen die eigenen Regeln und die Fälle durch Täu-
schung erworbener Doktortitel, die nicht nur als Fehl-
barkeit von Wissenschaftler*innen, sondern – als Kon-
troll- und Betreuungsfehler – auch als mangelnde Ver -
läss lichkeit ihrer Kontrollmechanismen wahrgenommen
werden, untergraben das Vertrauen in wissenschaftli-
ches Vorgehen. 
Umso wichtiger ist es zunächst, öffentliches Verständnis
für Ziele und Arbeitsweisen der Wissenschaft zu erzeu-
gen und nur erfüllbare Erwartungen zu wecken. Diese
Grenze wird auf der Suche nach Originalität jedoch nicht
selten überschritten (z.B. um Gutachter*innen zu beein-
drucken – sei es für Publikationen in Zeitschriften, sei es
für Anträge auf Drittmittelförderung). 
Dem Vertrauen in Wissenschaft fundamental abträglich
sind manipulierte Daten – etwa bei Laborreihen. Die Er-
gebnisse werden dann manchmal auch noch als Sensati-
on veröffentlicht. Dass solche Täuschungen von der glei-
chen Wissenshaft aufgrund ihrer Kontrollen selbst auf-
gedeckt werden, macht die Fälschung nicht ungesche-
hen und bleibt meist unbeachtet.

Notwendigkeit zur externen 
Wissenschaftskommunikation – 
und ihre Kommunikationskanäle

Welche Formen von WK sind anzutreffen? Die Veröf-
fentlichung wissenschaftlicher Ergebnisse geschieht mit
Hilfe von Tagungen, Fachzeitschriften (print und online),
Einzelpublikationen im Internet und populärwissen-
schaftlichen Mitteln, wie Wissenschaftssendungen in
Rundfunk und Fernsehen (z.B. Quarks & Co) oder etwa
kürzlich durch den Film über die Arktis-Expedition mit
dem Expeditionsschiff „Polarstern“ im besten Abendpro-
gramm der ARD. Eine solche Expedition bzw. die Be-
richterstattung darüber ist glänzend geeignet, die Öf-
fentlichkeit sowohl von der Faszination der Erkenntnis-
suche und ihren praktischen Schwierigkeiten, als auch
von ihrer Relevanz zu überzeugen, da es hier um zentra-
le Fragen des Überlebens der Menschheit auf diesem
Planeten geht. Immer stärker kommen Wissenschafts-
podcasts und -blogs hinzu.
In der WK wird mittlerweile fast das ganze Spektrum der
Möglichkeiten genutzt, die die neuen Medien zusätzlich
bieten und sich bei den gewandelten Nutzergewohnhei-
ten empfiehlt. Um darin erfolgreich zu sein, haben sich
unterschiedliche Sprachen und Kommunikationsregeln
entwickelt. Die Umrisse können hier nur skizziert wer-
den. Volumen und mediale Breite der WK nahmen
schnell zu. Ergebnis: Das Themenfeld wurde sehr um-
fangreich. Das hatte bei den Kommunikationspartnern
immer umfangreichere Spezialisierungen zur Folge. 

Über die Notwendigkeit zur externen WK herrscht Kon-
sens, denn ihr wird offensichtlich weiter steigende Be-
deutung beigemessen. Aus den ursprünglichen populär-
wissenschaftlichen Vorträgen der Wissenschaftler*innen
selbst sind mittlerweile ganze Stäbe mit eigenem Perso-
nal entstanden. Auch sind ganze Studiengänge in die-
sem Feld entwickelt worden, um weitere Spezialist*in -
nen vorzubereiten. Warum ist das so? Wird die Bedeu-
tung nicht überschätzt? Befinden wir uns dann schon auf
der strategischen Seite externer WK, die mit dem Er-
kenntnisgewinn selbst nur indirekt zu tun hat? Dieser
hohen Bedeutungszuweisung an die WK könnte provo-
kant mit einer alten Argumentationsformel widerspro-
chen werden: WK bindet mittlerweile erhebliche Haus-
haltsmittel, die besser in die Forschung direkt investiert
werden könnten, statt über Forschung zu reden.10 – Eine
solche Sicht verkennt die vielfältigen Funktionen der
WK und verkennt den Legitimationsbedarf für den um-
fangreichen Finanzierungsbedarf der Forschung aus
Steuermitteln. Es muss ohnehin der Sektor des primären
Austausches von Forschungsergebnissen in der Fachöf-
fentlichkeit (also der innere Forschungssektor) vom
Transfer in eine Nutzung oder den legitimatorischen,
auch strategischen Einsatz solcher Ergebnisse in der wei-
teren Öffentlichkeit (als Wissenschaftspolitik nach
außen) in der Konkurrenz aller übrigen politischen Rele-
vanzen unterschieden werden. In der externen WK mi-
schen sich Forderungen an die Wissenschaft und ihre
Prioritätensetzung ein, die der idealistischen Erkenntnis -
idee entgegenstehen können und in der Konsequenz
Wissenschaft eventuell für unmittelbar nutzenorientier-
te Zwecke zu instrumentalisieren suchen. Hier kommt es
dann zu den bekannten, hier bereits erwähnten Konflik-
ten um Grundlagenforschung – ihre Notwendigkeit, Be-
rechtigung, Hinnehmbarkeit oder Verzichtbarkeit.11

Was auf die Frage zurückführt, warum Gesellschaften
Wissenschaften fördern, betreiben, nutzen.
Zwiespältig sind Situationen der Instrumentalisierung
von Wissenschaft für andere Interessen. Je bedeutungs-
voller wissenschaftliche Ergebnisse für die ZWP und ihr
Handeln werden, desto mehr steigt die Gefahr, dass
Wissenschaft vor den Karren anderer Interessen ge-
spannt und Verantwortung auf sie abgeladen wird. 

Widerstände und andere Hindernisse 
verändern die Kommunikationsgrundlagen
Dem Wissenschaftsoptimismus („auch den Klimawandel
können wir mit Hilfe der Wissenschaft aufhalten“) steht
umgekehrt eine z.T. wachsende Wissenschaftsskepsis ge-
genüber. Sie verweist a) auf eine Konkurrenz der bean-
spruchten Orientierungsmonopole (Religion, sonstige
Offenbarungen, wie Esoterik oder einfach Manipulati-
on), die die Erkenntnisgewinne (aus der Wissenschaft
kommend) schwächen wollen, b) auf den Verdacht,
Wissenschaft sei käuflich und von Privatinteressen ge-
lenkt, also nicht mehr dem Gemeinwohl dienend, aber

10 So eine Tendenz war als Einzelbeitrag auch in der Diskussion um das
Grundsatzpapier des BMBF erkennbar: vgl. Blättl-Mink et al. 2021.

11 In Österreich war von Seiten von Wirtschaftsverbänden eine längere De-
batte darüber begonnen worden, ob sich kleinere Länder Grundlagenfor-
schung überhaupt leisten könnten bzw. sollten.
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sie verweist auch c) auf Defizite und Probleme innerhalb
der Wissenschaft – und davon gibt es reichlich. 
Angesichts des Einflusses von Wissenschaft auf die Poli-
tik und Öffentlichkeit wird sie in den letzten 10 Jahren
zunehmend von Kräften angegriffen, die diesen Einfluss
zurückdrängen wollen, um daraus Vorteile für sich zu
ziehen. Das war an der Politik von Trump in den USA,
von Orban in Ungarn gegenüber Wissenschaft generell
und der polnischen Regierung gegenüber der eigenen,
nationalen Geschichtswissenschaft abzulesen. Solche
Versuche, Wissenschaft zu diskreditieren sowie Versu-
che, umgekehrt solchen Angriffen zu begegnen, spielen
sich alle im Raum der Wissenschaftskommunikation ab.
Wir haben in den letzten Jahren erlebt, wie Bewegun-
gen zugenommen haben, die bestimmte Ergebnisse der
Wissenschaft als gefälscht oder als fahrlässig fehlerhaft
bezeichnen und daher als nicht verbindlich abgelehnt
haben. Oder die sich gar nicht mit einer Widerlegung
aufgehalten, sondern alternative Erkenntnisquellen für
verlässlich erklärt haben. Viele gehen nicht den Weg
mühsamer Datensammlung und Falsifizierung, sondern
eher der Offenbarung von Erkenntnissen. Diese Bewe-
gungen finden immer mehr Anhänger. Hier müssen Ur-
sachen aufgeklärt werden, um solche Einflüsse zurück-
drängen zu können. Auch dies ist ein Anlass, Wissen-
schaft sprachlich in Stand zu setzen, bei einer überwie-
gend nicht-akademischen Bevölkerung Interesse zu
wecken, wissenschaftliche Vorgehensweisen als Er-
kenntniswege verständlich zu machen und von ihrer
Verlässlichkeit zu überzeugen. Offensichtlich muss das
Problem groß sein, weil diesbezügliche (auch umfangrei-
che) Forschung von Seiten der Wissenschaftsförderung
immer stärker unterstützt wird (gemeint sind Förderpro-
gramme des BMBF und der VW-Stiftung, die WK sehr
weit fassen; bei der VW-Stiftung lautet das Fördergebiet
Wissenschaftskommunikation und Wissenstransfer, wo -
mit beide Felder eng verbunden werden). 

Nachteilige Konstellationen im 
Kommunikationsprozess
Eine andere Seite der WK betrifft Konstellationen, in
denen Wissenschaft in öffentlichen Begegnungen in
einen nur scheinbar partnerschaftlichen Austausch ge-
stellt wird. Wissenschaft meidet eine Konstellation, in
der sie ihre methodisch verlässlichen Ergebnisse als ein-
facher Gesprächspartner in eine Arena aus Meinungen
und subjektiven Sichtweisen einbringen soll. Während
die Gesprächspartner ihre subjektive Sicht vertreten und
allenfalls sparsam argumentieren, sieht sich Wissen-
schaft dann in der Situation, eigene Ergebnisse sehr aus-
führlich belegen und andere Sichtweisen explizit wider-
legen zu müssen. Auch die Rollen und Erwartungen an
Einzelpersonen wechseln. Sobald jemand als Fachexper-
te zu einer Frage aus seinem Forschungsgebiet befragt
wird, befindet er/sie sich in einer Auskunfts- bzw. Bera-
tungssituation. Dort wird anders formuliert als in einem
Kontext, der nur allgemein Wissenschaft mit ihren Er-
kenntnissen und ihrem Nutzen thematisiert. Kommen in
Teilen einer Gesellschaft Zweifel auf, ob Wissenschaft
überhaupt verlässliche Erkenntnisse gewinnt oder in
einem akzeptierten Verhältnis zu ihren Kosten „Nutzen“

produziert, dann gerät Wissenschaft durch den damit
verbundenen Legitimationszwang in die Defensive. 

Schlussfolgerungen
Bevor nach geeigneten Mitteln der Wissenschaftskom-
munikation gefragt wird, geht es um deren Anlässe und
Ziele. Aus Zielen, daraus abgeleiteten Qualitätskriterien,
Aktionsformen von WK und Defiziten können auch
Schlussfolgerungen gezogen werden. Wissenschaft findet
im gesellschaftlichen Kontext und letztlich auch in ihrem
Namen statt. Sie wird im materiellen und immateriellen
Sinne von ihr getragen. Öffentlich finanziert, steht sie
damit in Konkurrenz zu anderen öffentlichen Vorhaben
und im Kontext knapper Mittel. Das löst umfangreiche
Legimitationsanforderungen aus. Entsprechende Legiti-
mationsverfahren müssen für außerwissenschaftliche
Adressaten verständlich sein, also geeignete Kommuni-
kationsmittel wählen, um Transparenz herzustellen.
Wenn wissenschaftliche Vorgänge nicht unmittelbar kon-
trollierbar sind, bedarf es umfangreichen Vertrauens in
ihren materiellen und immateriellen Nutzen und ihre Ak-
teure. Die Finanzierung von Wissenschaft lebt vom öf-
fentlichen Vertrauen. Das setzt Glaubwürdigkeit ihrer in-
ternen Relevanzkriterien, Verfahren und Ergebnisse vor-
aus, die über WK offengelegt werden müssen. Diesen
Grundlagen muss auch die WK selbst entsprechen. 
Grundlegende Voraussetzung dafür bildet ein Grundver-
ständnis wissenschaftlichen Vorgehens – wieder eine
Kommunikationsaufgabe. Der wissenschaftliche Er-
kenntnisprozess im kollegialen Austausch, oft einem
„Vorwärtsirren“12 vergleichbar, muss der Bevölkerung
zumindest als typische Form wissenschaftlichen Vorge-
hens verständlich sein. Anlässe für solche Prozesse und
die Schritte ihres typischen Vorgehens lassen sich an
vielfältigen (Alltags-)Beispielen plausibel und einfach er-
klären. Das Muster lautet: Über eine Erscheinung stol-
pern, die Interesse an Aufklärung weckt, Vermutungen
zur Entstehung oder eine andere Fragestellung ent-
wickeln (also eine Suchrichtung bestimmen), entspre-
chende Suche beginnen (in der Vielfalt der Suchmetho-
den wählen), erste Antwortversuche, die mit weiterer
Suche oder Erprobungen getestet werden (als Aufgabe
auch von Kolleg*innen übernehmbar), kollegialer Aus-
tausch, schrittweise Steigerung der Plausibilität der Ant-
worten durch übereinstimmende Ergebnisse unter-
schiedlicher Versuche und Wege. Das gilt überall in der
Wissenschaft und reicht von der Interpretation eines
Textes bis zu physikalischen Zusammenhängen. Dieses
Vorgehen mit „trial and error“ kann als Grundmuster
schon bei kleinen Kindern beobachtet werden. Dies zu
erklären und plausibel zu machen, dass eine belastbare
Antwort sich kaum in einem einzigen Versuch gewinnen
lässt, ist so einleuchtend, dass dies auch Eltern, Schule
und sonstige Gesprächspartner übernehmen können –
auch ohne spezifisches Fachstudium. Wie dieses Grund-
muster dann jedoch im jeweils vorliegenden Fall aus-
sieht, dazu bedarf es weiterer Expertise. 

12 Die Wissenschaftsjournalistin und Chemikerin Mai Thi Nguyen-Kim
(Quarks & Co) in einer NDR Talk Show.
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Diese Einsicht ist jedoch gegenwärtig nicht überall vor-
handen und muss offensichtlich mehr verbreitet werden.
Methodisch ausgewiesene, nachvollziehbare Erkenntnis
wird nicht durch einmalige Offenbarung gewonnen,
sondern setzt hartnäckige und sorgfältige, d.h. zeitrau-
bende Arbeit voraus. Die Mittel dazu müssen erst zuge-
standen werden. Dies verläuft im Rahmen wissen-
schaftspolitischer Rahmenbedingungen, die gesell-
schaftliche Priorisierungen enthalten können. Die Nut-
zenfrage – eng gestellt – denkt in zu kurzen Zeiträumen,
missachtet die Gründe für die Wissenschaftsfreiheit, ist
also problematisch (wenn auch nachvollziehbar). Sie
kann aber auf einer höheren, abstrakteren Ebene als Re-
levanzprüfung im Rahmen knapper Mittel gestellt wer-
den. Die Wissenschaftsfreiheit kann nur im Rahmen ver-
fügbarer Ressourcen ausgelebt werden. Wenn sich Wis-
senschaft, um finanziert zu werden, mit anderen Zielen
als denen der Humanität verbindet, wird sie scheitern,
d.h. das Vertrauen der Öffentlichkeit verlieren. Da hel-
fen auch geschickteste Kommunikationsformen nichts.
Ohne Rückhalt in der Zivilgesellschaft, Wirtschaft und
Politik kann sie auf Dauer nicht bestehen. Grundlagen-
forschung kann am wenigsten ihren unmittelbaren Nut-
zen nachweisen. Wie die Wissenschaftsgeschichte viel-
fach gezeigt hat, ist dieser abstrakte Erkenntniszuwachs
jedoch unverzichtbar. In der Förderentscheidung die
Grundlagenforschung und die Aussicht auf Verwertung
immer enger aneinanderzurücken – wie zur Zeit zu be-
obachten – kann riskant sein. 
Diese Zusammenhänge bedürfen immer wieder der Mit-
teilung und Wertschätzung, sind also intensiv mit Wissen-
schaftskommunikation verbunden. Wer sich als Wissen-
schaftler*in diesen Prozessen entziehen will, hat den Kon-
text und die Abhängigkeiten eigenen Arbeitens nicht ver-
standen. Es geht nicht nur um Glaubwürdigkeit im globa-
len Maßstab – es beginnt sozusagen vor der Haustür, denn
fachspezifische Besonderheiten kommen hinzu: In der Öf-
fentlichkeit besonders erklärungsbedürftig sind immer
wieder Ergebnisse der Sozialforschung, die – mit erhebli-
chem Aufwand gewonnen – zu den scheinbar gleichen Er-
gebnissen wie die Alltagsbeobachtung kommen. „Das
hätte ich denen auch vorher sagen können!“ heißt ein fast
schon resignativer Kommentar und Misstrauensbeweis.
Zu erklären, wie oft diese Alltagsbeobachtung in ihrer Re-
präsentativität für ein größeres Untersuchungsgebiet und
vor allem in ihrer Ursachenvermutung irren kann, ist eine
besondere Aufgabe der WK. 
Zusammengefasst ist WK als Brückenfunktion zwischen
individuellen Wissenschaftler*innen, Wissenschaft ins-
gesamt und Öffentlichkeit (aus Zivilgesellschaft, Politik
und Wirtschaft) unverzichtbar. Allerdings können hier –
wie in allen gesellschaftlichen Bereichen – Prinzipien der
Arbeitsteilung angewandt werden. Angesichts der um-
fangreichen Medienexpansion sind Generalisten immer
seltener auf hohem Niveau verfügbar. Hier kommen
Spezialisierungen ins Spiel. Wissenschaftsjournalist*in -
nen bilden die „Professionals“ der WK. Günstigstenfalls
selbst aus der Forschung kommend, sind sie Dolmet-
scher*innen, gewinnen sogar oft einen breiteren
Überblick als manche individuellen Forscher*innen und
können eine wichtige Funktion im Forschungsdialog
übernehmen. Sie sind an die gleichen ethischen Grund -

sätze gebunden wie Wissenschaft selbst. Auch sie brau-
chen Vertrauen. 
Diese Zusammenhänge müssten intensiver schon im
Studium geklärt und angeeignet werden. Wenn schon
über 50% eines Altersjahrgangs studieren, besteht die
Chance, dass ein Teil solcher Grundlagen auch in das
spätere Handeln der Absolvent*innen übergeht. Dann
hätte Studium nicht nur Wissenserwerb, sondern auch
fundamentale Bildungseffekte zur Folge.
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Wolff-Dietrich Webler: Herr Kleiner, Wissenschaftskom-
munikation nimmt an Bedeutung sprunghaft zu. Je stär-
ker Gesellschaft, Wirtschaft und Politik von Wissen-
schaft beeinflusst werden und je weiter der Finanzbedarf
anwächst, desto stärker wächst auch der Legitimations-
bedarf wissenschaftlicher Ansprüche. Das hat zunächst
mit Vertrauen zu tun, dass wissenschaftlicher Fortschritt
von Forschung bis Lehre und Studium dem Gemeinwohl
dient. Das will aber in einer aufgeklärten und kritischen
Öffentlichkeit verstanden und akzeptiert sein – bedarf
also der Mitteilung und der weiteren Interpretation.
Damit sind wir bei der Wissenschaftskommunikation.
Sich darüber zu verständigen, welche Art Kommunikati-
on zur Wissenschaftskommunikation zählt und welche
Akteur*innen dazu gehören, wird schwieriger, denn die
Konturen des Begriffs werden immer unschärfer. Selbst
wenn er nur noch als Sammelbegriff gebraucht wird,
lohnt es, den verschiedenen Bedeutungen zumindest
ein Stück weit nachzugehen. 
Zur Strukturierung hilfreich ist hierbei eine Unterteilung
in interne und externe Kommunikation. Das reicht aber
noch nicht. Denn dabei ist zu beobachten, dass als Ak-
teure immer die Wissenschaftler*innen selbst gedacht
werden. „Intern“ ist klar, „extern“ wird als Kommunika-
tion zwischen Wissenschaft und anderen, von innen
nach außen gesehen – vielleicht auch im Wechsel von
innen und außen. Aber der Dialog allein von Außenste-
henden über Wissenschaft, also nur extern z.B. unter
Wissenschaftsjournalist*innen – ohne direkte Beteili-
gung von aktiven Wissenschaftler*innen – wird oft nicht
in den Begriffsbereich einbezogen. Dabei sind externe
Kommunikator*innen (Referent*innen in wissenschafts-
bezogenen Institutionen, Politiker*innen, Wissen-
schaftsjournalist*innen usw.), die sich intensiv mit Wis-
senschaft befassen, u.U. gute Interpreten auch in jenen
Fällen, in denen Wissenschaft selbst sich nicht verständ-
lich artikulieren kann. Das verweist auf die zentrale
Funktion der Wissenschaftskommunikation: Wissen-
schaft öffentlich verständlich zu machen. Damit das
immer gelingt, sind oft auch Interpreten erforderlich.
Ranga Yogeshwar, seinerzeit Leiter der Wissenschaftsre-
daktion des WDR, selbst Physiker und Absolvent der
RWTH Aachen, gehört zu den prominentesten unter
ihnen. Und dann gibt es auch die berühmten Grenzgän-
ger. Harald Lesch, Professor für Astrophysik an der LMU

und Wissenschaftsjournalist (wie er sich auch selbst be-
zeichnet) ist so einer. Was genau meinen wir also, was
vor allem Sie, wenn wir von Wissenschaftskommunikati-
on sprechen?

Matthias Kleiner: Das kann sehr unterschiedlich sein, je
nachdem in welchem Zusammenhang wir uns befinden
und welche Rolle wir einnehmen. So habe ich beispiels-
weise in meiner Funktion als Präsident der DFG mit un-
terschiedlichen Adressaten in der Öffentlichkeit, den
Medien und der Politik kommuniziert. Hier ging es in
ers ter Linie darum, die Wissenschaft zu repräsentieren,
die die DFG als Selbstorganisation ausmacht und von ihr
gefördert wird. Besonders in Erinnerung wird mir hier
die intensive Debatte um die Stammzellforschung blei-
ben, vom öffentlichen Diskurs bis hin zur Bundestagsde-
batte über die Gesetzgebung. 
Ein wunderbares Beispiel für gelungene Wissenschafts-
kommunikation über Forschung und Forschungsförde-
rung ist übrigens das Buch „Längengrad“ der amerikani-
schen Wissenschaftsjournalistin Dava Sobel: Es geht um
John Harrison, einen schottischen Uhrmacher, der über
vierzig Jahre lang an einer auch auf See präzise arbeiten-
den Uhr arbeitete, um es Seeleuten zu ermöglichen, den
genauen Längengrad ihrer Position zu bestimmen. Briti-
sche Admiralität und die Krone setzen einen hohen Preis
aus, und es entspannt sich auch ein Netz von üblen In-
trigen... Einer meiner liebsten Geschenktipps! 
Als Präsident der Leibniz-Gemeinschaft geht es für mich
oft um Kommunikation über den Nutzen und die Ver-
wendung von Forschungsgeldern und die Qualität und
gesellschaftliche Relevanz der Forschung unserer Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler. Und allgemeiner
gesprochen ist für mich Wissenschaftskommunikation
der notwendige Gegenpol zu der großen Autonomie,
die Forschung in Deutschland genießt. Ich beobachte
insgesamt ein enormes Vertrauen von Politik in Wissen-
schaft, und Wissenschaftskommunikation hilft uns, die-
ses Vertrauen zu festigen und zu stärken.

Webler: Vertrauen und Vertrauen wecken wollen ist also
ein zentraler Bestandteil der Wissenschaftskommunika-
tion (WK). Gerade weil das Phänomen so umfangreich
geworden ist, lohnt es, nach den persönlichen Erfahrun-
gen, den eigenen Begegnungen mit WK zu fragen. Das
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erlaubt es, z.T. deutlich andere Perspektiven zu gewin-
nen. Welche eigenen konkreten Erfahrungen haben Sie
mit Wissenschaftskommunikation gemacht?

Kleiner: Wissenschaftskommunikation wurde für mich
erstmals sehr konkret, als ich als junger Maschinen-
bauingenieur meine eigenen Forschungsergebnisse prä-
sentieren durfte. Mein Doktorvater – heute würde man
vielleicht eher Mentor sagen – hat mir seinerzeit viel
Raum für diese Aufgabe gegeben. Ich habe dann sehr
schnell gelernt: Es geht nicht nur darum, selbst über
Wissenschaft und Forschungsergebnisse zu sprechen,
sondern auch darum, anderen zuzuhören. Zu verstehen,
was andere, die entweder gar nicht mit Forschung oder
jedenfalls nicht mit dem konkreten Forschungsfeld ver-
traut sind, interessiert und ob sie verstehen können, was
ich vermitteln will. 
Die Einsicht, dass Kommunikation nie einseitig ist, son-
dern immer Dialog, prägt mich bis heute. Sie hat übri-
gens auch meine räumliche Umgebung geprägt: Als ich
die Möglichkeit hatte, unser Institutsgebäude in Dort-
mund mit zu planen, ist eine große gläserne Front ent-
standen, die sowohl den Blick der Wissenschaft nach
außen als auch den Blick von außen auf die Forschung
zulässt. 
Prägend war daneben auch, dass ich in meiner Studien-
zeit Theater gespielt habe. Da lernt man nicht nur, sich
wirkungsvoll zu bewegen und auszudrücken, sondern
auch, dass die Qualität der Kommunikation auch von
den räumlichen und technischen Gegebenheiten ab-
hängt und oft ein besonderes „Setting“ braucht.

Webler: Wenn wir nochmal an die Unterscheidung zwi-
schen interner und externer Kommunikation anknüpfen,
wird deutlich, dass diese Verständigung ganz unter-
schiedliche Kontexte betrifft. Die interne Kommunikati-
on kann je nach Stadium eines Vorhabens einer verbes-
serten Vorbereitung, Durchführung, kritischen Beglei-
tung und am Ende konstruktiven Beurteilung des Ergeb-
nisses im Peer Review dienen. Sie kann aber auch der
Personalgewinnung z.B. für neue Projekte dienen, in der
zunächst in der Fachgemeinschaft für dieses Projekt ge-
worben werden muss. Die externe kann zur Interpretati-
on eines Vorhabens, eines Ergebnisses ganz unterschied-
lichen Zielgruppen gegenüber oder Vermarktung der
Tätigkeit generell oder eines bestimmten Ergebnisses
eingesetzt werden. Wenn wir eingangs von unübersicht-
licher Ausdehnung des Feldes und seines Begriffes ge-
sprochen haben, hat sich das schon angedeutet. Die
kommunikative Begegnung kann ganz unterschiedliche
Zwecke und Ziele erfüllen. Vielleicht könnten wir die ein
wenig strukturieren und klassifizieren. Welche Ziele wer-
den denn mit Wissenschaftskommunikation verfolgt?

Kleiner: Das hängt zunächst sehr stark vom Thema ab. Es
gibt Fragestellungen, die für viele Menschen hoch inte -
ressant sind wie beispielsweise in der Archäologie oder
Astrophysik, also etwa die Grundfragen der Menschheit:
Wo kommen wir her? Wo gehen wir hin? Wer sind wir? 
Hier geht es in erster Linie um eine allgemeinverständli-
che Darstellung. Die Ergebnisse selbst werden aber in der
Regel in der Öffentlichkeit nicht kontrovers diskutiert.

Ganz anders in Forschungsfragen, die nach unserer Wahr-
nehmung unser Leben unmittelbar betreffen. Bestes Bei-
spiel ist die aktuelle Wissenschaftskommunikation zu
Forschungsfragen der Virologie, Immunologie oder Epi-
demiologie – hier werden Aussagen gegenübergestellt,
hinterfragt, diskutiert – eben eine intensive Debatte.
Wichtig ist mir in diesem Zusammenhang auch noch
einmal die Feststellung, dass Wissenschaft keine Wahr-
heiten produziert. Wissenschaft generiert Wissen. Sie
generiert Erkenntnisse, die im weiteren Verlauf der For-
schung validiert oder auch falsifiziert werden. Daher
kommt es darauf an, nicht nur das Ergebnis, sondern
auch die Verfahren und Unsicherheiten zu kommunizie-
ren, in denen Forschung erfolgt und mit der ihre Ergeb-
nisse verbunden sind. Aus meiner Sicht ist uns das bisher
in der Corona-Pandemie recht gut gelungen. 

Webler: Ja, zweifellos. Soweit die Öffentlichkeit mit For-
schungsprozessen nicht eng vertraut war, hatte sie ver-
bindliche Antworten erwartet. Und musste erleben, wie
Forschung auf unbekanntem Terrain vorgeht und schritt-
weise z.B. über Hypothesenbildung und deren interne
Prüfung neue Erkenntnisse hervorbringt, die von der en-
geren Fachgemeinschaft dann weiter geprüft werden. In
seiner Form als öffentlicher Vorgang ging es um wissen-
schaftliche Beratung der Politik, die gegenüber der Be-
völkerung handeln musste. Sie diente also der Legitima-
tion für politisches Handeln. Gleichzeitig auch dem wis-
senschaftlichen Fortschritt. Und die Beratung sollte eine
positive Perspektive bieten. Viele Menschen in der Öf-
fentlichkeit waren in ihrem Bedürfnis nach Sicherheit
zunächst enttäuscht über den Mangel an fertigen Ant-
worten, andere fasziniert von dem demonstrierten Er-
kenntnisprozess. Für die Wissenschaft ging es dort vor
allem darum, um Vertrauen zu werben.
Dieses ungewöhnliche Ausmaß an öffentlicher Sichtbar-
keit von Erkenntnisvorgängen hat sowohl innerhalb der
Wissenschaft zu einer intensiveren Reflexion ihrer Rolle
geführt, als auch die weitere Öffentlichkeit beschäftigt.
Wie sah das Ergebnis aus? Hat die Corona-Krise unseren
Blick auf Wissenschaftskommunikation verändert?

Kleiner: Das Wissenschaftsbarometer Corona Spezial
zeigt, dass das Vertrauen in Wissenschaft und Forschung
in Deutschland in dieser Zeit insgesamt noch einmal
deutlich angestiegen ist.
Zugleich haben wir erlebt, dass es schwierig wird, wenn
die Öffentlichkeit auf sehr komplexe Fragen einfache
Antworten erwartet. Ein Beispiel ist die Kommunikation
zur Schutzwirkung von Masken oder richtiger, des
Mund-Nasen-Schutzes. Hier gab es, wie so oft, kein
schlichtes Richtig oder Falsch, und es hat recht lange ge-
dauert, bis sich die komplexere Sicht darauf, wie und
wen welche Masken schützen, in der Öffentlichkeit
durchgesetzt hat.
Als problematisch habe ich es gerade in den letzten Mo-
naten auch empfunden, wenn weniger exzellente For-
scher*innen große Sichtbarkeit erhalten oder sich als
Wissenschaftler*innen zu Themen äußern, die nicht in
ihrem Gebiet liegen. So etwas kann funktionieren, wenn
damit ein klarer Rollenwechsel verbunden ist, also die
Botschaft: Hier kommuniziere ich nicht als Forscher*in,
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sondern als jemand mit einem guten Verständnis für
Wissenschaft. Ein gelungenes Beispiel für einen solchen
Rollenwechsel, hier im Fall einer exzellenten Wissen-
schaftlerin – die übrigens wesentliche Teile ihrer wissen-
schaftlichen Karriere an einem Leibniz-Institut verbracht
hat –, ist Mai Thi Nguyen-Kim, die mit ihren Formaten
und ihrem Stil eine neue Qualität in die Wissenschafts-
kommunikation in Sozialen Medien gebracht hat.

Webler: Dieses Beispiel bietet eine Brücke zur nächsten
Frage: Was bedeutet Professionalität in der Wissen-
schaftskommunikation? Hier geht es ja nicht nur um in-
nerwissenschaftliche Gütekriterien, um Geschick im Auf-
bau eines Beitrags auf einer Fachtagung, das im norma-
len Werdegang in der Wissenschaft erworben wird, son-
dern in der externen Wissenschaftskommunikation um
Kenntnisse über differenzierte Verständnismöglichkeiten
mit unterschiedlichen Adressaten, um Begegnungen in
deren Vorstellungswelt. Das bringen Fachwissenschaft-
ler*innen nicht ohne weiteres mit. Und daran kann
gleich die nächste Frage angeschlossen werden: Können
die Erwartungen an mediale Aufbereitung und Vermitt-
lung überhaupt noch von den Wissenschaftler*innen
selbst erfüllt werden?

Kleiner: Zunächst würde ich abgrenzen: Wir sprechen
hier nicht über Marketing von Forschungsergebnissen,
das sicherlich spezifische Kompetenzen voraussetzt. Da-
gegen würde ich ein gewisses Maß an Wissenschafts-
kommunikation von jede*r Forscher*in erwarten, ange-
fangen mit der Kommunikation in der eigenen Fachcom-
munity, die ja in jedem Fall notwendiger Bestandteil der
wissenschaftlichen Arbeit sein muss und beruhend auf
der Leidenschaft für die eigenen Fragestellungen. 
Wissenschaft ist immer auch Teil der Gesellschaft. Sie
dient natürlich auch der Befriedigung der wissenschaftli-
chen Neugier. Aber auch in der erkenntnisorientierten
Forschung wählen wir Themen häufig auch mit Blick auf
ihre Relevanz für die Gesellschaft. Und dies setzt den
Dialog mit der Gesellschaft voraus.
Anders als in der Vergangenheit, in der ein etwa von Po-
tentaten oder Mäzenen geförderter Wissenschaftler die-
sen gegenüber Rechenschaft über ihre Arbeit ablegte,
geht es uns heute um eine breite Transparenz und Ver-
antwortung gegenüber der Öffentlichkeit. Das ist Teil
unserer Demokratie.

Webler: Dieser Fähigkeit wäre zweifellos größere Ver-
breitung zu wünschen. Sie wird aber keineswegs regel-
mäßig erreicht. Das lässt sich schon an der manchmal
enttäuschten bis amüsierten Reaktion in Redaktionen
gegenüber vielen Pressemeldungen oder sonstigen Ver-
lautbarungen aus der Wissenschaft erkennen. Wenn ein
Text, an eine allgemeine Öffentlichkeit gerichtet, ge-
spickt ist mit Fachbegriffen, die normale Bürger nicht
kennen, wird das Lesen schnell abgebrochen. Auch
komplexe Schachtelsätze laden nicht zum Weiterlesen
ein. Oder ein gerade dargestelltes Ergebnis wird in den
nächsten Sätzen in seiner Geltung so weit relativiert,
dass sich die Lesenden fragen, was denn nun eigentlich
gewonnen wurde. An der Universität Bielefeld war
schon 1998ff. eine Weiterbildung „Journalistisches

Schreiben für Wissenschaftler“ angeboten worden, die
genau die gleichen Ziele verfolgte. Die Nachfrage war
lebhaft – hier wurde von den Akteur*innen offensicht-
lich Weiterbildungsbedarf wahrgenommen. Mehrere
Durchgänge folgten. Die RUB bietet mittlerweile eine
„Qualifikationsprogramm Wissenstransfer“ mit zwei
Schwerpunkten an, in dessen einem Focus es darum
geht, wie grundlegende Expertise, wie Forschungswis-
sen an verschiedene Akteure in der Öffentlichkeit kom-
muniziert werden kann. Dies können Bürger der eigenen
Stadt sein, Schüler*innen oder Interessenverbände. Die-
ser Schwerpunkt befähigt die Teilnehmer*innen dazu,
selbstständig und aktiv ihr Forschungswissen in die Öf-
fentlichkeit zu bringen und auch mit Blick auf dessen ge-
sellschaftliche Implikationen zu diskutieren. 
Vielfach gibt es mittlerweile in den Hochschulen Weiter-
bildungsangebote im wissenschaftlichen Schreiben, die
schon in der Anfangsphase des Studiums bis zu Promo-
venden angeboten werden. Hier könnte auch durch
Kontrastbildung zwischen fachwissenschaftlichen und
an eine allgemeine Öffentlichkeit gerichteten Texten
über gleiche Themen eine stärkere Sensibilität in der
Formulierung geweckt werden. Das führt zu der nächs -
ten Frage: Gibt es generelle Qualitätsstandards für Wis-
senschaftskommunikation?

Kleiner: Wir sehen sehr unterschiedliche Formate: Pod-
casts, mit denen Tausende von Adressaten erreicht wer-
den können, wie uns das mit unserem Leibniz-Podcast
„Tonspur Wissen“ seit dem Beginn der Pandemie ge-
lingt. Aber auch individuelle (im Moment natürlich vir-
tuell geführte) Einzelgespräche von Wissenschaftler*in -
nen mit Abgeordneten (Leibniz im Bundestag) oder in-
teressierten Bürgerinnen und Bürgern: So haben im
Leibniz-Format „Book a Scientist“ Bürgerinnen und Bür-
ger die Möglichkeit, aus einem Themenkatalog Fra-
gestellungen auszuwählen, die sie besonders interessie-
ren und können hierzu ein Gespräch mit einer Wissen-
schaftlerin oder einem Wissenschaftler „buchen“.
Eine interessante Frage ist dabei, ob sich die letztere
Form der 1:1 Kommunikation mit Blick auf den Zeitauf-
wand tatsächlich lohnt. Ich bin der Überzeugung: ja, das
tut sie. Ein persönliches Gespräch ist eine intensive Er-
fahrung, und nach einem gelungenen Gespräch werden
die Teilnehmer*innen im Familien- und Freundeskreis
hierüber sprechen, sind also Multiplikatoren guter Wis-
senschaftskommunikation.

Webler: Ihre Antwort erinnert mich an die aus den Nie-
derlanden stammende, in den 70er Jahren an einige
nordrhein-westfälische Hochschulen gelangte Einrich-
tung von „Wissenschaftsläden“ (Wetenshapswinkel).
Das waren Kontaktstellen für die Bevölkerung, an denen
sie Fragen oder Beratungswünsche aus ihrem Alltag an
der Hochschule abgeben konnten. Dann wurde die dazu
passende Expertise gesucht und der Kontakt hergestellt
bzw. die Antwort vermittelt. 
Als generelle Qualitätsstandards für Wissenschaftskom-
munikation können zweifellos die Verständlichkeit von
Sprache und Begrifflichkeit für die unterschiedlichen Ziel-
gruppen bezeichnet werden, ohne dass die Antwort den
Bereich fachwissenschaftlicher Vertretbarkeit verlassen.
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Von Wissenschaftskommunikation als Legitimationsbe-
schaffung für die Politik war schon die Rede. Gibt es be-
sondere Notwendigkeiten oder Standards für Wissen-
schaftskommunikation in der spezifischen Form der Poli-
tikberatung?

Kleiner: Hier stellt sich immer die Frage nach der Legiti-
mation: Wissenschaft kann den Stand des Wissens dar-
stellen und bewerten. Sie muss dies mit höchster Qua-
lität und Sorgfalt tun. In der Leibniz-Gemeinschaft wer-
den wir für uns dazu eine Leitlinie erarbeiten. Wissen-
schaft kann und sollte differenzierte Betrachtungen und
Bewertungen anstellen, aber Schlussfolgerungen und
Entscheidungen sind den demokratisch legitimierten
Entscheidungsträgern vorbehalten. Wissenschaft darf
sich nicht an die Stelle von Politik setzen oder setzen las-
sen; auch dadurch entsteht sonst Misstrauen.

Webler: Ja, nicht überall, aber relativ häufig erwarten
Politiker*innen eindeutige Auskünfte, die sie – wissen-
schaftlich legitimiert – an die Bevölkerung weitergeben
können. Irritiert sind manche Politiker*innen dann,
wenn ihnen eine Reihe von Antworten – abhängig von
jeweiligen Rahmenbedingungen – in wenn-dann-Sätzen
gegeben werden. Sie glauben, die Antworten so nicht
weitergeben zu können. Dabei wird die Bevökerung
(auch jene mit einfacher Schulbildung) häufig unter-
schätzt. Denn solche Bedingungskonstellationen sind
auch aus dem realen Leben bekannt.
Allerdings gibt es Auftritte in der inner- oder außerwis-
senschaftlichen Öffentlichkeit, die kleinen Sensationen
gleichen, sich aber irgendwann als Fälschungen heraus-
stellen. Oft sind sie auf Druck oder überzogenen Wett-
bewerb zurück zu führen. Es gab zwar auch traditionell
Konkurrenzsituationen in der Wissenschaft – etwa auf
dem Weg zu Berufungen oder in der Rivalität von Lehr-
stühlen um Reputation – aber der Wettbewerb als An-
reizprinzip wurde vor allem seit den 1970er Jahren mit
der Absenkung von Berufungszusagen und gewollt
höherer Drittmittelabhängigkeit, der Steigerung der
Programmförderung unter verstärkten Wettbewerbsbe-
dingungen, dem Abschied von der Volluniversität zu-
gunsten der Profiluniversität und der Vergabe von Profil-
merkmalen ebenfalls unter Wettbewerbsbedingungen
bis hin zum Exzellenzwettbewerb immer weiter ver-
schärft. Die Folge der befristeten Forschungsmittel
waren bekanntlich tausende befristeter (Projekt-)Verträ-
ge, die zu einem Kampf um Dauerstellen führten. Hier
stehen sich ganze Weltanschauungen gegenüber:
Gehört zu erhöhter Kreativität des Menschen Muße
oder erhöhter Druck? Und: Wie wird wissenschaftlicher
Erfolg definiert? Durch Klasse oder Masse? Durch her-
ausragende Einzelleistungen oder die Länge des Schrif-
tenverzeichnisses? Letzeres überwog und verführte zu
unterschiedlichen Graden der Täuschung. Schließlich
kamen innerwissenschaftliche Verirrungen dazu. Ich
habe selbst erlebt, wie eine Dissertation in Chemie, in
der in langen Laboruntersuchungen nachgewiesen
wurde, dass eine lange kursierende Annahme nicht
funktioniert, von der Fakultät nicht als Forschungslei-
stung anerkannt wurde, denn die Annahme war ja nicht
positiv bewiesen worden! Es hatte ja nicht funktioniert!

Wer solche Verläufe in der Nachbarschaft erlebt, ist ver-
sucht, die eigenen Daten „zu einem Erfolg zu führen“.
Zwar liegt hier auch eine individuelle Schuld vor, aber
auch ein Anteil beim Wissenschaftssystem selbst, soweit
es solchen Unsinn nicht nur zulässt, sondern befördert.
Solche Vorgänge führen dann zu der Frage: Welche Rolle
spielen Regelverstöße in der Wissenschaft selbst?

Kleiner: Solche Regelverstöße können Ausdruck eines in-
dividuellen Fehlverhaltens sein. Sie hängen aber häufig
auch mit einem „überheizten“ Wissenschaftssystem, sei-
nen Anreiz- und Reputationslogiken zusammen. Wenn
wir immer schneller immer mehr erwarten, wächst der
Druck gerade auch auf jüngere Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler. Beschleunigung kann zu Fahrlässigkeit
oder im schlimmsten Fall zu Fälschungen führen. Dabei
kann durchaus auch so etwas wie eine Sucht nach Erfolg
entstehen. Wir müssen hier immer wieder größere Acht-
samkeit einfordern und ein Klima schaffen, in dem auch
negative Ergebnisse transparent gemacht werden.

Webler: Im Gegensatz zum Utilitarismus des 18. Jh. in
der Forschungsförderung gehörte es zu den Verdiensten
Wilhelm von Humboldts und des weiteren 19. Jh., durch
die Förderung der Grundlagenforschung, deren Nutzen
oft nicht unmittelbar erkennbar war, wesentliche wissen-
schaftliche Durchbrüche erst ermöglicht zu haben. Das
war das Erfolgskonzept der nächsten 150 Jahre, zunächst
insbesondere der Universitäten in Deutschland. Je mehr
aber unser Leben von wissenschaftlichen Ergebnissen ab-
hängt, je folgenreicher diese Ergebnisse für die menschli-
chen Lebensbedingungen sind (angefangen mit der Tech-
nikfolgenabschätzung) und je teurer die Forschungen
sind, desto mehr wird – auch in der Politik – die Frage
nach dem Erlös gestellt. Gerade in den letzten 10 Jahren
wird den Hochschulen immer nachdrücklicher der Wis-
sens- und Technologie-Transfer ins Pflichtenheft (sprich
Zielvereinbarungen, z.T. sogar den Hochschulgesetzen)
geschrieben. Mit der Ausschreibung eines Wettbewerbs
„Wissenstransfer“ hat das BMBF jetzt an der Jahreswen-
de die damit zusammen hängenden Fragen neu aufge-
worfen. Also: Welche Rolle spielt Wissenschaftskommu-
nikation in der Legitimation der Finanzierung von For-
schung mit erheblichen öffentlichen Mitteln? Besteht die
Gefahr, den Wert von Forschung und Erkenntnis an ihrer
unmittelbaren Nützlichkeit zu messen?

Kleiner: Anders als in einer Reihe anderer Länder sind
wir in Deutschland in der guten Situation, dass Politik
und Politiker*innen keinen unmittelbaren Einfluss auf
Forschung und ihre Förderung nehmen. Wie schon aus-
geführt, verpflichtet uns das im Gegenzug im Wissen-
schaftssystem zu größtmöglicher Transparenz und der
Übernahme von Verantwortung.
Das bedeutet nun aber gerade nicht, dass der Wert von
Forschung an der unmittelbaren Nützlichkeit ihrer Er-
gebnisse gemessen werden könnte. Die aktuelle Ent-
wicklung von Impfstoffen in der Corona-Pandemie ist
das beste Beispiel: Die wissenschaftlichen Grundlagen
wurden hier vor vielen Jahren gelegt, als noch gar nicht
absehbar war, welche enorme gesellschaftliche Relevanz
diese Forschung heute für uns hat.
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Unmittelbare Nützlichkeit in den Vordergrund zu stel-
len, hieße auch, risikoreiche Forschung zu vermeiden.
Wir dürfen im Gegenteil aber nicht nur auf den wissen-
schaftlichen Mainstream setzen, sondern müssen auch
wirkliches Neues, Sprünge erlauben. Auch das muss
kommuniziert werden.

Webler: Nun hat staatliche Wissenschaftspolitik durch-
aus Einfluss auf Forschung – sowohl mit dem Instrument
der Zielvereinbarungen zwischen Hochschule und Staat
in den Bundesländern, als auch durch themengebunde-
ne Förderprogramme der GWK oder des BMBF. Zwar
kann immer betont werden, es sei schließlich die freie
Entscheidung aller einzelnen, sich mit einem Antrag zu
beteiligen, aber angesichts der Drittmittelabhängigkeit,
die sich sogar bis in Berufungsvereinbarungen fortsetzt
mit der Vereinbarung, mindestens eine Summe X jähr-
lich an Drittmitteln einzuwerben, ist dieser Hinweis
längst unzutreffend. 
Die Chance, ihren Nutzen für die Gesellschaft, Wirtschaft
und Politik nachzuweisen, besteht in den Fachrichtungen
sehr unterschiedlich. Der Nutzen der Geisteswissenschaf-
ten (und abgeschwächt der Sozialwissenschaften) liegt
für viele nicht auf der Hand, weil der Beitrag zur Kultur
einer Gesellschaft und deren Identitätsentwicklung als
Kausalzusammenhang nur schwer quantifiziert nachweis-
bar ist. Sie haben regelmäßig Schwierigkeiten, ihre För-
derung zu legitimieren. Kulturelle Beiträge sind generell
in ihrer Wirkung, ihrem Nutzen schwer messbar. Ihr Feh-
len fällt allerdings auf. Wenn sich antidemokratische und

rechtsgerichtete Tendenzen in der Gesellschaft breit ma-
chen und die Freiheit immer mehr bedroht wird, wie bei
uns, aber besonders in einigen unserer Nachbarstaaten
zu beobachten ist, dann ist mit technischem Fortschritt
allein nicht weiter zu kommen. Jahrelange Versäumnisse
sind dann nicht kurzfristig zu beheben. Gerade Geistes-
und Sozialwissenschaften sind besonders auf eine über-
zeugende Wissenschaftskommunikation angewiesen, die
Verständnis weckt und stärkt, um leichtfertige Haushalts-
kürzungen und vor allem Stellenkürzungen, wie in den
vergangenen Jahren, zu verhindern und stattdessen eine
sachangemessene Finanzierung zu legitimieren. Die Ge-
fahr, den Wert von Forschung und Erkenntnis an ihrer
unmittelbaren Nützlichkeit zu messen, wie in der Frage
formuliert, haben die Geistes- und Sozialwissenschaften
jahrelang erlebt.

Fazit
Kleiner: Auch in der Wissenschaftskommunikation soll-
ten wir uns klare Ziele setzen, besser, zielgenauer und
adressatengerechter zu kommunizieren. Natürlich brau-
chen wir gleichermaßen auch eine Offenheit in Politik
und Gesellschaft, mit uns zu sprechen. 
Im Ergebnis würde ich sagen: Gute Wissenschaftskom-
munikation gehört zu guter Wissenschaft und sie hilft
uns, die Freiheit der Wissenschaft zu bewahren.

Webler: Herr Kleiner, ich danke Ihnen für dieses Ge-
spräch.

Leichter Zugang für Sie zur Expertise!

Bei 6 Zeitschriften im Themenfeld Wissenschaft und Hochschulen, die der UVW herausbringt, 
sammelt sich in kürzester Zeit eine erhebliche Expertise an.

Wir veröffentlichen rund 140 Aufsätze pro Jahr. Da verlieren Leserinnen und Leser bei der Fülle schon mal
leicht den Überblick. Wer weiß noch, was der Jahrgang 2010 in der Zeitschrift „Hochschulmanagement” für
Themen bereit hielt? Seit Gründung hat die Zeitschrift „Qualität in der Wissenschaft” bisher rd. 200 Artikel
publiziert – sorgfältig (i.d.R. doppelt) begutachtet. Ähnlich auch die anderen.
Daher bieten wir die Artikel aller unserer Zeitschriftenjahrgänge, die älter als zwei Jahre sind, 
kostenlos zum Herunterladen an. Auf unserer Website finden Sie sie, wie unten angegeben.

Das Hochschulwesen (HSW) • https://www.universitaetsverlagwebler.de/hsw
Forschung. Politik - Strategie - Management (Fo) • https://www.universitaetsverlagwebler.de/forschung
Zeitschrift für Beratung und Studium (ZBS) • https://www.universitaetsverlagwebler.de/zbs
Qualität in der Wissenschaft (QiW) • https://www.universitaetsverlagwebler.de/qiw
Hochschulmanagement (HM) • https://www.universitaetsverlagwebler.de/hm
Personal- und Organisationsentwicklung (P-OE) • https://www.universitaetsverlagwebler.de/poe

Unser Gesamtangebot an Heften, Büchern und Zeitschriften finden Sie unter 

http://www.universitaetsverlagwebler.de 



73Fo 3+4/2020

Thirteen years ago in 2007 when we celebrated the Cen-
ter for Studies in Higher Education’s 50th birthday, the
topic of our symposium was “A Reflection and Prospec-
tus on Globalization and Higher Education”. In my key-
note on “Crisis – Competition – Creativity” I was glad to
present you a rather promising picture of the European
Research and Higher Education Area. Let me recall brief-
ly one passage from this paper: “Despite the wide va-
riety of different higher education and research systems
in Europe as well as the quite diversified and often
multi-faceted structures within each country, we can ne-
vertheless observe a growing trend towards converging
policies, similar reconfigurations, and subsequent realign -
ments across the continent. Last, but not least this is
due to the impact of the new currents of globalisation.
[…] Competition and cooperation across borders are no
longer mutually exclusive. On the contrary, networking
and establishing strategic alliances in competing for the
best students and the most prestigious research grants
at the European level are of greater importance than
ever before.”
Much has happened since 2007 and while luckily
enough the overall picture has not changed significantly
over the last years, the rise of populist, nationalist or re-
gionalist movements in Europe calls for a more careful
review of this perspective. But before we do so, let me
briefly introduce you to the European Research Area
(ERA) and the European Higher Education Area (EHEA)
which in fact are much larger, much wider, and more di-
verse than the European Union as a political union of –
at the moment and still – 28 Member States.

I. The European Research and Higher 
Education Area

The European Research Area is comprised of the 28
member states of the European Union and six associated
countries: Iceland, Montenegro, Norway, Serbia, Swit-
zerland and Turkey. The European Research Area is a
unified research area based on the internal European
market, in which researchers, scientific knowledge and
technology circulate freely. Thus, it can be likened to a
research and innovation equivalent of the European
Common Market for goods and services. This is achieved
through a system of research programmes integrating

the scientific resources of the European Union. Through
the European Research Area, the European Union and
its Member States aim to strengthen their scientific and
technological bases, their competitiveness and their ca-
pacity to collectively address grand challenges. The Eu-
ropean Research Area facilitates and encourages a more
inclusive way of multilateral cooperation among rese-
arch institutions across Member States and increased
mobility of knowledge workers, academics, and scien-
tists throughout Europe. It strives for more effective na-
tional research systems, optimal transnational co-opera-
tion and competition, leveraging synergies of common
research agendas, an open labour market for researchers,
optimal circulation and transfer of scientific knowledge,
and gender diversity to foster scientific excellence and
relevance.
At the heart of the European Research Area lies the Re-
search Framework Programme. Currently, the European
Union enrols the eighth research framework programme
(FP8) which is called ‘Horizon 2020’. It will provide an
estimated 80 billion euros budget from 2014 until 2020.
The Research Framework Programmes are designed to
foster the European Research Area. While the specific
objectives and actions vary between funding periods,
Horizon 2020 focuses on the connection of research,
technological development, innovation, and economic
growth. In addition, Horizon 2020 is seen as a policy in-
strument to implement other high-level policy initiatives
of the European Union, such as the Europe 2020 Stra-
tegy and the Innovation Union. According to a recent
Progress Report, indicators show impressive growth of
the European Research Area in key domains. The budget
for transnational cooperation between Member States
grew by 7.8% on average per year between 2010 and
2014. The number of international co-publications grew
as well, which reflects the increasing internationalisation
of science. And the indicator for research excellence
shows an average year to year increase of 6.4% between
2010 and 2013.3

Wilhelm Krull

The Changing Face of Nationalism and the Future of 
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Horizon 2020 is open to 16 associated countries which
leads to an even larger transnational space for research
collaboration than just the European Research Area.
These associated countries like Albania, Armenia, Bosnia
and Herzegovina, the Faroe Islands, Georgia, Israel,
Moldova, the former Yugoslav Republic of Macedonia,
Tunisia, and Ukraine have the right to participate in the
Framework Programme. Later in my talk I will get back
to these participation rights. 
Let me now, briefly, give you a rough idea of the Euro -
pean Higher Education Area. The European Higher Edu-
cation Area is even wider than the European Research
Area, it is more diverse, and, thus, full of contradictions.
Let me just hint you to the fact that Turkey and Russia
are part of the European Higher Education Area as well,
and remind you of what we have learned about the si-
tuation of research and higher education in these two
countries. The European Higher Education Area consists
of the European Commission and 48 member countries
which have to fulfil two requirements: First, they have to
be party to the European Cultural Convention and, 
second, they have to declare their willingness to pursue
and implement the objectives of the Bologna Process in
their own systems of higher education. 
The decision to use the European Cultural Convention as
a criterion was meant to provide a clear definition of the
possible geographical scope of the European Higher
Education Area, given that all countries party to the
Convention at the time were considered part of geogra-
phical Europe and it was not expected that any additio-
nal country would be invited to join the Convention. In
the context of previous accessions, applicant countries
were requested to confirm their adherence to the follo-
wing principles:4
• International mobility of students and staff;
• Autonomous higher education institutions;
• Student participation in the governance of higher edu-

cation;
• Public responsibility for higher education;
• The social dimension of the Bologna Process.

Member countries have to implement reforms on higher
education on the basis of common key values – such as
freedom of expression, autonomy for institutions, inde-
pendent students unions, academic freedom, free move-
ment of students and staff. These common values seem
to be interpreted differently within member countries.
Nevertheless, through this process, countries, instituti-
ons and stakeholders of the European Higher Education
Area continuously adapt their higher education systems
making them more compatible and strengthening their
quality assurance mechanisms. For all these countries,
the main goal, at least in principle, is to increase staff
and students’ mobility and to facilitate employability.5
One example for this process is the Erasmus Programme
designed to facilitate and foster students’ mobility
throughout Europe. Since 1987, this programme has
supported 1.3 million students. Recently, this pro -
gramme was extended on youth exchange, high schools,
apprenticeships, and sports as well, and it is now called
‘Erasmus plus’. And it is good to see that these actions
show fruitful results: For example 83% of those who

have enjoyed a leave of absence or student exchange
have adopted a more European perspective and would
say that they now feel more European than before.6
Over the past two decades we can also observe a strong
trend towards international networks and partnerships
between universities within the European Higher Educa-
tion Area. The European University Association (EUA),
for example, is the representative organisation of univer-
sities and national rectors’ conferences from 47 Europe-
an countries. This association, founded in 2001, played
and still plays a crucial role in shaping EU policies on
higher education, research, and innovation. Moreover,
there are also several examples of international strategic
networks of universities: The League of European Re -
search Universities (LERU) which was founded in 2002
emerged as a prominent advocate for the promotion of
basic research at the European level. Another exclusive
club is the so called ‘Coimbra Group’. This group was fo-
unded in 1985 and is an association of long-established
European multidisciplinary universities of high interna-
tional standard. A network which was founded more re-
cently, is The Guild of European Research-Intensive Uni-
versities which brings together institutions that have de-
monstrable excellence in teaching, research and policy
formation with the aim of collaborating on “innovative
solutions to some of Europe’s most intractable scientific
and social challenges”.7
All of these groups and networks have their own do-
mains, their particular interests, and strategic orientati-
ons. They are not only linked to political developments
like the European integration but also to strategic aims
and to the positioning of the respective universities in
the rapidly increasing international competition when it
comes to providing the best conditions for academic re-
search and teaching. These groups are a strong voice for
expressing the interests of their members and they signi-
ficantly influence science and scholarship, research, trai-
ning, and innovation policies not only at the national
but also at the international level. Much more impor-
tantly, they are networks of mutual learning – from and
with each other – predominantly with respect to one of
the most important aspects of the future of academia
and society at large: international cooperation and its
manifold benefits for our well-being as individuals, as in-
stitutions, and as scholarly communities.
This also holds true for the conference of rectors from
the Black Sea region, the Black Sea Universities Net-
work, which I had the honour of visiting last year. It was
impressive to see how this network manages and balan-
ces the common interests of universities in such a di -
verse group of countries which are unified only by a geo-
graphical point of reference, namely the Black Sea.

4 https://www.ehea.info/cid101089/how-apply.html, viewed 6 November
2017.

5 https://www.ehea.info/, viewed 27 October 2017.
6 http://www.erasmusplus.de/wer-wir-sind/30-jahre-erasmus/, viewed on

27 October 2017.
7 https://www.timeshighereducation.com/news/new-european-university-

group-unveiled, viewed on 6 November 2017.
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II. What Has Changed?

One of my co-panellists ten years ago was Marijk van
der Wende from the University of Utrecht. I hope, that
she will allow me to use one of her recent quotes from a
publication in which we are both represented for the
Austrian Council for Research and Technology to illustrate
what has changed over the last few years:8
“Recent geopolitical events and intensified populist ten-
dencies are promoting a turn away from internationa-
lism and away from an open society. Support for open
borders, multilateral trade and cooperation is being
weakened, globalization is criticized, and nationalism is
looming. Brexit, the prospect of a disintegrating Euro -
pean Union, and of the US turning its back on the world
create waves of uncertainty in higher education regar-
ding international cooperation, the free movement of
students, academics, scientific knowledge and ideas.”
Indeed, it is a wave of uncertainty which has hit Europe
and it seems that values and orientations that were once
shared by its Members States and the European citizens
are no longer as valid as they were before. To my mind
these changes are of a rather psychological or emotional
nature. Perhaps, what has happened can also be captu-
red with one of Dominique Moïsi’s insights from his
book “Geopolitics of Emotion”:9
“The Other will increasingly become part of us in our mul-
ticultural societies. The emotional frontiers of the world
have become as important as its geographical frontiers.”
In 2015, Europe suffered from a refugee crisis, when rising
numbers of refugees arrived in the European Union, tra-
velling across the Mediterranean Sea or overland through
Southeast Europe. These people included asylum seekers,
but also others, such as economic migrants and in some
cases even hostile agents such as militants from the so cal-
led ‘Islamic State’ disguised as refugees. Particularly in
Germany some people felt that the government was no
longer able to master the situation, notwithstanding the
fact that as a consequence of the EU-Turkey deal the num-
ber of asylum seekers arriving in the European Union in
general and in Germany in particular dropped significant-
ly. Perhaps, the most embarrassing fact for Europe is that
to the present day the Union was unable to come to a
joint European response to this crisis, and that the Mem-
ber States still have diverging policies about how to deal
with refugees, asylum seekers, or migrants. In consequen-
ce of this crisis and the fact that there was no European
response to this problem, nationalist and populist ten-
dencies gained significant attendance. 
Let me summarize this development with this short sy-
nopsis of what happened in Europe in the aftermath of
the events of 2015:
First, there was the United Kingdom European Union
membership referendum on 23 June 2016. The referen-
dum resulted in 51.9% of voters voting in favour of lea-
ving the European Union. In spite of the fact that this
was a very tight result, the British government initiated
the official EU withdrawal process on 29 March 2017
which put the United Kingdom on course to complete
the withdrawal process by 30 March 2019 (what be -
came more and more unlikely).
Another significant event which attracted Europe wide

attention was the Austrian presidential election, not
only because a former candidate from the Greens, Ale -
xander Van der Bellen made it to the run-off vote, but
also because the alternative candidate was Norbert
Hofer from the ‘Freedom Party’ of Austria, which in fact
is a right-wing national populist movement which sup-
ports euro-sceptic views and opinions. The results of the
second round of voting were very close: 49.7% for
Hofer, 50.3% for Van der Bellen. However, they were
annulled by the Constitutional Court of Austria due to
voting irregularities affecting the postal voting. In the re-
run on 4 December 2016 Hofer still received 46% of the
vote but had to concede the election to Van der Bellen.
Only a few months later, in March 2017, the Dutch ge-
neral election kept Europe on tenterhooks. Much to the
relieve of pro-European minds, the Dutch nationalist
and right-wing populist political party in the Nether-
lands, the ‘Party for Freedom’, was not as strong as ex-
pected and won only 20 of the 150 seats in the Dutch
parliament.
No less exciting were the French presidential elections
which followed in May 2017 and the French legislative
election of June 2017. It happened that the political mo-
vement ‘En marche!’ which was founded only in April
2016 by Emmanuel Macron, a former member of the
French socialist party and a former Minister of Economy,
Industry and Digital Affairs, eventually won both elec-
tions. In particular the French legislative election led to
a complete rearrangement of the political landscape in
France with deep losses for the French socialist party
and the conservatives. ‘En Marche!’ is a new centrist and
liberal political power in France, and the only 40 years
old Macron who managed to keep down the French
right-wing nationalist party ‘Front National’ is now the
President of France. 
The last German federal election showed that even in a
country so well off as Germany which benefits enor-
mously from the European Union and international
trade, the right-wing nationalist party ‘Alternative for
Germany’ was able to gain more votes than expected by
election researchers. The party now holds 92 out of 709
seats at the German Bundestag.
The Catalan independence referendum of 1 October
2017 as well as the subsequent Venetian and Lombard
autonomy referenda October 2017 are three examples
of regions within Europe which strive for more indepen-
dence and autonomy. These regions, however, are only
examples of similar processes in other parts of Europe:
Scotland, Belgium, i. e. Flanders, and the Basque region.
Andrej Babis, a Czech businessman and media mogul, is
not only one of the richest men in the country but also
the winner of the recent legislative election in October
2017. He seems to be something like the “Czech Repu-
blic’s answer to Donald Trump”.10

8 M. van der Wende (2017), Reframing Universities’ Global Engagement for
an Open Society, Austrian Council for Research and Technology Develop-
ment (ed.): Prospects and Future Tasks of Universities. Digitalization – In-
ternationalization – Differentiation. Vienna 2017, pp. 259-272.

9 D. Moïsi, The Geopolitics of Emotion, 2009, p. 144.
10 http://www.independent.co.uk/news/world/europe/czech-republic-elec

tions-2017-andrej-babis-win-us-president-donald-trump-a8011596.html,
viewed on 27 October 2017.
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And in November 2017 the Hungarian Prime Minister
Orban declared a “migrant-free zone” in Eastern Europe.
For the time being I shall leave it to this brief overview
over regionalisation, nationalisation and populist move-
ments in Europe. I will now turn to the effects of this
New Nationalism on the European Higher Education
and Research Area.

III. Effects of the New Nationalism on ERA
and EHEA: Selected Examples

Although not being a Member State of the European
Union, Switzerland is one of the 16 countries associated
to the Research Framework Programme Horizon 2020.
On 1 July 2013 the European Union saw Croatia join the
Union as its 28th Member State. Consequently, Free
Movement of Persons Rights were also attributed to
Croatians. For countries associated to the Horizon 2020
Framework Programme this entailed granting Croatians
these rights, too. During the period from 15 September
2014 to 31 December 2016, however, Switzerland was
only partially associated to the Research Framework
Programme. This was due to a referendum held in Swit-
zerland in 2014 which prevented the Swiss government
from ratifying the Protocol on the extension of the Euro-
pean Union to Croatia of the Free Movement of Persons
Agreement between the European Union and Switzer-
land. The European Union was able to evoke a change of
mind in Switzerland by questioning Switzerland’s parti-
cipation rights in Horizon 2020 if the requirements of
Free Movement of Persons are not accepted by Switzer-
land. On 16 December 2016 the Swiss Federal Council
ratified the Protocol in question, and as of 1 January
2017 Switzerland is fully associated to the entire Horiz-
on 2020 programme again. 
This case could serve as a model for what will happen to
the United Kingdom if the negotiations for exiting the
European Union are not successful. On 6 October 2017
the European Commission published a note concerning
the participation of UK researchers in the Research Fra-
mework Programme:11

“If the United Kingdom withdraws from the EU during
the grant period without concluding an agreement with
the EU ensuring in particular that British applicants con-
tinue to be eligible, you will cease to be eligible to re -
ceive EU funding or be required to leave the project on
the basis of Article 50 of the grant agreement.”
Indeed, losing the right to participate in the research
frame work programme would cause serious damages to
the UK research system which benefits heavily from EU
research funding. This is particularly evident from the suc-
cess of UK applicants winning prestigious ERC grants.
Moreover, currently UK universities receive 15% of their
funding from the EU. And over 200,000 British students
have benefited from the Erasmus exchange programme.12

And while higher education experts estimate a continu-
ed high demand among domestic and international stu-
dents to study at higher education institutions and uni-
versities in the UK, it remains unclear how this will af-
fect particular institutions. Even the country’s top ran-
king universities, Oxford and Cambridge, have noticed
diverging trends and effects: While Oxford has seen a

10% rise in the number of international applications
from the European Union, this figure makes striking con-
trast with Cambridge which saw a 14.1% drop in appli-
cations from the continent.13

In consequence it is difficult to foresee the development
of revenues for the universities from tuition fees. Some
university bursaries hope that after the Brexit EU stu-
dents may be charged tuition fees at more expensive in-
ternational rates. According to a report from the Higher
Education Policy Institute14 (HEPI) there is a potential to
increase tuition fee revenues by £187 million in the first
year which would set higher education institutions in an
even better position. Furthermore, the institute estima-
tes that a 10% drop in the price of sterling could lead to
around 20,000 additional international students. 
The preconditions for these prospects, of course, are
that European and international students will not shy
away from the high costs and the uncertainties about
the future development of the United Kingdom outside
the European Union. At the moment, uncertainty con-
cerning visa arrangements, participation rights in EU
funding programmes and brain drain pose the greatest
problems for the research and higher education landsca-
pe in the United Kingdom. “Uncertainty about whether
British researchers will be eligible for grants after we
leave in 2019 is already having a chilling effect,” said
Wellcome Trust Director Jeremy Farrar in September.
“Wellcome knows of some who have already been
excluded from grants, abandoned potential collaborati-
ons, or chosen to work in another country with more
certain funding.”15

The Central European University’s case is one of the
most annoying examples of New Nationalism affecting
the European Higher Education Area. The Central Euro-
pean University was founded by George Soros in 1991 in
support of open societies in the post-communist era.
The university is accredited in the United States, State of
New York, and in Hungary, and it is located in Budapest.
In 2017 the Hungarian government introduced new re-
gulations for foreign-operating universities, several of
which affect the Central European University: Now the
government asks for a mandatory agreement with the
university’s other country of operation and a correspon-
ding campus with a similar degree scheme as well as
working permits for non-EU staff. All these requirements
are not met or only partially met by the Central Europe-
an University. After massive protests and strong reac-
tions from the European Commission the Hungarian go-
vernment recently prolonged the Central European Uni-
versity’s general license for one year.

11 http://ec.europa.eu/research/participants/portal/desktop/en/support/
about.html, viewed 6 November 2017.

12 http://www.telegraph.co.uk/education/0/will-brexit-impact-british-univ
ersities/, viewed 27 October 2017.

13 http://www.telegraph.co.uk/education/0/will-brexit-impact-british-univ
ersities/, viewed 27 October 2017.

14 http://www.telegraph.co.uk/education/0/will-brexit-impact-british-univ
ersities/, cf. http://www.hepi.ac.uk/category/publications/, viewed on 27
October 2017.

15 https://sciencebusiness.net/framework-programmes/news/uk-scientists-
told-no-deal-brexit-scenario-they-will-have-leave-eu, viewed 27 Octo-
ber 2017.
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The situation in Poland is alarming, too. That Polish rec-
tors are cautious and praise the current Polish Minister
of Science and Higher Education, Jarosław Gowin, reser-
vedly as “well-informed” is due to the fact that he deve-
lops a major higher education reform which aims at
strengthening the dynamics of the Polish higher educati-
on system by reducing bureaucracy. On the other hand,
and irritatingly enough, Gowin announced that he
would like to foster a subject which he calls “Polish Hu-
manities” which seems to be no less than reshaping and
‘polonising’ the humanities against the background of
political views and intentions.16 Under the auspices of
the right-wing populist and national-conservative party
‘Law and Justice’ the humanities in Poland seem to be
under pressure. This can also be seen from the fact that
the longstanding deliberations on editing and conti-
nuously appraising a joint German-Polish History Text-
book are now in turmoil due to conflicting interpreta -
tions of national histories influenced by national-conser-
vatives policies in Poland.
Even worse is the situation in Turkey. When the Volks-
wagen Foundation announced its decision to fund a Tur-
kish-German ‘Academy in Exile’ for researchers who
were dismissed for political reasons by the Turkish go-
vernment in the aftermath of the coup d’état of the Tur-
kish military in 2016, the Volkswagen Foundation was
immediately approached by Turkish nationalist media
with the aim of demonstrating that the funds were made
available for what they thought were terrorists and ad-
herents to the Gülen movement. The fact that the selec-
tion of candidates will be based on quality criteria with a
strong focus on the scholars’ academic performance was
of no interest to the Turkish correspondents. Instead,
they villainised the Turkish born initiator of this ‘Aca-
demy in Exile’ as “an academic who gained her reputa -
tion in Germany with anti-Turkish scholarship and defa-
ming Turkey”. Currently, the Volkswagen Foundation
considers different options for dealing with this case. 

IV. Protest from another Direction
Freedom of thought and freedom of expression are in-
creasingly at risk around the world. The rising popularity
of nationalist and populist groups indicates a loss of
trust in the established political parties as well as in ex-
pert advice. Let me just remind you of a notorious phra-
se of Michael Gove, former Secretary of State for Educa-
tion in Great Britain, which he uttered in an interview
during his Brexit campaign: “People in this country have
had enough of experts”. Suspicion and feelings of aliena-
tion towards the elites in various domains of society are
on the rise in the United States as well as in many Euro-
pean countries. Furthermore, in some parts of Europe
democratically elected governments put academia and
the higher education sector under pressure as we have
seen from the examples of Turkey, Hungary, and Poland.
But not only cases like these make me worry about the
future of academic and artistic freedom. Those of you
who had a chance to look at some of the German news-
papers during summer 2017 will have noticed that at
the Alice-Salomon-Hochschule in Berlin the representa-
tives of the Students Union jointly with the members of

the Senate requested to eliminate a poem by Eugen
Gomringer called “avenidas” from the wall of the buil-
ding at the Southern entrance of its campus. The poem is
a very short one. It finishes with the following two lines:
“avenidas y flores y mujeres y / un admirador.”
Apparently, the admirer of flowers and women has tur-
ned into a problem for some female activists. It should
be mentioned that the whole poem was put on the wall
after Gomringer had been awarded the ‘Poetik-Preis’ of
the same university in 2011. Now it is all of a sudden
being viewed by some members of the university as a
product of a patriarchic tradition which acknowledged
women only as sexual objects. The whole affair tells us
something about the repercussions of partisan demands
for political correctness if not even the leaders of a uni-
versity are prepared to stand up and take a stance
against it.17

Clearly, we seem to have entered a phase in which uni-
versity members have to be very careful about what they
say. Apparently, freedom of speech is challenged by
claims for political correctness, too. No wonder that
scholars like Naomi Oreskes from Harvard University
diagnose a lack of courage to stand up for one’s beliefs.
In her keynote opening the AAAS meeting 2017 in Bo-
ston she asked: “Should scientists speak up on politically
sensitive topics, or should they let the facts of their rese-
arch speak for themselves.” In her answer to this questi-
on she demonstrated that data does not speak for itself
and urged scientists and scholars to stand up and argue
for what they have found publically. At a time where ex-
perts and facts are questioned with the help of fraudu-
lent methods, with lies and even infiltrating so called
‘filter bubbles’ which seem to have strong impact on the
average citizen’s mindset, this ‘professio’, the ability to
stand up for one’s beliefs in public, is needed more than
ever. Instead universities and other academic instituti-
ons put too much emphasis on compliance issues. Ad-
mittedly, we have to cope with many uncertainties these
days, and it is not easy to develop and disseminate ex-
pert advice which is able to convince the majority of
people. Against this background, however, it is impor-
tant that we find new forms of academic leadership and
defend academic freedom convincingly. Indeed, the fun-
damental question is how to create an atmosphere of
constructive and controversial debate, a debate where
evidence based views meet expectations and critical re-
marks of those who are not experts in a particular field
but will be affected by the consequences of the deci -
sions based on these debates. 
I should also add a rather self-critical remark on what
happens inside science. Sadly, the lack of trust which
science faces today may also be rooted in defects which
occur within the academic system. We have to admit
that many studies are financed by companies or interest
groups and that this is a challenge for academic inde-
pendence. According to a recent study, 76% of Germans

16 Jan-Martin Wiarda, „Wissenschaftsfreiheit“, DSW Journal, 1/2017, p. 17-18.
17 Cf. the intellectual cowardness demonstrated in an interview by Uwe Bet-

tig, Rector of Alice-Salomon-Hochschule. In: Frankfurter Allgemeine Zei-
tung, Number 200, 29 August 2017, p. 9.
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think that one reason for distrust in science is that re -
searchers depend on external financial sources.18 Re -
searchers have to be careful that they contribute to evi-
dence-based policy making instead of policy-based evi-
dence making. Furthermore, first and foremost my home
country Germany has witnessed a plagiarism scandal.
During the last few years many politicians had to recede
from their positions, among them the former Minister of
Defence and even the former Minister of Education and
Research, because obvious – in the former case – or la-
tent – in the latter case – forms of plagiarism were detec-
ted in the politician’s PhD theses. And even within aca-
demia it is clear that the PhD phase faces serious quality
assurance difficulties in some disciplines, in particular
with respect to subjects like medicine in Germany where
the doctoral phase is more or less integrated into the re-
gular course of studies. While plagiarism seems to be an
issue predominantly within the humanities and social
sciences, the natural and life sciences face the problem of
reproducibility. According to an Economist article19 the
majority of studies in these disciplines cannot be repro-
duced. “How Science Goes Wrong” was the memorable
headline of an issue in October 2013. While this must
not necessarily be an indicator for faked experiments or
made up results, the mere fact that so many studies are
affected alone is alarming indeed. No wonder that this
provides fertile ground for distrust against science. 
Against the background of phenomena like the ones ex-
plained we have to be careful to avoid the current pre-
valence of more and more low-trust modes of operation
in our universities. In almost all of Europe we too often
pursue “we don’t trust you, we know better, and we
want results now” kinds of approaches, which extinguish
small flames of creativity, and certainly prevent them
from turning into strong fires of transformative research
and scientific innovation.

V. Academia Needs Society
Nevertheless, or perhaps I should rather say, because of,
these challenges academia needs society. An open, de-
mocratic and pluralistic society provides the best basis for
original, productive and groundbreaking research. But
we are living in turbulent times. As I have shown you, na-
tionalist, populist, and separatist movements seem to be
on the rise almost everywhere in Europe. And the ten-
dencies in several countries such as Hungary, Poland, and
in particular Turkey to transform once democratically el-
ected governments into autocratic regimes are even
more frightening. At various levels they are restricting
academic freedom and violating basic human rights. 
Despite the wide variety of different higher education
and research systems in Europe as well as the quite di-
versified and often multi-faceted institutional structures
in each country, we can nevertheless observe that in
many of them negative, even hostile attitudes against
cosmopolitan elites, research-based expertise, and evi-
dence-based policy-making can also be found inside
academia. Whilst in the early 2000s there was wide-
spread agreement that the almost simultaneous process
of the creation, distribution, and absorption of new
know ledge facilitated by electronic communication and

globe-spanning personal connections would have an
enormous impact on the internationalization of higher
education and research, we nowadays are confronted
with a lot of voices calling for an exclusive focus on local
and national priorities, in particular domestic labour
markets. The rising popularity of nationalist and populist
movements indicates a loss of trust in the established
political, economic, and academic elites as well as in re-
search-based advice.
Protectionist policies, the erection of walls and fences,
and attempts at closing internationally minded instituti-
ons such as the Central European University in Budapest
are among the most alarming signs of an increasing ten-
dency to restrict or even discard the principles and pre-
conditions of an open society. The quite frequent attacks
on democratic and cosmopolitan values, the increasing
trend towards a retribalization of public discourse as
well as an implosion of what we used to call ‘the public
sphere’ (which has more or less been replaced by echo
chambers and populist networks of outrage) no longer
allow for an attitude hitherto quite common among
scholars and scientists who enjoyed the pleasure of the
margins by sitting on the sidelines of political debates.
For academics across Europe it becomes increasingly ur-
gent to conceive of themselves as globally concerned ci-
tizens that operate far beyond academic institutions.
The prevailing anti-academic tendencies in several coun-
tries should provide enough reasons for them to stand
up for their and their colleagues’ basic human rights as
well as the manifold checks and balances (including the
division of powers) that characterize a well-functioning
democracy. As far as academia is concerned, it will be
essential to regain trust in scientific and scholarly exper-
tise as well as in its mode of operation through various
steps and measures. These include
• New, interactive modes of communication that try to

overcome still existing asymmetries;
• Enhanced transparency with respect to processes and

procedures involved in the generation of new know-
ledge;

• Increasing opportunities for the participation of citi-
zens in agenda-setting processes as well as citizen-
science based projects;

• New modes of operation such as focus groups, con-
sensus conferences, and online consultations;

• More bidirectional exchanges of views and concerns as
well as the mutual perception of risks;

• Reconfiguring consultation processes in order to facili-
tate debates on scenarios of desirable futures and the
co-creation of common positions.

Putting these points into practice is not at all straight
forward. It takes a lot of courage to stand up for one’s
own beliefs in these turbulent times. But even more im-
portant than that will be a fundamental change in the
hitherto common practices of communication. Instead
of primarily speaking to the public, it will be essential for

18 Wissenschaftsbarometer 2017, https://www.wissenschaft-im-dialog.de/
projekte/wissenschaftsbarometer/wissenschaftsbarometer-2017/, viewed
7 November 2017.

19 The Economist, 19-25 October 2013, How Science Goes Wrong.
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scientists and scholars to first of all listen to the people
in front of them, to take their concerns seriously, to pay
attention to the social pressures they are exposed to,
and that to overcome emotional differences may in the
beginning matter just as much or even more so than the
coherence and consistency of the respective arguments.
Given the fact that in several of the most recent surveys
conducted in Europe the share of people who support
the view that higher education and research contribute
significantly to the future wellbeing of our societies has
been rapidly declining (in particular among the less well-
educated parts of the population), we have more than
enough reasons to open up labs and classrooms for criti-
cal as well as creative thinking, and to embark upon new
modes of interactions in at least some of the quite diver-
sified public spheres.

The real challenge, however, is to reach out to those peo-
ple who seem to sit comfortably in their self-affirmative
networks and echo chambers filled with prejudices
against foreigners and strong ideological beliefs in the su-
periority of their own tribe. It almost appears to be an
impossible task. But in pursuing this quite urgent and so-
cially important endeavour, it is perhaps quite helpful to
remind ourselves of Samuel Beckett’s words: “Ever tried.
Ever failed. No matter. Try again. Fail again. Fail better.”

n Wilhelm Krull, Founding Director of THE NEW
INSTITUTE, Hamburg, 
E-Mail: wilhelm.krull@thenew.institute

Joachim Nettelbeck

Serendipity und Planen
Zum reflexiven Verwalten von Wissenschaft und Gestalten ihrer Institutionen

Aus der Einleitung: „Neue Einsichten sind nicht vor-
hersehbar. Sie unterliegen dem, was Robert Merton
für die Forschung mit Serendipity gekennzeichnet hat,
und sind deshalb davon abhängig, dass den Wissen-
schaftlern Freiräume eingeräumt werden. Auch Stu-
dierende brauchen diesen Freiraum. Auch die bilden-
de Wirkung des Studiums ist unvorhersehbar, die Wir-
kung, wie eigene Fragen und Anliegen sich mit dem
verbinden, was im Studium oder durch Lehrbücher
vermittelt wird. Die Methoden des New Public Mana-
gement haben sich auch in der Wissenschaft ausge-
breitet. Indikatoren sind zunächst einmal nützliche In-
formationen. Wenn sie jedoch das Verhalten von Poli-
tik und Verwaltung bestimmen, werden sie für die
Wissenschaftler zu zwingenden Normen, führen zur
Standardisierung und behindern die kreative Seite der
Wissenschaft. Demgegenüber plädiert dieses Buch
dafür, die Verwaltung von den Wissenschaftlern und
der Eigenart von Wissenschaft her zu denken, von
ihrer Unvorhersehbarkeit, und sich den widrigen Wir-
kungen der Steuerung über Indikatoren zu widerset-
zen. Es plädiert für eine reflexive Verwaltung.“ Der
Autor verdeutlicht dies an ihm vertrauten Vorgängen
und erklärt, welche Haltung der Verwalter er sich
wünschen würde. „Eine solche Verwaltung ist eine an-
spruchsvolle, kreative Tätigkeit, die ihren Teil zu einer
demokratischen Gestaltung öffentlich finanzierter For-
schung beizutragen hat, sowohl im Interesse der Wis-
senschaftler und des Gemeinwohls wie zur Zufrieden-
heit des Verwalters.“
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Ich bin meistens gesund, gelegentlich krank. Bin ich des-
wegen eine Ansprechpartnerin für medizinische Fragen?
Ich bin eine Frau. Bin ich deswegen Expertin für Gender
Gap und Gleichberechtigung? Bekomme ich solche An-
fragen verweise ich stets auf meine DIW-Kolleg*innen,
die dazu forschen und sehr viel differenzierter und durch
Studien belegte Auskunft geben können. 
Expertin bin ich im Bereich Energieökonomie und Nach-
haltigkeit, und dort beantworte ich die Anfragen selbst.
Ich kommuniziere in der Wissenschaftswelt, in der Poli-
tikberatung und in der breiten Öffentlichkeit. Mein spe-
zifisches Grundlagenwissen und die stete Beschäftigung
mit der aktuellen Forschung weltweit berechtigen und
befähigen mich, zu aktuellen Fragen fundierte Bewer-
tungen und Einschätzungen abzugeben. Das kann auch
mal über die engen Grenzen meiner Fachthemen hin-
ausragen. Schließlich bin ich mit vielen anderen Wissen-
schaftler*innen im interdisziplinären Austausch und er-
mutige stets auch andere, meine Forschungsergebnisse
ihrem jeweiligen Umfeld zugänglich zu machen. 
Kurz: Ich betreibe intensive Wissenschaftskommunikati-
on. Aber bin ich deswegen Expertin für Wissenschafts-
kommunikation? 
Meine erste spontane Antwort auf die Anfrage der Leib-
niz-Gemeinschaft, einen Fachbeitrag zu dem Thema abzu-
liefern, war deswegen „Nein“. Wissenschaftskommunika-
tion ist eine komplexe Angelegenheit. Es gibt zahlreiche
Studiengänge zu dem Thema. Weder forsche, noch publi-
ziere ich selbst dazu. Ich will nicht über ein fachfremdes
Forschungsthema schreiben. Also überlasse ich das Feld
den vielen hervorragenden Kolleginnen und Kollegen. 
Doch im zweiten Moment nagte der Zweifel. Ist die
Kommunikationswissenschaft nicht auf Forschungsma-
terial angewiesen? Braucht die Forschung nicht reale
Kommunikationssituationen, die sie ungestört beobach-

ten und analysieren kann, um daraus verallgemeinerbare
Schlüsse zu ziehen? 
Seit über 15 Jahren stehe ich auch jenseits des wissen-
schaftlichen Inner Circle in der Öffentlichkeit Rede und
Antwort – und zwar aus der tiefen Überzeugung heraus,
dass wir unsere Forschungsarbeit nicht nur auf Kosten,
sondern auch im Auftrag der Öffentlichkeit betreiben.
Die Menschen wollen, sollen und müssen erfahren, was
wir herausfinden, welche Erkenntnisse, welche Gewiss -
heiten und welche Zweifel wir haben. 
Laut Satzung des Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung (DIW), an dem ich seit über 15 Jahren tätig bin,
sind wir sogar dazu verpflichtet, die wissenschaftlichen
Erkenntnisse sowohl in hochrangigen wissenschaftlichen
Fachzeitschriften, als auch in leicht verständlichen Publi-
kationen zu veröffentlichen. Letztere sollen dann auch in
die Politikberatung einfließen. Beispielsweise übersetzt
der DIW-Wochenbericht sehr gelungen Forschungser-
kenntnisse in eine allgemeinverständliche Sprache; es
werden speziell dafür Infografiken entwickelt und zen-
trale Erkenntnisse so zusammengefasst, dass sie auch für
Politik und Entscheidungsträger oder auch die breite Öf-
fentlichkeit verständlich sind. Auch im Rahmen meiner
Tätigkeit als Sachverständige für Umweltfragen erarbei-
ten wir Forschungserkenntnisse, die wir in Kurzberich-
ten oder in Umweltgutachten veröffentlichen. Diese Er-
kenntnisse bringen wir zusätzlich in die Politikberatung
ein, beispielsweise in politischen Anhörungen, auf Ver-
anstaltungen, Workshops oder Tagungen. 
Kurz: Ich bin gewissermaßen ein „Füllhorn“ an wissen-
schaftlich interessantem „Material“ für die wissenschaft-
liche Erforschung der Wissenschaftskommunikation. 
Wissenschaftskommunikation ist ein wesentlicher Teil
meiner Wissenschaftsarbeit – und ich wünschte mir, dass
das alle Forschenden und Lehrenden so sähen. Ich
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eher als Ironie oder Scherz zu erkennen als das tonlose
Transkript, das hinterher im Netz veröffentlicht wird.
Anführungszeichen kennzeichnen in der Schriftform die
begriffliche Besonderheit als Fachsprache oder Zitat, bei
einem mündlichen Vortrag ist diese Markierung nicht
mehr zu hören und muss deswegen gestisch „untermalt“
werden, was aber wiederum in der akustischen Auf-
zeichnung verloren geht. 
Dazu kommt, dass die hohe Prägnanz der Fachsprache
(nur deswegen gibt es sie) bei der Übersetzung in nicht-
wissenschaftliche Sprache verloren geht. Die Begriffe
„Studie“, „Modellierung“, „Simulation“, „Analyse“ oder
„Prognose“ beispielsweise, die innerhalb der Wissen-
schaft allen Beteiligten vertraut sind und relevante Un-
terschiede kennzeichnen, sind im journalistischen Kon-
text quasi gleichbedeutende Synomyme. 
Differenzierungen und komplexe Sachverhalte gehen im
Prozess der „Verständlichmachung“ schnell verloren.
Wenn Forschungserkenntnisse auf leicht verständliche
Zusammenhänge heruntergebrochen und für Laien an-
schaulich formuliert werden, so dass sie zur Grundlage
für öffentliche Gastbeiträge, Interviews oder auch Stel-
lungnahmen im Fernsehen oder Hörfunk taugen, kann
es darum in der Rezeption leicht zu Missverständnissen
kommen. Das können entsprechend geschulte Wissen-
schaftsjournalist*innen auffangen, indem sie zwischen
den verschiedenen Sprachniveaus dolmetschen und
mögliche „Übersetzungsfehler“ im Vorfeld ausräumen. 
Während der aktuellen Corona-Pandemie zeigt sich sehr
deutlich, wie wissenschaftliche Erkenntnisse kommuni-
ziert und sogar differenzierte Erkenntnisse auch der brei-
ten Öffentlichkeit vermittelt werden können, wenn die
Kommunikation nicht nur von geschulten Personen, son-
dern zudem mit ausreichend Geduld und Zeit stattfindet.
Zum Beispiel ist der NDR-Podcast „Corona Update“ auch
deshalb so erfolgreich, weil 1. die Wissenschaftsredakteu-
rinnen Korinna Hennig und Anja Martini gut verständli-
che und die Menschen tatsächlich bewegende Fragen
stellen, weil 2. der Experte Christian Drosten komplizierte
wissenschaftliche Facherkenntnisse in der notwendigen
Fachsprache erläutert, weil 3. die beiden Journalistinnen
die Erkenntnisse mit ihren leichter verständlichen Worten
zusammenfassen und so im Ergebnis das Publikum nach-
vollziehen kann, worum es bei den komplexen Sachver-
halten geht und welche Schlüsse sich daraus ziehen oder
eben nicht ziehen lassen könnten. Auf diese Weise hat die
Mehrheit der Deutschen in wenigen Wochen einen
Crash kurs in Epidemiologie und Virologie absolviert; der
Unterschied zwischen R-Wert und k-Wert ist zum virtuel-
len Stammtischthema geworden. Bis dahin unvorstellbar! 
Zugleich erleben wir in Corona-Zeiten auf offener Bühne
und im Zeitraffer, was wir in der Klimawissenschaft seit
Jahrzehnten erleben: nämlich wie auf dem Weg durch
die verschiedenen Kommunikationsebenen aus den wis-
senschaftlichen Forschungserkenntnissen medial verzerr-
te Aussagen werden, die von interessierter Seite gezielt
instrumentalisiert werden, um die öffentliche Meinung
und damit politische Entscheidungen zu beeinflussen.
Missverständnisse und Übersetzungsfehler werden an-
scheinend bewusst „fabriziert“, zum Teil vermeintlich
sogar von professionellen Kommunikationsagenturen als
Kampagne geplant. 

wünschte mir auch, dass Wissenschaftskommunikation
zum Bestandteil der wissenschaftlichen Ausbildung wird,
dass Studierende genauso wie das wissenschaftliche
Schreiben und das wissenschaftliche Bibliographieren
auch die wissenschaftliche Öffentlichkeitsarbeit lernten. 
Stattdessen bin ich wie alle anderen Wissenschaft ler*
innen eine Autodidaktin der Wissenschaftskommunika-
tion. Ich lerne mit Journalist*innen und Blogger*in nen
zu reden, indem ich es tue. Ich finde heraus, ob meine
Wissenschaft verstanden wird, indem ich statt Fachter-
minologie allgemeinverständliche Sprache verwende.
Ich erlebe, was aus einem langen fachlichen Gespräch
wird, wenn es zu einem medial verwertbaren Interview
gekürzt wird. Ich erlebe, dass die Headline eines Gast-
beitrages den Inhalt meines Textes auf den Kopf stellen
kann. Es ist ein ständiger Versuch und Irrtum. Es ist die
harte Schule des Erfahrungslernens. 
Wenn ich jetzt diesen Artikel über Wissenschaftskom-
munikation schreibe, dann ist das keine Wissenschafts-
kommunikation; es ist keine Kommunikation von wis-
senschaftlichen Erkenntnissen, sondern es ist eine Refle-
xion über Wissenschaftskommunikation, gespeist aus
jahrzehntelangen persönlichen Erfahrungen. 
Dabei ist zuallererst festzuhalten, dass in meinem Leben
Wissenschaftskommunikation auf sehr verschiedenen
Ebenen stattfindet: Zuvörderst kommunizieren wir ver-
schiedenen Expert*innen innerhalb der Wissenschaft auf
vielfältige Weise untereinander. Wir publizieren in hoch-
rangigen wissenschaftlichen Fachzeitschriften; es findet
ein wissenschaftlicher, oft auch sehr kontroverser Dis-
kurs über Forschungsergebnisse auf Workshops, interna-
tionalen Tagungen und eben auch in den entsprechen-
den Wissenschaftsjournalen statt. Dafür gibt es eigene
spezielle Procedere mit Vorstudien, Peer-Reviews und
streng geregelten Publikationsauswahlverfahren, eige-
nen Umgangsformen sowie Fach- und Sondersprachen,
die für Nicht-Wissenschaftler*innen kaum zu verstehen
und nachzuvollziehen sind. 
Zudem kommuniziere ich als Wissenschaftlerin mit zahl-
reichen Nichtwissenschaftler*innen, etwa aus Politik,
Wirtschaft, Verbänden oder der breiten Öffentlichkeit.
Als Kanäle gibt es dafür beispielsweise die Berufung in
Gremien mit eigenen Publikationen und Pressemittei-
lungen, Anhörungen bei politischen Versammlungen
unterschiedlicher Art, Vorträge, Lesungen, Podiumsdis-
kussionen und natürlich auch persönliche Gespräche in
kleinerer Runde. Dazu kommen sehr viele Arten von
medialer Kommunikation, sei es über Gastbeiträge, In-
terviews oder Talkrunden in Funk, Fernsehen oder neu-
erdings zunehmend in verschiedenen Online-Formaten
wie Webinars, Podcasts oder Youtube-/Vimeo-Sendun-
gen wie beispielsweise TedX. Hier gibt es auch zahlrei-
che Mischformen oder crossmediale Wiederverwertun-
gen, beispielsweise dadurch, dass ein Audio-Interview
in gekürzter Form verschriftlicht an anderer Stelle er-
scheint oder dass einzelne Sätze einer Talkshow als Twit-
ter-Post ohne Kontext erscheinen. 
Diese vielfältigen Verbreitungswege führen zu unter-
schiedlichen Kontextualisierungen, was die Kommuni-
kation erschwert. Ein Beitrag in einer Sachverständigen -
anhörung wird anders rezipiert als derselbe Beitrag im
Rahmen einer Talkrunde. Lachend Gesagtes ist im Radio
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Dabei geriet leider die Glaubwürdigkeit der Wissenschaft
fast mehr als die Glaubwürdigkeit der Medien unter Be-
drängnis. Dieser Umstand hat in der Vergangenheit oft
dazu geführt, dass Wissenschaftler*innen sich aus der Öf-
fentlichkeit zurückzogen und lieber stillschweigend ertru-
gen, was an Falschinformationen durch die Medien geis -
terte, als den eigenen Ruf zu riskieren. Erfreulicherweise
hat sich aber während der Corona-Pandemie, bei der die
schnelle und aktive Mitwirkung der Bevölkerung notwen-
dig und lebensrettend ist, bei den Wissenschaftler*innen
das gesellschaftliche Verantwortungsgefühl gegenüber
den persönlichen Reputationsrisiken durchgesetzt: Nach
und nach haben sich immer mehr Expert*innen erklärend
in den öffentlichen Diskurs eingemischt. Inzwischen sit-
zen sie ganz selbstverständlich neben den bislang übli-
chen Vertreter*innen aus Politik, Wirtschaft und Zivilge-
sellschaft auf der Bühne oder in Talkshows. Ein be-
grüßenswerter Fortschritt, der hoffentlich auch in Post-
Corona-Zeiten beibehalten wird und der auch der bislang
wenig beachteten Berufsgruppe der Wissenschaftsjourna-
list*innen Anerkennung und Zulauf beschert. 
Denn angesichts der wachsenden Klimakrise ist es drin-
gend nötig, dass wissenschaftliche Erkenntnisse der letz-
ten 40 Jahre größeres Gehör finden – und zwar nicht
nur, was die negativen Auswirkungen der steigenden
Erd erwärmung über die schon jetzt spürbaren Folgen
hinaus bedeutet, sondern auch in Bezug auf die präventi-
ven Möglichkeiten. Hier gibt es deutlich Nachholbedarf. 
Ein Beispiel: Im Rahmen meiner Tätigkeit im Sachver-
ständigenrat des Bundesumweltministeriums (SRU) ha -
ben wir 2019 eine DIW-Studie zu einer möglichen CO2-
Bepreisung erstellt. Dabei haben wir uns wissenschaft-
lich mit den umwelt- und verteilungspolitischen Aspek-
ten einer CO2-Bepreisung im Wärme- und Verkehrssek-
tor beschäftigt und untersucht, ob eine CO2-Steuer
oder ein Emissionsrechtehandel ein geeignetes Instru-
ment zur CO2-Bepreisung ist und welche Haushalte wie
stark von steigenden Ausgaben durch höhere Benzin-
und Heizölpreise betroffen wären. Zudem haben wir die
Möglichkeiten analysiert, durch höhere Preise für fossile
Energien Investitionen in Alternativen anzustoßen, etwa
in energetische Gebäudesanierung, Wärmepumpen
oder Elektromobilität. Dabei haben wir als ein wesentli-
ches Forschungsergebnis die Vorteile einer ökologischen
Steuerreform verdeutlicht, eine temporäre CO2-Steuer
favorisiert und zum sozialen Ausgleich eine Pro-Kopf-
Klimaprämie empfohlen.1
Die Erkenntnisse dieser Studie wurden veröffentlicht
und sind seither allgemein zugänglich. Wir haben sie in-
tensiv in Fachgremien diskutiert und auf Entscheidungs-
ebene erläutert; es gab eine Pressekonferenz, Interviews
und zahlreiche Erläuterungen in der breiten Öffentlich-
keit. Kurz: Es gab einen intensiven Diskurs über die Vor-
und Nachteile einer CO2-Steuer mit den Fachkolleg*
innen, in politischen Anhörungen bis hin zur Talkshow
am Sonntagabend. 
Dabei wurden folgende drei sehr verschiedenen Sprach-
kulturen deutlich: 
Wissenschaftler*innen differenzieren in ihren Argumen-
tationen, formulieren „Für und Wider“, wägen zwischen
„einerseits und andererseits“ ab und entwickeln ver-
schiedene mögliche Konklusionen. 

Politiker*innen dagegen sind als politisch handelnde
Personen und als gewählte Entscheidungsträger*innen
weniger an Erkenntnis als an Handlungsoptionen inte -
ressiert. Sie ersetzen das wissenschaftliche „und“ durch
ein entscheidbares „oder“: Sie sind „entweder dafür
oder dagegen“, sie argumentieren für „einerseits“ oder
für „andererseits“ und treffen dann eine konkrete Ent-
scheidung. Um sich langwierige Verhandlungen mit poli-
tischen Gegner*innen zu ersparen, sind sie vor allem
darum bemüht, mögliche Gegenargumente und Alterna-
tiven gar nicht erst bekannt werden zu lassen.  Sie be-
treiben schnelles „Cherrypicking“ und stützen sich allein
auf diejenigen wissenschaftlichen Aussagen, die ihrer
politischen Argumentation zupass kommen, während sie
gegenteilige Erkenntnisse lieber unerwähnt lassen. 
Journalist*nnen schließlich wollen und müssen ihre
Nachrichten an ihre jeweiligen Medien bzw. Zielgrup-
pen verkaufen. Sie werfen quasi einen „einkaufenden“
Blick auf die Erkenntnislage. Sie interessiert weniger die
Vielfalt möglicher theoretischer Antworten, noch das
politisch praktische Ergebnis, sondern der jeweilige
Nachrichtenwert, also das, was später guten Absatz ver-
spricht. Dieser Wert kann tatsächlich in der wissen-
schaftlichen Neuigkeit („x wurde entdeckt“) liegen, was
aber bei moderner Wissenschaftsarbeit in dieser Eindeu-
tigkeit selten der Fall ist. Deswegen liegt der Nachrich-
tenwert oft auf Details, die mit dem eigentlichen Wis-
senschaftsthema selbst wenig zu tun haben. Die „Sensa-
tion“ oder der „Skandal“ wird als mediales Narrativ aus
der wissenschaftlichen Substanz erst mühsam herausge-
schält. Das kann eine (theoretisch vielleicht mögliche)
Folgenschwere sein, die zur realen „Bedrohung“ stilisiert
wird, oder eine (fachliche) Meinungsverschiedenheit,
die zum „Streit“. „Konflikt“ oder gar zum „Krieg“ drama-
tisiert wird. Und so weiter. Dabei werden gern – quasi
als besondere journalistische Würze – emotionalisieren-
de Erzählungen gewählt, beteiligte Forschende durch
dem Publikum vertraute Klischees charakterisiert oder
wesentliche Details einer Studie weggelassen, weil sie
nichts ins Narrativ passen oder langweilen. 
In der medialen Darstellung der wissenschaftlichen
CO2-Steuer-Diskussion ging es – für mich überraschend
– fast immer um die möglichen negativen Folgen einer
solchen Steuer für die Bevölkerung, aber nur ganz selten
um den Kern unserer Studie, nämlich die bis ins Kleinste
berechneten Beispiele der Klimaprämie, die die zu er-
wartenden Folgen einer CO2-Steuer ausgeglichen hätte.
Das zu erwartende Problem hatte offenbar einen höhe-
ren Nachrichtenwert als die mögliche Lösung. 
Zeitgleich wurde in den Medien der Emissionshandel als
mögliche Alternative zur CO2-Steuer laut und stark dis-
kutiert. Hier hatte der von einer wissenschaftlichen Min-
derheit vorgetragene Pseudo-„Konflikt“ offenbar mehr

1 Bach, S./Isaak, N./Kemfert, C./Kunert, U./Schill, W.-P./Wägner, N./Zaklan,
A. (2019): CO2-Bepreisung im Wärme- und Verkehrssektor: Diskussion
von Wirkungen und alternativen Entlastungsoptionen; Endbericht des
gleichnamigen Forschungsvorhabens im Auftrag des Bundesministeriums
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU). https://www.
diw.de/de/diw_01.c.676036.de/publikationen/politikberatung_kompakt/
2019_0140/co2-bepreisung_im_waerme-_und_verkehrssektor__diskussio
n_von___riums_fuer_umwelt__naturschutz_und_nukleare_sicherheit__bm
u.html
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journalistische Strahlkraft als die tatsächliche Diskussion
um eine angemessene und wirkungsvolle Umsetzung
der allgemein favorisierten CO2-Steuer. So kreiste die
öffentliche Diskussion also um einen ganz anderen Kern
als die wissenschaftlichen Kernfragen. 
Natürlich gab es auch Medien, die ernsthaft und seriös
unsere wissenschaftlichen Ergebnisse und den damit
verbundenen Diskurs widergaben. Derlei Sachbezogen-
heit gibt es glücklicherweise bei allen Studien, aber doch
ist es immer wieder überraschend, wie schwer es immer
wieder ist, die drei Sprachkulturen – Wissenschaft, Poli-
tik, Medien –  unter einen Hut zu bringen. 
Hier sehe ich in der Wissenschaft noch großen Lernbedarf: 
• Wie lassen sich umfangreiche Studien auf wenige Aus-

sagen kürzen und verdichten, ohne sie zu verfälschen
und Unsicherheiten zu leugnen? 

• Wie lassen sich komplexe Sachverhalte vereinfachen,
ohne sie zu verflachen und Ambiguitäten zu glätten? 

• Wie lassen sich besondere und leicht verständliche
Details herausheben, um Aufmerksamkeit auf das viel-
leicht weniger spektakuläre Relevante zu lenken? 

Besonders herausfordernd im Rahmen der Wissen-
schaftskommunikation ist es, sich nicht von der Emotio-
nalität der politischen und medialen Diskussion an-
stecken zu lassen. Dabei hat es sich bewährt, die Inte -
ressenlagen hinter (vermeintlich neutralen) Diskussions-
beiträgen offenzulegen und faktenbasiert zu widerspre-
chen. Dabei gilt es, Ruhe zu bewahren und egal wie
emotional vorgetragene Argumente in möglichst nüch-
terne Sprache zu übersetzen und erst dann darauf zu
antworten. Die – im politischen und medialen Kontext
üblichen – persönlichen Angriffe egal welcher Art und
von wem sollte man ignorieren und stur beim Sach-
oder Fachthema bleiben. 
In letzter Zeit richtet sich das öffentliche Augenmerk auf
eine bedenkliche Ausprägung der Wissenschaftskommu-
nikation. Stichwort „Fake News“. Dabei werden – unter
dem Anschein von Wissenschaftlichkeit – bewusst Fehl -
informationen in Medien und Öffentlichkeit lanciert.
Ziel ist es gerade nicht, wissenschaftlich faktenbasiert zu
kommunizieren, sondern gewissermaßen als Wissen-
schaft getarnte Mythen zu verbreiten.  Dabei werden
wissenschaftliche Arbeiten bewusst falsch oder sinnent-
stellend zitiert, es werden „Studien“ oder „Analysen“ fa-
briziert, die kaum den Mindeststandards von transpa-
renter Wissenschaft genügen oder wissenschaftliche In-
strumentarien in manipulierender Weise zum Einsatz ge-
bracht, dass dabei gewünschte  „Erkenntnisse“ heraus-
kommen. 
In der Klimawissenschaft ist derlei schon seit vielen Jah-
ren, wenn nicht Jahrzehnten ein Problem. Nachdem
zunächst vor allem investigative Journalist*innen entlar-
vende Recherchen über solche unredlichen Meinungs-
Manipulationen veröffentlicht hatten, gibt es mittler-
weile auch wissenschaftlich gut belegte Untersuchungen
zu solchen Fake-News.2 Seit Jahrzehnten wurde mit ge-
zielten PR-Kampagnen alles daran gesetzt, den Klima-
wandel in Frage zu stellen, Klimaforscher*innen zu dis-
kreditieren oder in der Öffentlichkeit zumindest den
Eindruck zu erwecken, als gäbe es erhebliche Zweifel an
den klimawissenschaftlichen Erkenntnissen. 

Solche Falschinformationen werden möglichst breit ge-
streut und dafür sprachlich ausgefeilte Slogans oder
„Fachbegriffe“ entwickelt, die sich wie ein griffiger Wer-
beslogan oder Markenname insbesondere über die so-
zialen Medien verbreiten ließen. Es kostet große Mühe
knackige Schlagworte, die einen via Google direkt zu
entsprechenden Beiträgen mit Falschinformationen füh -
ren, zum Beispiel „Dunkelflaute“, „Zappelstrom“ oder
„Geisterstrom“ durch wissenschaftlich komplexe Fakten
zu widerlegen oder gar aus der Welt zu räumen. Im Un-
terschied zur oft spröden Wissenschaftssprache lassen
sich solche eingängigen Wortschöpfungen gut merken
und bleiben länger im Gedächtnis haften als Wissen-
schaftsungetüme wie „Markt- und Systemintegration
fluktuierender erneuerbarer Energien“, „Erzeugungska-
pazitäten aus Netzreservekraftwerken“ oder auch nur
„Residuallast“. 
In der Wissenschaft wurden solche Falschinformationen
früher oft nur milde belächelt. Man wusste es ja besser.
Außerdem war es zeitraubend und der eigenen wissen-
schaftlichen Karriere nicht förderlich, sich in die Niede-
rungen der allgemeinen Verständlichkeit zu begeben.
Seitdem die manipulierende Absicht hinter solchen
Kampagnen und Fake News nachgewiesen und bekannt
ist, hat sich die Haltung der meisten Wissenschaft -
ler*innen dazu deutlich geändert. Er herrscht weitestge-
hend Konsens darüber, dass „Factchecking“ eine not-
wendige und wichtige Aufgabe ist, um solchen Fake-
Kampagnen entgegen zu treten. 
Und so finden sich immer öfter entsprechend geschulte
Personen, die Desinformationskampagnen auf wissen-
schaftlich hohem, aber doch allgemein verständlichen
Niveau mühevoll und gründlich auseinanderpflücken.
Doch es ist wie beim Kampf mit dem siebenköpfigen
Drachen: Kaum hat man das eine Problem aus der Welt
geschafft, taucht das nächste auf. 
Stärker und professioneller denn je wird von interessier-
ter Seite versucht, die Öffentlichkeit zu verwirren und
Zweifel zu schüren. Gezielte persönliche Angriffe, Diffa-
mierungen und Reputationsschädigungen einzelner
Wissenschaftler*innen sind inzwischen fast selbstver-
ständlicher Teil der Kampagne, so dass angesichts der
geballten Hate Speech sich manche bereits vorauseilend
lieber nicht öffentlich äußern. Es sind bereits zivilgesell-
schaftliche Organisationen wie „Hate Aid“ entstanden,
die von Online-Hass betroffenen Personen notwendigen
emotionalen Rückhalt und vor allem juristische Rücken-
deckung geben. Umso erfreulicher ist es, dass immer
mehr Medien, Vereine und Verbände sich zum Ziel ge-
setzt haben, die Interessen solcher Kampagnen offenzu-
legen und so die breite Öffentlichkeit über die wahren
Inhalte, Ursachen und Folgen zu informieren. 
Auch die Gründung von Scientists-For-Future lässt sich
vor diesem Hintergrund erklären, da es immer mehr Kli-
maforscher*innen leid sind, als einzelne Person mühsam
gegen die teilweise hanebüchenen Erzählungen soge-
nannter „Klimaskeptiker“ argumentieren zu müssen. Seit
sich 24.000 Wissenschaftler*innen in dieser Weise zu-
sammengetan haben, ist klar, auf welcher Basis der wis-

2 Naomi Oreskes (2019): Why Trust Science? Princeton University Press
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senschaftliche Konsens fußt und über welche Fakten
niemand Seriöses mehr bereit ist zu diskutieren. 
Die Lernkurve ist steil; trotzdem bleibt die Wissen-
schaftskommunikation für viele Wissenschaftler*innen
eine grundsätzliche Herausforderung. Schwierige wis-
senschaftliche Fragestellungen zu kommunizieren heißt
nämlich auch, dass man zunächst einmal beim Gegen -
über eine Bereitschaft schaffen muss, sich auf ein derart
kompliziertes Niveau einzulassen. Es geht also nicht al-
lein um das „Was?“ oder „Wie?“ der Forschung, sondern
zuerst mal um das „Wozu?“. Welchen Nutzen hat die
wissenschaftliche Arbeit für die Gesellschaft, für die
Menschen und für das jeweilige Gegenüber? 
Ein solcher Brückenschlag zwischen Wissenschaft und
Öffentlichkeit lässt sich von zwei Seiten denken: Entwe-
der beginnt man mit der (zweckfreien?) Forschungsar-
beit. Dann bedarf es spätestens in der Wissenschafts-
kommunikation eines beispielhaften Anwendungsfalls,
der für die Öffentlichkeit von Relevanz ist. Oder aber
man beginnt im Alltag der Menschen mit den gerade
akuten öffentlichen Diskussionen und kommuniziert
dann aktuell die jeweiligen wissenschaftlichen Aspekte
des Themas. 
Beide Richtungen der Wissenschaftskommunikation
sind wertvoll. Indem wir einerseits die Wissenschaft an-
wendungsbezogen und andererseits die öffentliche De-
batten wissenschaftlich kontextualisieren, ermöglichen
wir andere Sichtweisen und tragen zu einer Versachli-
chung der aktuellen medialen, aber auch politischen De-
batten bzw. einer „Ent-Elfenbeinturmisierung“ und grö -
ßeren gesellschaftlichen Akzeptanz der Wissenschaft
bei. So lernen alle Beteiligten in Diskussionen über kon-
krete Anknüpfungspunkte auf das wissenschaftliche
große Ganze zu blicken und umgekehrt. Wissenschafts-
kommunikation würde zur Lingua Franca unterschied-
lichster Bildungs- und Sozialwelten. 
Die Erfahrung zeigt: Durch interessante Fragestellungen
und besondere Details lässt sich auch bei Laien die Neu-
gierde auf das Wissen hinter dem Alltagswissen wecken.
In der aktuellen Corona-Pandemie ist unübersehbar, wie
viele interessante wissenschaftliche Erkenntnisse Virolo-
gen kommunizieren können und wie groß Wissendurst
und Lernfreude in der breiten Öffentlichkeit sind. Kaum
ein anderer Podcast hat so viele Zuhörer*innen wie das
erwähnte „Corona Update“; aber es gibt auch jenseits
von Covid19 viele andere Wissenschafts-Podcasts, sei es
„Eine Stunde History“, „RadioWissen“, „Quarks – Wis-
senschaft und mehr“, „IQ – Wissenschaft und For-
schung“, „ZeitZeichen“ etc. pp., die sich alle auf den
vorderen Plätzen der populären Podcast-Charts tum-
meln. Heißt: Die Welt will wissen, was die Wissenschaft
beschäftigt. Forschung und Lehre werden nicht zufällig
als Wortpaar gedacht. 

Trotzdem muss man natürlich konstatieren, dass man
trotz aller Anstrengung von der breiten Öffentlichkeit
kein tiefes wissenschaftliches Verständnis erwarten
kann. Was in der Wissenschaft banal sein mag, ist für
Laien oft nur schwer zu fassen. Es erfordert deswegen
eine gewisse Geduld, bestimmte wissenschaftliche Er-
kenntnisse x-fach wiederholen zu müssen, weil selbst
das Altbekannte für jeden neuen Zuhörer und für jede
neue Zuschauerin eben völlig neu ist. Andererseits ist es
beglückend, wenn das Publikum den Aha-Effekt erlebt
und sich das Wunder wissenschaftlicher Erkenntnis in
ihren Gesichtern zeigt. 
Ich persönlich bin dankbar für alle Arten von Nachfragen,
auch wenn sie fehlerhaft, undifferenziert oder gänzlich
unwissenschaftlich vorgetragen werden. Wissenschafts-
sprache ist nie Mutterspache, sondern immer Zweit-
oder Fremdsprache, die nur wenige beherrschen. Diskurs
und Kritik gehören in der Wissenschaft zum Alltag, die –
egal wie rüde vorgetragen – niemand persönlich meint
und niemand persönlich nehmen sollte. Höflichkeit ist
keine Wissenschaftstugend. Wahrhaftigkeit schon. 
Nach all den Jahren kann ich bilanzierend festhalten: Die
Kommunikation innerhalb der Wissenschaft, egal ob in
unserem stetig wachsenden DIW-Team, an der TU Ber-
lin, im Sachverständigenrat und im Rahmen zahlreicher
nationaler und internationaler Forschungsprojekte, ist
immer bereichernd und fruchtbar. Die Kommunikation
mit und in der breiten Öffentlichkeit, vor allem die kon-
krete Begegnung mit Menschen in ihrem Lebens- und
Arbeitsumfeld, macht unglaublich viel Spaß. Meine ehr-
liche Freude und Bereitschaft, einem breiten Publikum
wissenschaftliche Fachkenntnisse möglichst anschaulich
zu vermitteln, wird durch großen Wissensdurst und lust-
volle Neugierde in der Breite der Bevölkerung belohnt.
Meine Vorträge sind nicht nur gut besucht, sondern
auch Gelegenheiten, bei denen eifrig Fragen gestellt, in-
teressante Ansichten mitgeteilt und munter Diskussio-
nen angestoßen werden. Solche Momente geglückter
Wissenschaftskommunikation beweisen: Wissenschaft
ist quicklebendig und aller Anstrengungen wert. 

n Claudia Kemfert, Prof. Dr., Leiterin der Ab-
teilung Energie, Verkehr, Umwelt am Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW)
und Professorin für Energiewirtschaft und En-
ergiepolitk an der Leuphana Universität,
E-Mail: sekretariat-evu@diw.de
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Robert Arlinghaus & Eva-Maria Cyrus

Wissenschaftskommunikation 
gewinnbringend gestalten 

Beispiele aus der sozial-ökologischen 
Fischereiforschung

Eva-Maria Cyrus

We use examples from fisheries, specifically recreational fisheries, to show how to design transdisciplinary pro -
jects that are tailored at connecting scientists and practioners on equal eye levels to achieve an increase in com-
petency to manage the environment sustainably. The direct interactions of scientists and practioners within the
context of jointly conducted whole system experiments at angling waters achieved a self-determined rise of
scientific literacy to deal with nature and the environment. The same outcomes also served the objectives of 
effective science communication. Our experiences in the context of fisheries can be transferred to other areas of
science communication. Our research has shown that experiential learning has stronger pedagogical efficacy than
the passive consumption of science. We end by critically evaluating the chances and risks of working trans -
disciplinarily in the sustainability sciences and we also outline costs of science communication. 

Der Öffentlichkeitsarbeit wird in der Wissenschaft zu-
nehmend Bedeutung zugemessen. So gibt es beispiels-
weise Forschungsförderer, wie das Bundesministerium
für Bildung und Forschung (BMBF), die angekündigt
haben, eine Förderung von Forschungsprojekten künftig
an eine Kommunikationsstrategie zu knüpfen. Der Trend
polarisiert in der wissenschaftlichen Gemeinschaft: Wäh -
rend die einen von mehr Sichtbarkeit profitieren und die
unmittelbare Rückkopplung von Forschungserkenntnis
an die Öffentlichkeit wertschätzen, empfinden andere
die zusätzliche Kommunikationsaufgabe als zeitliche und
finanzielle Belastung, die vom inhaltlichen Kerngeschäft
ablenkt und weniger attraktive Themen benachteiligt.
Unsere Arbeitsgruppe IFishMan (Fachgebiet für Integrati-
ves Fischereimanagement) an der Humboldt-Universität
zu Berlin und dem Leibniz-Institut für Gewässerökologie
und Binnenfischerei (IGB) hat die Wissenschaftskommu-
nikation und den Dialog mit Öffentlichkeit und Praxis als
Chance verstanden und über die Kommunikation hinaus
Praktiker*innen bewusst in eigene Forschungsprozesse
einbezogen, um ein aktives Erleben von Forschung und
Erkenntnis zu ermöglichen. Diese Beteiligung als Bau-
stein einer Kommunikationsstrategie auf Augenhöhe
haben wir zudem wissenschaftlich evaluiert. Im Ergebnis
haben wir Erfolge auf mehreren Ebenen verzeichnet.
Zum einen konnten wir in unseren Studien feststellen,
dass Anglerinnen und Angler, die aktiv an der Forschung
mitgewirkt hatten, einen höheren umweltpädagogischen
Wissens- und Erkenntniszuwachs aufweisen als solche,
die ökologisches und fischereiwissenschaftliches Wissen
in Form von Vorträgen passiv konsumiert haben (Fujitani
et al. 2016, 2017). Die Erfahrung hat aber auch gezeigt,
dass unsere eigene Forschungsarbeit davon profitiert hat,

Inhalte und Forschungsfragen für Praktiker*innen und
Presse verständlich auf den Punkt bringen zu müssen.
Zudem ist es uns gelungen, ein Nischenthema – die Erfor-
schung der wissenschaftlichen Grundlagen der hobby -
mäßig ausgeübten Fischerei („Angelfischerei“) – ins Blick-
feld der Öffentlichkeit zu rücken. Letzteres wurde noch
einmal dadurch bestätigt, dass wir mit dem Communicator-
Award 2020 der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) ausgezeichnet wurden. Die Wirkung von Wissen-
schaftskommunikation steht und fällt also nicht nur mit
der Attraktivität eines Themas, sondern kann auch durch
eine passende Strategie optimiert werden. Dieser Text
gibt unsere Erfahrungen wieder und reflektiert zudem die
zunehmenden kommunikatorischen Ansprüche an Wis-
senschaftler*innen, inklusive der Chancen und Risiken.

Umweltprobleme lösen mit Hilfe von 
Wissenschaftskommunikation
Forschung zur Angelfischerei scheint auf den ersten
Blick gesellschaftlich wenig interessant. Doch ist das An-
geln ein prädestiniertes Beispiel für Forschung zur Nach-
haltigkeit (FONA). Denn hier gibt es eine Nutzergruppe
(Angler*innen), die eine nachwachsende Ressource
(Fisch) nutzen, zentrale Ökosysteme (Gewässer) bewirt-
schaften und dabei mit anderen Interessengruppen (bio-
zentrischer Natur- und Artenschutz, weitere Gewässer-
nutzende) konkurriert. Somit können Ergebnisse der An-
gelfischereiforschung auf andere Themenfelder im Be-
reich Nutzung und Bewirtschaftung von nachwachsen-
den Naturressourcen übertragen werden.
Ein weiterer Blick auf die Zahlen zeigt zudem, dass das
Hobbyangeln (im Nachfolgenden Angeln genannt) weit
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mehr als nur ein Nischenhobby darstellt: In allen Indus -
trienationen ist heute die hobbymäßig ausgeübte Angel-
fischerei die dominierende Nutzungsform wildlebender
Süßwasserfische. Hierzulande gibt es zwischen 3 und 4
Millionen Anglerinnen und Angler und rund 10.000 An-
gelvereine. Angler*innen in Deutschland fangen jährlich
etwa 45.000 Tonnen Fisch – etwa zehn Mal mehr als die
Berufsfischenden in Binnengewässern an Land ziehen
(Arlinghaus 2004). Volkwirtschaftlich hängen von den
ca. 5.2 Mrd. jährlichen Ausgaben der Anglerinnen und
Angler genauso viele Arbeitsplätze ab, wie von der son-
stigen Fischwirtschaft in Deutschland – rund 52.000 (Ar-
linghaus 2004, 2006b). Die Angelfischerei ist heute als
die dominierende Fischereiform in Binnengewässern
aller Industrienationen anzusehen. Auch weltweit gehen
etwa fünf Mal mehr Menschen während der Freizeit auf
Fischfang als beruflich (Arlinghaus et al. 2019). 
Gleichzeitig gibt es eine enorme Biodiversitätskrise in
den hiesigen Binnengewässern (Drenckhahn et al.
2020). Heute ist etwa die Hälfte aller europäischen Süß-
wasserfischarten gefährdet oder vom Aussterben be-
droht (Freyhof & Brooks 2011). Dieser Schwund ist je-
doch nicht auf Überfischung durch Fischer*innen und
und Angler*innen zurückzuführen. Die meisten Süßwas-
serfische werden zwar von Menschen seit Jahrtausenden
intensiv genutzt. Über die Fischerei hinaus wirken aber
auch zahlreiche nichtfischereiliche Faktoren wie Gewäs-
serum- und -ausbau, Wasserkraft, Verschmutzung, Kli-
mawandel, Ausbreitung invasiver Arten und Nährstoffe-
inträge aus der Landwirtschaft negativ auf die Produkti-
vität und die Artenvielfalt von Fischen in Seen und Flüs-
sen (Reid et al. 2019). Hierzulande versuchen Angler*
innen und Fischer*innen z.B. über Angelvereine oder Fi-
schereiverbände den teils massiven nichtfischereilichen
Störungen entgegenzuwirken und die Wirkungen auf die
Fischvielfalt und -produktivität abzumildern. Als Gewäs-
serpächter sind Fischer*innen und Angler*innen nach
nationaler Gesetzgebung nämlich zur Hege ihrer Gewäs-
ser verpflichtet (Arlinghaus 2006a, b, 2017). Dieser Auf-
gabe kommen sie in der Regel mit viel Engagement und
hohem finanziellem Aufwand nach (Arlinghaus et al.
2015). Doch sind die klassischen Methoden wie Fischbe-
satz oder Fangregularien zum Schutz kleiner Fische in
ihrer ökologischen Wirksamkeit eingeschränkt und ver-
langen eine Hinwendung zu Maßnahmenkomplexen, die
auch die Funktionalität der Lebensräume wiederherstel-
len. Die Welternährungsorganisation der Vereinten Natio-
nen FAO fordert in ihren Leitlinien für eine nachhaltige
Angelfischerei daher die Erarbeitung evidenzbasierter und
holistischer Bewirtschaftungsstrategien, um die Fischerei-
ausübung nachhaltiger zu gestalten (FAO 2012). Leider
gibt es nur geringe Berührungspunkte zwischen der Fi-
schereiwissenschaft und der Praxis. Häufig sind auch die
sektoralen Grenzen zwischen Landwirtschaft/Ernäh rung/
Fischerei, Wasserwirtschaft und Naturschutz hoch. Unsere
Arbeitsgruppe IFishMan hat es sich darum zum Ziel ge-
setzt, eine Brücke zwischen den Disziplinen und zwischen
unterschiedlichen Sektoren zu schlagen, um die Gestal-
tung einer nachhaltigen Angelfischerei zu ermöglichen.
Für uns gehört Wissenschaftskommunikation zur Arbeits-
platzbeschreibung, da es in der angewandten Forschungs-
disziplin der Fischereiwissenschaften nur logisch ist, die

eigenen Erkenntnisse so aufzubereiten, dass sie dort an-
kommen, wo sie umgesetzt werden sollen.

Kommunikationstheoretische Grundlagen
Unsere wissenschaftskommunikativen Aktivitäten zielen
darauf ab, durch inter- und transdisziplinäre Zusammen-
arbeit mit Angler*innen, Angelvereinen, Angelverbänden
und Naturschutzakteur*innen sowie durch klassische
Kommunikation eigener und fremder wissenschaftlicher
Erkenntnisse zur zielgruppenspezifischen Kompetenzstei-
gerung auf verschiedenen Ebenen beizutragen (Abb. 1).

Diese Ebenen reichen vom Heranführen und Erfahren
des wissenschaftlichen Gegenstands (z.B. durch Teilnah-
me an Experimenten) und damit verbunden der Förde-
rung wissenschaftlichen Wissens (z.B. eigenem Erleben
der Effektivität und der Risiken traditioneller Bewirt-
schaftungsvorgehen wie Fischbesatz) bis hin zum Aufbau
und der Steigerung der Erhebungs-, Beurteilungs- und
Gestaltungskompetenzen. Letzteres ist insbesondere für
fischereipolitische Entscheidungsträger in Behörden,
Verbänden oder Angelvereinen wichtig, die die wissen-
schaftlich begründeten Empfehlungen zu Anpassungen
traditioneller Vorgehen im Angelfischereimanagement
über Fischereigesetze oder lokale Gewässerordnungen

Abb. 1: Modell zum Umgang mit Herausforderungen der
nachhaltigen Entwicklung, das als Grundlage für das Kom-
munikationskonzept der IFishMan Arbeitsgrupe dient. Das
umweltpsychologische Modell ist von Bögeholz (2006) ad-
aptiert und betont die individuelle Perspektive der*des Ent-
scheidungsträgerin*s (z.B. in Behörden oder Angelvereinen)
und einzelner Akteur*innen (Angler*innen) und die not-
wendigen Kompetenzen, die für den nachhaltigen Umgang
mit fischereilichen Ressourcen nötig sind. Grundlage sind
Naturerfahrungen (z.B. beim Angeln) sowie Erfahrungen
mit der Fischereiforschung. Werte, mentale Modelle und
Wissen betonen das Faktenwissen zum Umgang mit Fi-
schen und Fischerei. Erhebungskompetenz meint die Kom-
petenz, anhand eigener Erfahrung oder standardisierter
Methoden Erkenntnisse über Fischbestandsentwicklungen
abzuleiten, die anschließend beurteilt werden müssen. Die
Gestaltungskompetenz beschreibt die Fähigkeit, die Trans-
formation eigener Handlungen oder der Bewirtschaftungs-
vorgehen in Angelvereinen voranzutreiben.
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(Vereine und Verbände als Fischereirechtsinhaber) um-
setzen sollen. Aber auch einzelne Angler*innen benöti-
gen Beurteilungs- und Gestaltungskompetenzen, um das
eigene Verhalten (z.B. wie mit einem Fisch am Wasser
nach dem Fang umgegangen wird) richtig einschätzen zu
können. Um die Kompetenzen zum Umgang mit kom-
plexen sozial-ökologischen Zusammenhängen zu ent-
wickeln, ist das aktive Erleben der Ergebnisse wissen-
schaftlicher Experimente (z.B. indem Wissenschaftler*in -
nen und Praktiker*innen transdisziplinär an den von den
Praktiker*in nen bewirtschafteten Gewässern zusammen-
arbeiten) deutlich effektiver als die passive Exposition zu
neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen (z.B. über das
Lesen oder Anhören eines Vortrags) (Fujitani et al.
2017). Entsprechend hat die Kommunikationsstrategie
von IFishMan einen Schwerpunkt auf Transdisziplinarität
und aktives Erleben von Fischereiforschung gesetzt.
Die in Abb. 1 dargestellten Kompetenzbestände umfas-
sen keineswegs nur Faktenwissen. Im Gegenteil – proso-
ziale und proökologische Normen, Einstellungen und
Grundüberzeugen sind für die (nachhaltige) Entwicklung
der Angelfischerei mindestens genauso wichtig. Entspre-
chend wurde in der Kommunikation großer Wert darauf
gelegt, diese Determinanten des menschlichen Verhal-
tens zu adressieren (Fujitani et al. 2017). So wurde ver-
sucht, bei verschiedenen Akteursgruppen das persönli-
che Verantwortungsbewusstsein im Rahmen des eige-
nen Möglichkeitsraums zu schärfen. Zudem zielten un-

sere Kommunikations- und Involvierungsangebote da -
rauf ab, Praktiker*innen zu nachhaltigem Verhalten zu
befähigen und so zu mehr Nachhaltigkeit in der Fische-
rei als Ganze*r beizutragen (Abb. 2). Zur Zielgruppe
gehörten einzelne Angler bzw. Anglerinnen, Verbands -
vertre ter*innen, Industrieakteure und Entscheidungsträ-
ger*in nen in Angelvereinen oder Behörden. Entspre-
chend wurden die Kommunikationsaktivitäten so ent-
wickelt, dass über die Exposition zu Forschungsergeb-
nissen und Handlungsmöglichkeiten das Gefühl der Ei-
genverantwortung und Handlungskompetenz gesteigert
wurde und das Erwerben von Handlungskompetenzen
stimuliert wurde. 

Konkrete Kommunikationsstrategien 
anhand dreier Praxisbeispiele
A) Projekt Besatzfisch
Ziele
Das über sechs Jahre laufende Projekt Besatzfisch hatte
zum Ziel, die Wirksamkeit der üblichen Bewirtschaf-
tungsmethode Fischbesatz auf den Prüfstand zu stellen.
Beim Fischbesatz bringen Anglerinnen und Angler über
Angelverein und -verbände künstlich erbrütete oder wild
gefangene Fische in ihr Gewässer ein, um den dortigen
Fischbestand zu erhöhen. Unsere Hypothese war, dass
diese Maßnahme in sich selbst reproduzierenden Fisch-
beständen vermutlich nicht die gewünschten Erfolge

bringt, da jedes Gewässer
nur begrenzt viele Fische
beheimaten kann und es zur
raschen Selbstregulation auf
die Ursprungsbestandshöhe
kommt. Damit wäre eine
Vielzahl hiesiger Fischbe-
satzmaßnahmen ökono-
misch unsinnig und ökolo-
gisch risikobehaftet, weil
das Einsetzen von Fischen
immer das Risiko des Ein-
schleppens von Krankheiten
oder der genetischen Hybri-
disierung in sich trägt.

Zielgruppen
Die Hauptzielgruppe um-
fasste Angler*innen sowie
die Entscheidungsträger*in -
nen auf lokaler, regionaler
und überregionaler Ebene,
die die fischereiliche Ge-
wässerbewirtschaftung ge-
stalten. Das sind auf der
formellen Seite die für die
Fischerei verantwortlichen
Personen in den Bundeslän-
dern (Binnenfischerei ist
Länderangelegenheit) so -
wie die Vorstände und 
die Gewässerwarte in ca.
10.000 Angelvereinen und
-verbänden. Lokal sind es

Abb. 2: Das Kommunikationskonzept von IFishMan zielt darauf ab, bei verschiedenen Ak-
teur*innen und Ebenen – Angler*innen, Anglerorganisationen, Angelindustrie sowie Ent-
scheidungsträger*innen (in Behörden, Vereinen, Verbänden usw.) – zur Förderung der 
Eigenverantwortung und des eigenverantwortlichen Handelns für mehr Nachhaltigkeit im
Fischereimanagement und bei der eigenen praktischen Angelfischerei beizutragen (aus eige-
nem Beitrag Cooke et al. 2019), da die Handlungen jedes*jeder Einzelnen kumulativ die
Nachhaltigkeit der Fischereiausübung mitbestimmen.
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vor allem die zahlreichen Angelvereine, die fischereige-
setzlich legitimiert und eigenverantwortlich über Ge-
wässerordnungen die fischereiliche Bewirtschaftung vor
Ort organisieren und in dieser Funktion selbstständig
umfangreiche Entscheidungs- und Handlungskompeten-
zen zur Wahl verschiedener Bewirtschaftungsmaßnah-
men ha ben. Eine Kommunikation von Innovationen zur
fischereilichen Hege muss daher vor allem lokal bei Ang-
ler*innen und Gewässerwarten bzw. Vorständen in den
Angelvereinen und bei Anglerverbänden ankommen.
Entsprechend fokussierte unsere Wissenschaftskommu-
nikation vor allem auf Gewässerwarte, Angelvereine und
Angler*innen. Wir haben aber auch die Verwaltung und
die Fischereibehörden mit bedacht sowie aktiv in der
breiten Öffentlichkeitsarbeit gewirkt.

Kommunikationsstrategie
Gemäß unseres Kommunikationsmodells (Abb. 1) ist die
umweltpädagogisch effektivste Möglichkeit zur Akzep-
tanzschaffung und Veränderung persönlicher Überzeu-
gungen das gemeinsame Erleben von Forschungser-
kenntnis und die Koproduktion von Wissen. Entspre-
chend haben wir diverse großangelegte Freilandexperi-
mente in transdisziplinärer Zusammenarbeit mit 18 An-
gelvereinen in Niedersachsen durchgeführt. In diesem
Projekt wurden die Effektivität und die ökologischen Ri-
siken von Fischbesatz gemeinsam mit Angler*innen am
eigenen Gewässer untersucht (Arlinghaus et al. 2015).
Dazu wurden markierte Satzfische verschiedener Arten
in die von Angler*innen bewirtschafteten Gewässer aus-
gebracht und der Besatzerfolg im Sinne der Bestandser-
höhung in Folgejahren über ein Begleitmonitoring in re-
plizierten Ganzseeversuchsansätzen evaluiert. Ausge-
wählte Angelvereine waren aktiv in die Experimente ein-
gebunden, andere Vereine wurden nur passiv involviert
oder sie waren Teil der Placebogruppe. Letzteres was
nötig, um die Effektivität unseres transdisziplinären An-
satzes auch wissenschaftlich sauber untersuchen zu kön-
nen. Da alle Versuche in den von den Vereinen bewirt-
schafteten Gewässern stattfanden, war die praktische
Relevanz der Ergebnisse hoch. Aus wissenschaftlicher
Sicht hatte das Projekt den Vorteil, dass durch die Be-
reitstellung diverser Seen durch die kooperierenden An-
gelvereine replizierte und kontrollierte Ganzökosystem-
Experimente möglich wurden und dass ökologische und
soziale Experimente unter Praxisbedingungen miteinan-
der gekoppelt wurden. 

Maßnahmen
Herzstück des Projekts Besatzfisch war die Planung und
Durchführung von replizierten und kontrollierten Frei-
landexperimenten zur Prüfung klassischer Bewirtschaf-
tungsmaßnahmen gemeinsam mit Angelvereinen. In
moderierten Workshop-Settings (> 100 in vier Jahren)
wurden die Probleme vor Ort gemeinsam mit Angler*in -
nen analysiert, Hypothesen gebildet, die Experimente
(mit markierten Satzfischen unterschiedlicher Arten im
Vergleich zu Kontrollen) geplant, die Gewässer ausge-
wählt, die Umsetzung durchgeführt und anschließend
die Erfolge und Misserfolge erhoben und gemeinsam
evaluiert. Für eine möglichst professionelle Durch-
führung der Workshops ohne ungünstige Rollenüber-

schneidungen (wenn Expert*innen gleichzeitig die Mo-
deration übernehmen, kann das schnell zu Akzeptanz-
problemen oder gehemmter Diskussionsstimmung
führen) wurde für die Workshops eine externe Modera-
tion engagiert.
Flankiert wurden diese Maßnahmen durch klassische PR
Aktivitäten: Presseartikel, der Aufbau einer Homepage
mit Informationen für Praktiker*innen (https://www.
ifishman.de/praktikerinfo), Flyern, Broschüren und Hand -
büchern, einem Science Slam und einem Projektfilm,
der zum jetzigen Zeitpunkt bereits über 100.000 Mal
geschaut wurde. Den Abschluss bildete eine Konferenz.
Da diese von Angelnden in ihrer Freizeit besucht wer-
den sollte, haben wir Wert darauf gelegt, die Abschlus-
sveranstaltung bezüglich Zeitpunkt, Länge und Inhalt
zielgruppengetreu zu gestalten. Am Ende war die Ver-
anstaltung eine Mischung aus Unterhaltungsprogramm
mit Science Slam und Projektfilm, Vorträgen und einer
Posterausstellung mit viel Raum für persönliche Diskus-
sionen und Fragen an die Wissenschaftler*innen. Biolo-
gisch konnte gezeigt werden, dass Fischbesatz in nicht
natürlich reproduzierenden Fischbeständen (häufig) ge-
lingt, wäh rend er in natürlich reproduzierenden Fischar-
ten (meistens) fehlschlägt. 

Überprüfung unseres eigenen Bildungsprogramms 
Da uns der Erfolg unseres eigenen Kommunikationsauf-
wands interessierte, haben wir die Workshops mit den
Vereinen noch in ein weiteres Experiment eingebettet.
Die Frage dahinter war, welche Umweltbildungsansätze
besonders erfolgreich sind. Ist der Ansatz „Erfahrungen
sind wie Kuchen – am besten selbst gemacht“ wirklich
der vielversprechendste oder reicht es, die Empfänger
mit Einwegkommunikation (z.B. über Frontalvorträge
und Seminare) zu konfrontieren und kann das ausrei-
chen, um zum Kompetenzaufbau in ökologischen Wis-
sensbeständen beizutragen. Zur Überprüfung unseres
eben beschriebenen partizipativen Kommmunikations-
programms bezogen wir wie erwähnt zusätzlich Kon-
trollgruppen (Frontalunterricht und Placebos) in unsere
Wissensvermittlung ein. Diese konnten keine gemeinsa-
me Forschung mit uns erleben, sondern erfuhren eine
passive Konsumtion wissenschaftlicher Erkenntnisse in
Form von Frontalvorträgen. Letzteres entspricht der
gängigen Praxis in der Ausbildung von Gewässerwarten
in Deutschland. Der Lernerfolg wurde mittels Fragebö-
gen vor, während und nach der Intervention erhoben
(Details in Fujitani et al. 2016, 2017). 

Ergebnisse aus dem Projekt Besatzfisch
Durch die auf Augenhöhe durchgeführte wissenschaftli-
che Arbeit wurde hohes Vertrauen und eine sehr hohe
Akzeptanz der Forschungsergebnisse realisiert. Wir kön-
nen wissenschaftlich nachweisen, dass das aktive, trans-
disziplinäre Arbeiten, das wir nun seit 2010 in mehreren
Projekten einsetzen, eine höhere umweltpädagogische
Wirkung hat als die passive Konsumierung von wissen-
schaftlichen Ergebnissen (z.B. über Seminare in Frontal-
lehre). So trägt Transdisziplinarität in der Form, wie wir es
bei IFishMan in enger Zusammenarbeit mit Angler*in nen
umsetzen, zur Entwicklung pro-ökologische Normen, zur
Modifikation ökologischer mentaler Modelle, zum Erhalt
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umfangreicher ökologischer Wissensbestände und zu
einer Abkehr vom Glauben an die Effektivität traditionel-
ler Hegeansätze in der Angelfischerei bei (Fujitani et al.
2017). Entsprechend wird durch diese „neue“ Art der
Wissenschaftskommunikation die höchste Abstraktions -
ebene unseres Kommunikationskonzepts (Abb. 1) – die
Förderung von Gestaltungskompetenz – unter Gewässer-
warten, Vorständen und Angler*innen erreicht. Über
Multiplikatoren verbreitet sich das neu Gelernte rasch
und hat zu umfangreichen Veränderungen der Bewirt-
schaftungspraxis in vielen Angelvereinen in Deutschland
beigetragen. Auch einige Fischereigesetze haben durch
unsere Arbeit eine Novellierung erfahren.

Erfahrungen aus dem Projekt Besatzfisch
Bescheidenheit im Selbstverständnis hilft
Wir haben gute Erfahrungen damit gemacht, mit unse-
ren Adressaten auf Augenhöhe zu arbeiten und das Ge-
fühl einer Bevormundung oder Besserwisserei zu ver-
meiden. Stattdessen haben wir ein ehrliches Interesse an
den Bedürfnissen der Zielgruppe gehabt (und gezeigt)
und das Selbstverständnis vertreten, dass wissenschaftli-
ches Wissen nur ein Puzzleteil der Wahrheit ist. Bei Dis-
kussionen wurden die Anglerinnen und Angler als Exper-
ten ihres Gewässers angesprochen. Auch zur Überprü-
fung dieses „bescheidenen“ Selbstverständnisses der
Wissenschaft haben wir eine kleine Nebenstudie durch-
geführt. Dabei kam heraus, dass das Kollektiv der Nut-
zerinnen und Nutzer von Fischbeständen in der Lage ist,
die ökologischen Ursache-Wirkungsbeziehungen der
Populationsbiologie von Hechten exakt so zu identifizie-
ren, wie es dem besten Forschungswissen entspricht
(Aminpour et al. 2020).

Transparenz als Voraussetzung
Trotz bescheidenem Selbstverständnis in der Rolle als
Wissenschaftler*in entsteht ein gewisses Gefälle, wenn
man Praktiker*innen zu einem Workshop einberuft und
dort eine passive Auseinandersetzung mit wissenschaftli-
chen Wissen stattfindet. Auch sind die Möglichkeiten
der Partizipation der Praktiker*innen teilweise begrenzt.

Denn im Rahmen eines Drittmittel geförderten For-
schungsvorhabens gibt es selten die Möglichkeit, den
Forschungsprozess völlig frei zu gestalten. Ganz abgese-
hen davon, dass alle Forschenden eine gewisse innere
Agenda oder mindestens eine Hypothese (in dem Fall:
„Fischbesatz ist meis tens sinnlos, manchmal sogar schäd-
lich, versucht lieber etwas anderes“) verfolgen. In dem
Fall ist es wichtig, die eigenen Normen und Ziele transpa-
rent zu machen und den Akteuren zu verdeutlichen, an
welchen Stellen noch eine Offenheit für Anregungen vor-
handen sind. Denn nur dann kann über Vertrauen er-
reicht werden, dass neues wissenschaftliches Wissen in
die alltäglichen Handlungen (sei es beim Angeln oder bei
der Gewässerbewirtschaftung in Angelvereinen) inte-
griert wird. Ein aktueller Podcast „Gemeinsam auf der
Suche nach Erkenntnis“ beschreibt die Forschungs- und
Kommunikationsphilosophie im Detail (Fotoimpressio-
nen, Abb. 3).

Eine verständliche Sprache und passende Formate sind
elementar 
Die Sprache von uns Forscher*innen ist Englisch und un-
sere Währung sind Paper. Doch hat das reine Publizieren
von englischsprachigen Fachartikeln keine oder nur eine
zeitlich sehr verzögerte Wirkung in der Praxis. Nur weni-
ge Gewässerwarte oder Angler*innen sind dazu in der
Lage, wissenschaftliche Fachartikel zu durchdringen,
schon gar nicht, wenn sie in englischem Fachjargon ver-
fasst sind. Aus diesem Grund haben wir früh angefan-
gen, wesentliche wissenschaftliche Ergebnisse in kurze
Fachartikel und längere deutsche Monographien zur fi-
schereilichen Bewirtschaftung oder in Filmdokumenta-
tionen zu gießen. Da das Angeln ein Hobby ist, entstand
zudem die Idee unterhaltsame Formate zu entwickeln.
Daraus entwickelte sich das Projekt Besatzfisch 2.0.

B) Projekt Besatzfisch 2.0
Ziele und Zielgruppen
Die Ziele von Besatzfisch 2.0 waren die Wissensdiffusion
aus dem Projekt Besatzfisch über Niedersachsen hinaus zu
erweitern. Zielgruppe waren also alle Anglerinnen und

Abb. 3: Beispiele der Zusammenarbeit mit Angler*innen im Besatzfisch-Projekt: Links gemeinsame Arbeit im Rahmen von
Work shops zur gemeinsamen Erarbeitung des Problemverständnisses und von Hypothesen. Rechts Erfolgskontrolle der
durchgeführten Maßnahmen in gemeinsam durchgeführten fischökologischen Bestandserhebungen.
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Angler, die wir mit unseren Workshops nicht persönlich
erreichen konnten. Da das Angeln eine Freizeitbeschäfti-
gung ist, sollten auch die Formate niedrigschwellig zu
konsumieren sein und eine spaßige Komponente haben. 

Maßnahmen und Ergebnisse
Im Ergebnis entstanden Comics und Erklärfilme in Form
von Cartoons. Diese wurden verbreitet über soziale Me-
dien, die Homepage und in Form einer Posteraustellung
bei einer deutschlandweiten Tournee an sechs Standor-
ten. Für diese Tournee wurden auch Fachvorträge spezi-
ell für die Angelpraxis aufbereitet und ein Comic-Wand-
kalender entwickelt, als kostenloses Geschenk für jedes
Angelvereinsheim. Insgesamt wurden in dem einjähri-
gen Projekt rund 1.000 Bewirtschafter*innen und Ang-
ler*innen direkt durch die deutschlandweite Vortragsrei-
he erreicht. 

Erfahrungen aus dem Projekt Besatzfisch 2.0
Licht und Schatten von Humor
Trotz der positiven Resonanz in der Anglerschaft kamen
die Comicformate innerhalb des wissenschaftlichen Kol-
legiums nicht immer gut an. Die Schattenseite von
Humor ist, dass er auch missverstanden oder als unse-
riös interpretiert werden kann. Erkenntnisse aus der
Hirnforschung legen jedoch nahe, dass eine emotionale
Ansprache für die Informationsaufnahme unabdingbar
ist. Während für uns Forscher*innen schon ein spannen-
der Titel eines Papers reicht, um uns in den Bann zu zie-
hen, müssen für Menschen aus der Praxis manchmal
kleine Umwege gefunden werden, um ein schwieriges
Thema an der Wahrnehmungsschranke unseres limbi-
schen Systems anknüpfungsfähig zu machen. Humor
kann dabei eine wirksame Brücke sein. Allerdings muss -
ten wir auch feststellen, dass durchaus Gefahr besteht in
einen „Experten-Hu mor“
zu verfallen, der nur
unter anderen „Nerds“
verstanden wird und an
der eigentlichen Ziel-
gruppe vorbeigeht. Hier-
gegen helfen nur recht-
zeitige Testläufe bei einer
Probegruppe.

Die Grenzen des persön-
lichen Kontakts und die
Frage der Ressourcen
Trotz erfolgreichem Ver-
lauf dieses Projekts
war der Arbeitsaufwand
enorm. Die Entwicklung
der Comics und Cartoons
(Abb. 4), die Organisati-
on der Veranstaltungsor-
te, das Anmeldemanage-
ment, der Auf- und
Abbau vor Ort und das
regelmäßige Bespielen
der Medienkanäle konn-
te nur gelingen, indem
ausreichend Personal be-

schäftigt war, das in dieser Zeit nicht wissenschaftlich
tätig war, sondern sich voll und ganz auf die PR und Ver-
anstaltungsorganisation konzentrieren konnte. Das hat
durchaus für Abschlussprobleme gerade bei den Promo-
venden im Projekt beigetragen. Wir können inter- und
trans disziplinäre Projekte, wie wir sie gestaltet haben,
kaum für die Doktorandenausbildung empfehlen, weil
der Aufwand im Projektbereich so groß ist.
Auch ist der Ressourceneinsatz nicht zu unterschätzen.
Bei Besatzfisch und bei Besatzfisch 2.0 ist eine volle Pro-
jektassistenzstelle über die gesamte Projektlaufzeit nur für
Wissenschaftskommunikation und Aufrechterhaltung der
Kommunikation mit den Angler*innen vorgesehen gewe-
sen. Hinzu kamen regelmäßig anteilig Beiträge durch das
sonstige Projektpersonal (Promovenden, PostDocs, Pro-
jektleitung, Hilfskräfte). Die Workshops mussten extern
moderiert werden, und das Besatzfisch 2.0 Projekt, das
ausschließlich auf die Kommunikation ausgerichtet war,
kostete alleine über 200.000 €. Das Gesamtvolumen al-
leine des Besatzfischprojekts umfasste rund 2,5 Mio. €.
Wir sind davon überzeugt, dass das transdisziplinäre Ar-
beiten auch auf andere Anwendungskontext im Natur
und Umweltkontext übertragbar ist. Sehr gute Ergebnisse
sind aber nur durch den Einsatz relevanter Ressourcen zu
erwarten und können nicht „nebenbei“ generiert werden.
Wir empfehlen dringend, die projektspezifische Planung
von Projektpersonal, das hauptamtlich für die Projekt-
kommunikation eingesetzt wird.

A) Projekt Baggersee
Ziel und Zielgruppen
Das derzeit noch laufende Projekt Baggersee schließt sich
inhaltlich logisch an die zuvor beschriebenen Projekte an.
Nachdem im Projekt Besatzfisch bestätigt werden konn-
te, dass die Maßnahme Fischbesatz für die Steigerung

Abb. 4: Beispiel eines Comics aus dem Besatzfisch 2.0 Projekt
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von Fischbeständen nicht als Allheilmittel
funktioniert, soll in diesem Projekt nun die
Wirksamkeit von Lebensraumverbesserun-
gen in Baggerseen getestet werden. Die
Zielgruppen sind identisch mit denen aus
den zuvor beschriebenen Projekten.

Maßnahmen
Nach den guten Erfahrungen aus den Vor-
gängerprojekten wurde auch hier der Fokus
auf transdisziplinäre Workshops gelegt. Die
folgende Abbildung 5 zeigt die Zielgruppen
und die Maßnahmen, mit welchen diese er-
reicht werden sollen.

Ergebnis
Im Ergebnis profitierte auch hier die For-
schung vom transdisziplinären Forschungs-
ansatz, da durch die Teilnahme von 28 An-
gelvereinen replizierte und kontrollierte
Ganzökosystem-Experimente an diversen
ähnlich ausgestatteten Baggerseen möglich
wurden. Auch konnten durch den persönli-
chen Kontakt, die Wertschätzung und die
Multiplikatorenwirkung der involvierten

Vereine sehr hohe Rückläufe bei sozialwissenschaftlichen
Umfragestudien erreicht werden. Zu dem gibt es schon
vor Projektende eine stetig wachsende Zahl von Nachah-
mern oder solchen, die sich für lebensraumverbessernde
Maßnahmen interessieren und Informationen beim Pro-
jekt explizit nachfragen. 

Erfahrungen insgesamt
Insgesamt entstanden seit 2000 weit über 150 referierte
Fachpublikationen, auch in führenden Journalen wie
Science, PNAS, Nature Sustainability oder Science Ad-
vances. Erreicht wurden tausende von Anglern und Hun-
derte von Angelvereinen sowie politische Entschei-
dungsträger in allen Bundesländern sowie im Ausland.
Transdisziplinarität, Wissenschaftskommunikation auf
Augenhöhe mit persönlichem Kontakt (Abb. 6) und sehr
gute Forschung schließen sich also nicht aus. 
Sehr gute Erfahrungen haben wir damit gemacht, uns
Zeit für eine sorgsame Kommunikationsstrategie zu neh-
men. Dazu gehört die eigenen Ziele zu kennen und eine
klare und handlungsfähige Zielgruppe zu definieren.
Kinder wären beispielsweise in unseren Projekten keine
sinnvolle Zielgruppe, da diese zwar für bestimmte The-
men sensibilisiert werden könnten, jedoch nicht den
Handlungsspielraum hätten an den Bewirtschaftungsme-
thoden im Angelverein etwas zu ändern. 
Bei der Vermittlung von Inhalten gilt es geeignete For-
mate, Zeiten und Orte zu finden. Workshops mit Hobby -
angelnden müssen beispielsweise nach Feierabend oder
am Wochenende stattfinden. In unseren Projekten sind
wir für Workshops zu den Anglerinnen und Anglern in
die lokalen Vereinsheime gekommen, statt diese zu
einer Reise aufzufordern. 
Der Aufwand der Vor- und auch der Nachbereitung ist
nicht zu unterschätzen. Um Erwartungen nicht zu ent-
täuschen und eine dauerhaft vertrauensvolle Zusam-
menarbeit aufzubauen, ist eine gute Nachbereitung mit

Abb. 5: Beispiel für die in alle Projekte von IFishman expli-
zit eingebundenen Arbeitspakete der Wissenschaftskom-
munikation. Dieses Beispiel ist aus dem Arbeitspaket (AP) 5
des noch laufenden Projekts BAGGERSEE, das vom Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung und dem Bundes -
umweltministerium finanziert wird. Ersichtlich wird, mit
welchen Methoden und Vorgehen der zielgruppenspezifi-
sche Wissenstransfer organisiert wird. Es wird ein Mix aus
passiven und aktiven Methoden der Wissenschaftskommu-
nikation verwendet, wobei der persönliche Kontakt vor Ort
(z.B. über Workshops, Gewässeraktionstage und Messen)
einen besonders hohen Stellenwert hat. Vergleichbare Vor-
gehen sind für alle größeren Projekte bei IFishMan leitend. 

Abb. 6: Beispiel für hohes Interesse durch Angler*innen und Naturschützer*
innen an den von IFishMan-organisierten Workshops, hier Bezirksverband
Ostfriesland (BVO) bei einem aktuellen Workshop im Rahmen des Bagger-
see-Projekts. Im Hintergrund sieht man die in dem Verein gemeinsam durch-
geführten Maßnahmen – die Einbringung von Totholz und Schaffung von
Flachwasserzonen zur Förderung der Biodiversität über die Fische hinaus.
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dem Festhalten der Ergebnisse zentral. Dabei haben wir
sehr gute Erfahrungen gemacht, eine Moderation für die
Planung im Vorfeld, den professionellen Ablauf vor Ort
aber auch die Ergebnissicherung im Nachgang zu enga-
gieren. Ohne eine projekteigene PR-Stelle in Vollzeit
über den gesamten Projektverlauf und das Heben weite-
rer Ressourcen für den Einkauf von Dienstleistern wären
diese Aufgaben nicht bewältigbar gewesen. Dabei ist es
höchst bedauerlich, wenn aufgrund befristeter Verträge
Fluktuationen in der PR dazu führen, dass Wissen und
Kontakte immer wieder neu aufgebaut werden müssen.
Hier wäre es wünschenswert, wenn es eine Möglichkeit
gäbe, Kommunikationsstellen zu verstetigen. 
Je erfolgreicher die Kommunikation ist, desto mehr Ge-
genwind gibt es. Um diesen auszuhalten, sollte man un-
bedingt versuchen, sich gegen die Instrumentalisierung
der eigenen Person zu wehren. Das ist ein extrem schma-
ler Grat. Darf ich mit Vertreter*innen eines Anglerver-
bands privat befreundet sein, wenn ich gleichzeitig über
das Angeln forsche und schreibe? Darf ich privat angeln,
wenn ich gleichzeitig das Angeln erforsche? Manche wer-
den rasch Argumente der Bestechlichkeit in den Ring
werfen, um unbeliebte wissenschaftliche Fakten abzu-
tun. In jedem Fall ist davon abzuraten, als Aktivist*in mit
einer eigenen Politikpräferenz aufzutreten. Stattdessen
sollte die Kommunikation immer so sachlich wie möglich
und unter expliziten Rückbezug auf Unsicherheiten erfol-
gen. Externen Parteien, insbesondere der Politik, sind die
Formulierung von Zielen zu überlassen, und auch die
praktische Bewertung der Wissensbestände im Sinne
einer Abwägung politischer Vorgehen ist in den selten-
sten Fällen im Zuständigkeitsbereich des kommunikativ
agierenden Forschers. Schließlich sollte erst dann im De-
tail kommuniziert werden, wenn ein starkes Gerüst an
Forschungsergebnissen vorliegt. Nichts ist dem Diskurs
und der Akzeptanz abträglicher, als wenn der Forscher
wiederholt seine „Meinung“ ändert.

Diskussion
Wissenschaftskommunikation gehört heute zum Portfo-
lio jeder Wissenschaftsorganisation. Ob Wissenschafts-
kommunikation auch zu den Kernaufgaben eines Lehr-
stuhls oder einer wissenschaftlichen Arbeitsgruppe an
einer außeruniversitären Forschungseinrichtung gehören
muss, darf kontrovers diskutiert werden. Wissenschafts-
kommunikation ist zunächst Kernaufgabe von PR-Abtei-
lungen und Wissenschaftsjournalist*innen. Allerdings
betreiben alle Forschenden im Rahmen des Kernge-
schäfts Wissenschaftskommunikation, z.B. im Rahmen
der studentischen Ausbildung. Die Grundlage der Wis-
senschaft muss aber die Produktion von Erkenntnis blei-
ben. Erst im zweiten Schritt ist es legitim und opportun,
mit der Öffentlichkeit über die Ergebnisse in Kontakt zu
treten. Wir sind nicht der Meinung, dass jeder Lehrstuhl
Wissenschaftskommunikation betreiben muss, weil sich
viele wissenschaftliche Themen nicht für die unmittelba-
re Umsetzung eignen, eine zu geringe Interessensgruppe
haben oder weil die Lehrstuhlinhabenden oder Grup-
penleitenden andere Kompetenzen haben als die Wis-
senschaftskommunikation. Bei Wissenschaftsfeldern, die
auf die Bewältigung von Nachhaltigkeitsproblemen ab-

zielen, ist es allerdings unumgänglich, relevante Er-
kenntnisse nicht nur in die wissenschaftliche Gemein-
schaft, sondern auch zu den entsprechenden Stakehol-
dern zu tragen. 

Die Vorteile von Wissenschaftskommunikation
• Eine zielgruppengerichtete Kommunikation ermög-

licht den Diskurs über Themen und die Anpassung von
Entscheidungsprozessen zu nachhaltigeren Handlungs-
weisen. 

• Eine transparente Erörterung wissenschaftlicher Perspek-
tiven kann zur Versachlichung von Konflikten führen.

• Die Zusammenarbeit mit Praktiker*innen kann Zugang
zu wertvolle Ressourcen (in diesem Fall replizierbare
Versuchsseen und engagierten Umfrageteilnehmer*in -
nen) schaffen.

• Der institutionelle Nutzen liegt bei der Rechtfertigung
steuerlicher Investitionen in die Forschung und einer
erhöhten Sichtbarkeit.

• Der persönliche Nutzen liegt in dem Erleben von Rele-
vanz, in der Schärfung kommunikativer Kompetenzen
und im Aufbau von Netzwerken. 

• Durch die Verbindung von Forschung und Kommuni-
kation wird die Fähigkeit geschärft, die Forschung auf
die zentral wichtigen (praktischen) Fragen zu lenken
und Botschaften auf die wesentlichen Elemente zu
zentrieren. 

• Auf der persönlichen Ebene kann es Freude und Zu-
friedenheit bereiten, wenn die eigenen Themen in der
Praxis oder Öffentlichkeit wahrgenommen und als in-
teressant empfunden werden.

Die Nachteile von Wissenschaftskommunikation
• Gute Wissenschaftskommunikation verlang ein starkes

Konzept, Ressourcen, Kompetenzen, Personal, Zeit
und auch viel Mut. 

• Wenn zeitlich begrenzte Drittmittelverträge zu Fluk-
tuationen im PR-Bereich führen, wird jedes Mal wie-
der Zeit für die Einarbeitung neuer Kommunikatoren
gebraucht. 

• Wissenschaftskommunikation kann für den wissen-
schaftlichen Nachwuchs zum Risiko werden. Je kon-
troverser die Themen und je mehr Gruppen bestimmte
Botschaften auch als Gefahr wahrnehmen, desto wahr-
scheinlicher werden persönliche Angriffe. 

• Wissenschaftskommunikation findet im öffentlichen
Raum statt, Zitate in den Medien können aus dem
Kontext gerissen werden oder man findet sich im
Spielfeld konkurrierender Interessen. Rasch kann man
zum Spielball politischer Geplänkel werden und ris-
kiert so seine Unabhängigkeit oder in der wissen-
schaftlichen Gemeinschaft den Verlust an Reputation. 

• Auch das Zusammenspiel mit Journalist*innen ist nicht
immer einfach, insbesondere die selbst recherchieren-
de Journalistenzunft hat durchaus Akteure anzubieten,
die für die eigene Story die nichtsachliche Meldung
und das Diskreditieren der*des interviewten Wissen-
schaftlers*in in Kauf nehmen. 

• Unbequeme Ergebnisse zu tradierten Praktiken kön-
nen in der Praxis zu Gegenwind führen. Auch bei den
Aktivtäten von IFishMan kam es zu relevanten Konflik-
ten und Einflussnahmen auf die Reputation. 
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• Auch innerhalb der eigenen Peer-Group gibt es durch-
aus Vorbehalte gegenüber einer aktiven und erfolgrei-
chen Wissenschaftskommunikation. Gerade wenn man
kontroverse Themen anfasst, ist man zudem von akti-
ver Kritik von außen nicht gefeit. Zum beliebten Spiel
gehört die persönliche Diskreditierung sowohl über
soziale Medien als auch über anonyme und nichtano-
nyme Anschreiben an das Institut oder bestimmte Per-
sonen (Arlinghaus 2014). 

Erforderliche Rahmenbedingungen
Die umfangreichen Kommunikationsaktivitäten wären
niemals ohne die Zurverfügungstellung umfangreicher
Ressourcen über Drittmittelprojekte (insbesondere über
eine BMBF-Förderung) möglich gewesen. Auch gingen
den Kommunikationsaktivitäten einige Jahre sehr inten-
siver Forschung zuvor, die die inhaltliche Grundlage der
Kommunikation geschaffen haben. Der Arbeitsgruppen-
leiter von IFishMan ist ein gemeinsam berufener S-Pro-
fessor mit stark reduziertem Lehrdeputat, der an einer
außeruniversitären Forschungseinrichtung angestellt ist.
Nur deshalb waren die zeitlichen Ressourcen verfügbar.
Ohne Zweifel konnten die vielfältigen Produkte aber nur
in einem engagierten Team realisiert werden, in dem be-
stimmte Arbeitsgruppenmitglieder dezidiert für die Wis-
senschaftskommunikation eingestellt wurden. 
Das Engagieren in der Wissenschaftskommunikation
muss insgesamt sehr gut gegenüber den genannten Risi-
ken abgewogen werden. Es kann nur auf der Grundlage
einer sehr soliden und gut entwickelten Forschungsleis -
tung erfolgen. Wer sich intensiv in der Wissenschafts-
kommunikation engagiert, muss mit Kritik und teilweise
auch mit nichtwissenschaftlichen persönlichen Anfein-
dungen rechnen, sie einkalkulieren und aushalten. Wis-
senschaftskommunikation ist auch etwas, was nicht mit
jeder Forscherpersönlichkeit korrespondiert. 

Fazit
Wissenschaftskommunikation ist nicht für alle For-
schenden obligatorisch, aber für viele nützlich. Im Rah-
men der Forschung für Nachhaltigkeit ist sie unabding-
bar, da gesellschaftliche Transformationen nicht mit El-
fenbeinwissen erreicht werden können. Konstruktiv ist
eine Grundhaltung, die das Praxiswissen genauso wert-
schätzt wie wissenschaftliches Wissen und beide Wis-
sensbestände als Synergien stiftend wahrnimmt. Effekti-
ve Kommunikation verlangt überdies eine gut überlegte
Strategie, die Fruchtbarmachung verschiedener Kompe-
tenzen und das strategische Identifizieren von Zielgrup-
pen und konkreten Vorgehen. Dabei ist ganz besonderes
Augenmerk auf die Tabus und Normen in bestimmten
Zielgruppen zu legen. Wenn z.B. in der Kommunikation
mit der Praxis ein guter Witz ein Türöffner sein kann,
kann derselbe Witz in akademischen Kreisen Hohn und
Spott bewirken. 
Insgesamt erfordert eine professionelle Kommunikation
viel Kraft, Geld, Personal, ein dickes Fell, langen Atem
und Sensibilität für Fettnäpfchen mit politischem Aus-
maß. Lästig aber gut ist, dass das Formulieren klarer Bot-
schaften uns Wissensschaffende dazu zwingt, die eige-
nen Forschungsfragen zu schärfen. Ein persönlicher

„Lohn“ kann das Gefühl der Zufriedenheit sein, wenn
man erfährt, dass die eigene Arbeit dort ankommt, wo
sie umgesetzt werden soll. Allerdings müssen für eine er-
folgreiche Wissenschaftskommunikation die Rahmenbe-
dingungen stimmen. So muss sich das Thema eignen,
die Ressourcen (personell, finanziell und zeitlich) vor-
handen sein und die Persönlichkeit passen. Beim Kom-
munikationspersonal wäre die Möglichkeit einer pro -
jekt übergreifenden Verstetigung wünschenswert.
Wissenschaftskommunikation verlangt ein bestimmtes
Talent, eine bestimmte Haltung, das richtige Thema und
ist nicht Jedermanns- oder Jederfraussache. Wer sich
aber in die unbekannten Gewässer wagt, kann sehr viel
lernen und Diskurse mitgestalten und die Welt so auch
ein Stück besserer machen als sie ist. Das ist durchaus
ein Anreiz.
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Am 13. April, dem Ostermontag dieses Jahres ist die
dritte Ad-hoc-Stellungnahme der Nationalen Akademie
der Wissenschaften Leopoldina mit dem Titel „Corona -
virus-Pandemie – Die Krise nachhaltig überwinden“ er-
schienen. Der Stellungnahme kam insofern eine große
Bedeutung zu, als die Bundeskanzlerin Angela Merkel
im Vorfeld angekündigt hatte, dass die Einschätzungen
der Leopoldina sehr wichtig für das weitere Vorgehen
der Bundesregierung und der 16 Länder in der Corona-
Krise sein würde. 
An der Stellungnahme beteiligten sich 26 Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler unterschiedlicher Diszipli-
nen. In kürzester Zeit entstand ein 18 Seiten umfassen-
des Papier, das sich nach einer Einleitung mit psycholo-
gischen, sozialen, rechtlichen, pädagogischen und wirt-
schaftlichen Aspekten der Pandemie auseinandersetzte
und zu jedem dieser Aspekte Empfehlungen abgab. Ich
selbst hatte das Glück und die Ehre, an dem Empfehlun-
gen im Bildungsbereich mitschreiben zu können. Grund-
lage des Abschnitts zum Bildungsbereich wie auch zu
den anderen Abschnitten waren kurze Statements, die
von verschiedenen Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern – so auch von mir – in der Woche vor Ostern
eingeholt worden waren. Das Zusammenführen dieser
Statements zu einem kohärenten Abschnitt darüber, wie
die Schulen und Kindertagesstätten (Kitas) nach dem
Lockdown wieder geöffnet werden könnten, gestaltete
sich schwierig, sodass relativ kurzfristig am Gründon-
nerstag entschieden wurde, für den Bildungsbereich
eine Autorenrunde am Abend über eine Videokonferenz
zusammenzuschalten, zu einem Zeitpunkt also, an dem
sich viele bereits in das Osterwochenende zurückge -
zogen hatten. In der Runde war klar, dass es wissen-
schaftlich fundierte Empfehlungen geben sollte, die alle 
die besonderen Herausforderungen von Präsenz- und 
Distanzunterricht unter Wahrung aller Hygiene- und Ab-
standsregeln adressieren sollten. Im Zusammenspiel von
Soziologie, Entwicklungspsychologie und empirischer
Bildungsforschung und unter Berücksichtigung virologi-
scher und epidemischer Aspekte wurden so am Abend
Empfehlungen erarbeitet und am Karfreitag finalisiert,
die u.a. folgende Punkte für eine vorsichtige Rückkehr in
den Präsenzunterricht umfassten:
• Zeitweise Rückkehr der Kinder und Jugendlichen in

die Schulen und Kitas in kleinen festen Gruppen in
ausgewählten Jahrgängen wenige Stunden bzw. Tage
in der Woche.

• Dabei bevorzugte Rückkehr der Jahrgänge, die vor Ab-
schlussprüfungen und/oder Übergängen von einer in
die nächste Bildungsetappe standen, z.B., von der
Grundschule in die Sekundarstufe I oder die 5 bis
6jährigen in den Kitas.

• Kein Aussetzen der Abiturprüfungen.

• Zusatzangebote – auch in den Sommerferien – für
schwache Schülerinnen und Schüler zur Reduktion von
Ungleichheiten im Schulsystem.

• Priorisierung des Distanzunterrichts in der Sekundar-
stufe II.

• Ausbau der Notbetreuung in Kitas, Schulen und Horten.
• Stärkung digitaler Formate zum Distanzlernen.

Die medialen Reaktionen auf die Stellungnahme waren
geradezu eruptiv. Vermutlich erleben Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler es nicht oft in ihrer Karriere,
dass an einem Ostermontag mehr mediale Anfragen per
E-Mail eintrudeln als man morgens Ostereier für die ei-
genen Angehörigen versteckt hat; und die mediale Prä-
senz der Mitglieder der Autorengruppe am Dienstag
nach Ostern war beeindruckend. Der Umgang der Auto-
rengruppe mit den Medien war insgesamt unaufgeregt
und hat in den Folgetagen dazu beigetragen, die Inhalte
der Stellungnahme näher zu erläutern und Klärungen
herbeizuführen. Dies war umso wichtiger als man den
Eindruck haben konnte, dass nur wenige die Stellung -
nahme selbst gelesen hatten und sich stattdessen in
ihren Einschätzungen auf die entsprechende dpa-Mel-
dung beschränkten. Die weiteren öffentlichen Reaktio-
nen waren vielschichtig und machten deutlich, dass man
als Mitautor solch einer Stellungnahme eigentlich nicht
damit rechnen darf, Lob zu erhalten: Von virologischer
Seite kamen Bedenken gegen die Öffnungen, da sie
doch potenziell das Infektionsrisiko wieder erhöhen
könnten. Lehrerverbände kritisierten, dass man mit der
teilweisen Öffnung das Leben der Kolleginnen und Kol-
legen mit Vorerkrankungen riskieren wolle, Elternver-
bände monierten, dass die Kinder weiterhin nicht täg-
lich in die Kitas und Schulen durften und damit den El-
tern die Last der Dauerbetreuung weiter aufgebürdet
würde. Auch die damit fortschreitende Benachteiligung
der Kinder und Jugendlichen aus sozial schwächeren Fa-
milien wurde angemahnt. Schließlich wurde bemängelt,
dass ja nur alte Männer an der Stellungnahme beteiligt
gewesen seien. Natürlich waren alle diese Kritikpunkte
nachvollziehbar, gleichzeitig war die Stellungnahme aber
von dem Duktus getrieben, nur solche Empfehlungen
abzugeben, die man aus wissenschaftlicher Sicht im
Spannungsfeld zwischen Lockdown und völliger Öff-
nung der Bildungseinrichtungen vertreten konnte. 
Rückblickend ist es bemerkenswert, dass trotz aller
emotional aufgeladenen öffentlichen Diskussionen die
Bundesregierung und die 16 Länder in ihrem weiteren
Vorgehen fast vollständig den Leopoldina-Empfehlun-
gen zur vorsichtigen Öffnung der Schulen und Kitas ge-
folgt sind, Wissenschaft sich hier also als wirklich unter-
stützender Ratgeber von Politik profilieren konnte. Die
Gründe dafür waren meines Erachtens, dass die Empfeh-

Schulische Bildungsprozesse in der Corona-Krise: 
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an der dritten Ad-hoc-Stellungnahme der Leopoldina
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lungen wissenschaftlich gut begründet waren, sie waren
sehr konkret und so knapp wie möglich aber konzise wie
nötig formuliert, so dass sie entscheidungswirksam wer-
den konnten. Für die Autorengruppe war dies sicherlich
eine große Bestätigung und hat motiviert, sich auch
zukünftig an wissenschaftlichen Expertisen zu beteiligen,
die zu wichtigen gesellschaftlichen Weichenstellungen
führen können. Dass noch vor den Sommerferien in eini-
gen Bundesländern Kitas und Grundschulen wieder voll-
ständig geöffnet wurden, auch unter Aufgabe der Ab-
standsregeln, war keine Empfehlung der Stellungnahme,
lässt sich aber gut aufgrund des Infektionsgeschehens

mit sehr geringen Neuinfektionszahlen nachvollziehen.
Für das laufende Schuljahr 2020/21 ist zu hoffen, dass
der Normalbetrieb in Schulen mit Präsenzunterricht do-
minieren wird.
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In den großen Krisen unserer Tage erlebt die Wissen-
schaft eine Blütezeit ihrer öffentlichen Wahrnehmung
und politischen Bedeutung: Ökonomische Expertise
rahmte die klimapolitische Debatte in Deutschland zur
CO2-Bepreisung 2019,1 während im Frühjahr 2020 kein
Weg an den Stimmen aus der Virologie oder Medizin
vorbei führte, wenn es um Einschätzungen zur COVID-
19-Pandemie sowie entsprechende Maßnahmen ging.
Umgekehrt ist das Ringen zwischen Wissenschaft, Politik
und Öffentlichkeit um politische Deutungshoheit tradi-
tionell kompliziert angesichts des streitbaren Umgangs
mit Unsicherheiten und Zielkonflikten. Der jüngste
Höhepunkt war diesbezüglich wohl die „Bild“-Kampa-
gne gegen den Virologen Christian Drosten rund um die
Frage, wie ansteckend Kinder eigentlich sind – mit hefti-
gen Anfeindungen, wie sie die Klimawissenschaft nur
allzu gut kennt. Die wissenschaftliche Politikberatung
steht in der Klima- wie der Corona-Debatte ähnlichen
Chancen wie Herausforderungen gegenüber, trotz aller
strukturellen Unterschiede dieser Politikfelder. 
Doch was hat Expertenrat eigentlich zu liefern: Fakten?
Handlungsvorschläge? Oder gar Politikziele? Basierend
auf philosophisch-interdisziplinärer Forschung zu Poli-
tikberatung wirft dieser Meinungsbeitrag einige Schlag-
lichter auf den Umgang mit dieser Frage in den Corona-
und Klimadebatten in Deutschland. Dies soll entlang
von drei Aspekten der Rolle von Wissenschaft in der Po-
litik geschehen: die gesellschaftliche Wahrnehmung die-
ser Rolle; die Leistung der Wissenschaft in dieser Rolle;
sowie die Funktionalität der staatlicherseits aufgesetzten
Prozeduren und Institutionen für wissenschaftliche Poli-
tikberatung.

1. Es mangelt an Kommunikation zur Rolle
der Wissenschaft in der Politik

Die öffentliche Wahrnehmung der Rolle von Wissen-
schaft in den Klima- und Corona-Debatten scheint

mehrheitlich von einem autoritären Blick auf Wissen-
schaft (und Politik2) geprägt zu sein. Eine nach wie vor
weit verbreitete Grundannahme in der Bevölkerung ist,
dass Wissenschaft absolute Faktenwahrheiten sowohl zu
politischen Mitteln als auch zu den Zielen selbst liefern
kann und soll,3 trotz aller akademischen Debatten über
Postmoderne, Unsicherheiten sowie Diversität von Wis-
sensformen. Diese Haltung kann wiederum in kritische
Wissenschaftsskepsis umschlagen – als die zweite Seite
derselben Medaille. Tatsächlich kippte schon nach weni-
gen Tagen die Stimmung in der bundesweiten Corona-
Debatte. Ein „Spiegel“-Online-Artikel (23.03.2020) ti-
telte: „Plötzlich regieren uns Virologen”. Nicht zuletzt
befeuert durch die pseudo-aufklärerische Kampagne der
„Bild“-Zeitung gegen Drosten wurde der Corona-Wis-
senschaft letztlich das gleiche Schicksal zuteil wie den
Klimafachleuten in den vergangenen Jahren: Beinahe
hörige Zuwendung zur Expertise wandelte sich teils in
ablehnenden, hasserfüllten Skeptizismus. Die Wissen-
schaft sah sich konfrontiert mit dem Vorwurf einer ab-
sichtlichen, illegitimen Einflussnahme auf die Gestaltung
politischer Maßnahmen. 
Ein weiteres Indiz für die Dominanz veralteter Sichtwei-
sen auf Wissenschaft in gesellschaftlichen Debatten war
die Berichterstattung in den führenden deutschen Medi-
en in den ersten Corona-Monaten. Bemerkenswert war
dabei die Häufigkeit der – i.d.R. impliziten – Referenz
auf technokratische oder dezisionistische Vorstellungen
der Rolle der wissenschaftlichen Politikberatung.4 Die
täglichen, penetranten Interviewfragen etwa an die Vi-
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Beratung für Corona- und Klimapolitik: 
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1 So etwa die Gutachten des Sachverständigenrats für Wirtschaftsfragen 
(Online: https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/sondergutachte
n-2019.html). 

2 S. etwa die Leipziger Autoritarismus-Studie 2018 (Online: https://home.
uni-leipzig.de/decker/Flucht%20ins%20Autoritaere.pdf).

3 S. z.B. auch https://www.spiegel.de/politik/deutschland/coronavirus-und-
wissenschaftler-der-forschkoenig-kolumne-a-00000000-0002-0001-0000
-000170816277.
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rologie, was denn nun politisch genauerhin zu tun sei,
ließen diesen Denkhintergrund ebenfalls erkennbar wer-
den. Denn im technokratischen Modell legt die Wissen-
schaft vereinfacht gesprochen sowohl angemessene Mit-
tel als auch Ziele, etwa Klimaschutzziele, für die Politik
fest. In dem auf Max Weber zurückgehenden dezisioni-
stischen Modell dagegen soll sich die Wissenschaft aus
den unweigerlich normativen Ziel-Debatten heraushal-
ten und ausschließlich Aussagen zu den bestmöglichen
Mitteln (im Klimakontext z.B. bestimmte Technologien
oder Politikinstrumente wie CO2-Bepreisung) sowie an-
dere wertfreie Fakten liefern. 
Im Unterschied zur Betonung dieser beiden traditionel-
len Modelle in den Medienberichten hat sich die Praxis
und Forschung zur wissenschaftlichen Politikberatung
jedoch längst erkennbar in eine andere Richtung ent-
wickelt. So liegt der Fokus hier zunehmend auf soge-
nannten „demokratischen“, partizipativ-deliberativen,
nicht-linearen Modellen der Schnittstelle zwischen Wis-
senschaft, Politik und Gesellschaft. Denn Fakten und
(epistemische wie ethische) Werte lassen sich nicht so
einfach trennen wie von den traditionellen Modellen
suggeriert – keine Fakten ohne Werte.5 Umgekehrt be-
deutet diese Wertbeladenheit von Wissenschaft gerade
nicht, dass Wissenschaft nicht auch objektive und
äußerst hilfreiche Beiträge zu komplexen politischen
Herausforderungen leisten könnte. Im Gegenteil: so-
wohl die Corona- als auch die Klimakrise zeigen ein-
drucksvoll, dass die Politik keinesfalls auf gute wissen-
schaftliche Expertise zu Zielen und Mitteln verzichten
darf. Die Wertbeladenheit, Unsicherheit und Fehlbarkeit
von Wissenschaft bedeutet aber sehr wohl, dass ein ge-
sellschaftsübergreifender Lernprozess darüber nötig ist,
was wir über verschiedene Handlungsoptionen und
deren Auswirkungen eigentlich wissen oder nicht wissen
(wollen). Diesen Ansatz beschreibt etwa das „pragma-
tisch-aufgeklärte“ Modell wissenschaftlicher Politikbera-
tung, das eine gemeinsame, iterative Kartografie alter-
nativer Politikpfade im Lichte unterschiedlicher Wert-
vorstellungen propagiert.6 Politische Ziele und Mittel
werden dabei also nicht von den Wissenschaften vorge-
geben, sondern anhand ihrer vielgestaltigen praktischen
Konsequenzen evaluiert und gegebenenfalls revidiert in
einem deliberativen Lernprozess von Wissenschaft, Sta-
keholdern und der Öffentlichkeit. 
Eine solche Herangehensweise scheint in der gesell-
schaftlichen Wahrnehmung der Rolle von Wissenschaft
in der Klima- und Corona-Politik noch nicht sonderlich
präsent zu sein. Wenn Wissenschaft gesellschaftlich re-
levant sein möchte, muss sie daher – so eine Lektion aus
den Klima- und Corona-Debatten – ihre angestrebte
Rolle in der Politik proaktiver kommunizieren, etwa ent-
lang der Idee eines wechselseitigen, vertrauensstiften-
den Lernprozesses über Handlungsalternativen. Wissen-
schaftskommunikation muss somit über das bloße Ver-
mitteln von Faktenwissen und die Transparenz von An-
nahmen sowie Unsicherheiten hinausgehen. 

2. Neue Allianzen erforschen konstruktiv 
aktuelle Politikoptionen

Eine bislang fehlende Grundvoraussetzung hierfür ist,
dass bereits die universitäre Ausbildung in allen Fachge-
bieten eine Reflexion über Rollenmodelle und Heraus-
forderungen von Wissenschaft in der Politik beinhaltet.
So mussten die plötzlich im Rampenlicht stehenden
Fachleute aus Virologie und Medizin in der Corona-Zeit
einen schnellen Lernprozess durchlaufen, was die Kom-
munikation etwa von Unsicherheiten anbelangt. Bei-
spielsweise war die anfängliche, unkoordinierte Kom-
munikation zum Konzept einer „Herdenimmunität“ an-
gesichts der späteren Relativierung und angesichts der
gewaltigen politischen Implikationen dieses möglichen
Ziels teilweise unglücklich. In den meisten Fällen wurde
jedoch auf Transparenz entscheidender Unsicherheiten
geachtet; wissenschaftliche Qualitätsstandards wurden
weitgehend eingehalten; das Peer Review war intakt
und wirksam. Selten vernahm man dagegen eine Offen-
legung oder gar kritische Reflexion der politischen und
ethischen Grundannahmen sowie möglicher Zielkonflik-
te, die mit den vielen wissenschaftlichen Äußerungen zu
politischen Handlungsoptionen bezüglich COVID-19 un-
weigerlich verknüpft waren. 
Während die Unsicherheiten und wissenschaftlichen
Meinungsänderungen rund um die COVID-19-Pandemie
angesichts der Neuheit des Themas für die Wissenschaf-
ten nur allzu verständlich sind, schärft dies umgekehrt
den Blick für den Wert, den die über die Jahre erreichte
Konsolidierung wissenschaftlicher Erkenntnisse im Welt-
klimarat IPCC hat – der selbst ja auch viel Lehrgeld im
Umgang mit Unsicherheiten hatte zahlen müssen.
Neben dem naturwissenschaftlich-medizinisch ausge-
richteten Fachwissen spielte auch ökonomische Exper-
tise relativ bald eine zentrale Rolle im Corona-Diskurs –
ähnlich wie im Klimadiskurs, der auch zunehmend von
ökonomischen Fragestellungen geprägt wurde. In be-
merkenswerter Geschwindigkeit brachten selbstorgani-
sierte ökonomische Expertenteams Einsichten und kon-
struktive Ideen in die Corona-Debatten des Frühjahrs
2020 ein – sowohl bezüglich einer effizienten Eindäm-
mung der COVID-19-Pandemie als auch bezüglich mög-
licher staatlicher Konjunkturpakete und fiskalischer
Maßnahmen angesichts der gravierenden wirtschaftli-
chen Auswirkungen.7 Twitter erwies sich dabei als hilf-
reiches Tool, um schnell und effektiv mit einer breiten

4 S. auch die Debatte rund um Armin Laschets vielsagende Wissenschafts-
kritik, beschrieben etwa in: https://www.faz.net/aktuell/feuilleton/medi
en/tv-kritik-anne-will-wofuer-braucht-die-politik-die-wissenschaft-16680
983.html. 

5 Kowarsch, M. (2016): A Pragmatist Orientation for the Social Sciences in Cli-
mate Policy. Springer. – Dagegen glaubt etwa das in der FAZ im April 2020
präsentierte „RIU“-Modell der Corona-Politikberatung fatalerweise an eine
„klare Trennung zwischen wissenschaftlichen und politischen Argumenten“
(https://www.faz.net/aktuell/karriere-hochschule/hoersaal/politikberatung-
in-der-corona-krise-wissenschaft-im-praxistest-16704399.html)

6 Edenhofer, O./Kowarsch, M. (2015): Cartography of pathways: A new
model for environmental policy assessments. In: Environmental Science &
Policy, 51, pp. 56-64. 

7 S. z.B. https://www.ifo.de/DocDL/sd-2020-digital-06-ifo-helmholtz-wirt-
schaft-gesundheit-corona_1.pdf oder https://www.iwkoeln.de/fileadmin/
user_upload/Studien/policy_papers/PDF/2020/IW-Policy-Paper_2020-CO
VID.pdf. 
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Öffentlichkeit zu kommunizieren und um Korrekturen
und Kommentare nachlegen zu können, wenn Bot-
schaften missverstanden wurden. Die schnelle, gute
und teils neuartige Zusammenarbeit8 etwa von Kon-
junktur- und Gesundheits-Fachleuten mit klimaökono-
mischen Aspekten leistete wohl auch wichtige Beiträge
zu den Verhandlungen der Regierungskoalition über die
ersten bundesweiten Konjunkturpakete im Juni 2020.
Ungewöhnliche ökonomische Allianzen zur wissen-
schaftlichen Analyse von politischen Handlungsoptio-
nen hatten bereits in der Klimadebatte merklichen poli-
tischen Impact.9
Ein weiteres Beispiel konstruktiver und wissenschaftlich
hochqualitativer Zusammenarbeit war die gemeinsame
Stellungnahme der Wissenschaftsorganisationen von
Ende April 2020.10 Die Präsidien der Fraunhofer-Gesell-
schaft, Helmholtz-Gemeinschaft, Leibniz-Gemeinschaft
und Max-Planck-Gesellschaft haben darin – gemäß ihres
Mandats zu öffentlichen Debattenbeiträgen – die Coro-
na-Situation und Bewältigungsstrategien gemeinsam
wissenschaftlich analysiert und just in der Phase für wis-
senschaftliche Glaubwürdigkeit gesorgt, als prominente
Virologen unter Beschuss gerieten.

3. Es braucht öffentliche Plattformen zum 
Explorieren von Zielen, Mitteln und 
Konsequenzen

Doch langfristig entscheidend sind tragfähige Leitlinien,
Prozeduren und Institutionen wissenschaftlicher Poli-
tikberatung, für deren Einrichtung nicht zuletzt auch die
Regierung selbst zu sorgen hat. Zunächst einmal haben
die bundesdeutschen Institutionen in der ersten COVID-
19-Phase unterm Strich gut abgeschnitten im internatio-
nalen Vergleich,11 gerade wenn man die Eindämmungs-
erfolge im Frühjahr 2020 betrachtet. Als hilfreich erwies
sich hier das große Wissenschaftsverständnis von Kanz-
lerin Merkel und einiger anderer Akteure der aktuellen
Bundesregierung. Gleichzeitig war aber auffällig, wie
wenig die Bundesregierung zu Beginn eine offene De-
batte über die Ziele, Zielkonflikte und grundsätzlichen
Strategien ihrer Corona-Politik zuließ, trotz der verfüg-
ten, weitreichenden Maßnahmen – wohl absichtlich.12

Erst gegen Ende März 2020 entflammte die öffentliche
Diskussion über die konkurrierenden Hauptansätze
„Herdenimmunität anzielen“ versus „Ansteckungskurve
abflachen“ (mit welchem Ziel genau, blieb zunächst in-
transparent) angesichts erster öffentlicher Abschätzun-
gen etwa zu landesweiten Todeszahlen, Krankenhauska-
pazitäten und wirtschaftliche Folgen in den jeweiligen
Szenarien. Die Regierung wollte sich wohl den politi-
schen Spielraum nicht einengen bzw. ausweiten lassen.
Zugleich missbrauchten Mitglieder der Bundesregierung
die wissenschaftlichen Unsicherheiten und Meinungsän-
derungen zur Legitimierung strittiger politischer Ent-
scheidungen, wie der bereits erwähnte Fall Laschet illus -
triert. Zudem werden Institutionen wie das RKI – abge-
sehen von selbstverschuldeten Problemen mit der Poli-
tikberatung13 – durch die Ambivalenz und Unklarheit
der Regierung bezüglich der Rolle von Wissenschaft in
der Politik immer wieder in wenig hilfreiche Rollen- und

Erwartungskonflikte gedrängt, etwa in Richtung konkre-
ter politischer Handlungsempfehlungen. 
Es gibt in Deutschland zwar erfolgreiche Strukturen, um
wissenschaftliche Fakten zu bestimmten Fragestellungen
zu konsolidieren – im Unterschied etwa zum angelsächsi-
schen Modell eines einzelnen, mit einer solchen Verant-
wortung überladenen „Chief Scientist“. Jedoch fehlen in
die Politikprozesse eingebundene, aber politisch weitge-
hend unabhängige Plattformen, wo Handlungsalternati-
ven und deren unterschiedlichste, gesellschaftlich rele-
vante Auswirkungen wissenschaftlich exploriert und öf-
fentlich zugänglich gemacht würden im Lichte unter-
schiedlicher Wert- und Zielvorstellungen. Solche transpa-
renten Plattformen könnten den oben geforderten ge-
sellschaftlichen Lernprozess zu Handlungsoptionen in le-
gitimer Weise und frühzeitig ermöglichen – und damit
allzu abenteuerlichen politischen Einschätzungen und
populistischen Forderungen entgegenwirken. Vorausset-
zung hierfür ist, dass Fakten, Ziele und Mittel in ihrem in-
neren Zusammenhang inter- und transdisziplinär analy-
siert werden, und dass die Wissenschaft generell Bereit-
schaft zeigt, sich an solchen aufwendigen, kritisch-kon-
struktiven (ex-ante und ex-post) Explorationen von Poli-
tikoptionen zu beteiligen – z.B. mit Hilfe der Kompeten-
zen und Netzwerke der Wissenschaftsorganisationen. 
Außerdem ist eine partizipativere Gestaltung dieser
Plattformen an der Schnittstelle zwischen Wissenschaft,
Politik, Stakeholdern und breiterer Gesellschaft langfris -
tig unumgänglich – zwecks erhöhter Legitimität, aber
auch aus epistemischen Gründen, denn Bürgerschaft
und Stakeholder können ihre Wert- und Zielvorstellun-
gen sowie kontextspezifisches Wissen im Sinne einer
Ko-Produktion politikrelevanter Erkenntnisse einbrin-
gen. Umfragen in der frühen Corona-Phase ergaben,
dass viele zwar einverstanden waren mit den Maßnah-
men der Bundesregierung. Jedoch fühlten sich 85%
nicht hinreichend einbezogen in politische Prozesse,
etwa an der Schnittstelle von Wissenschaft und Politik.14

Der Einbezug der Bevölkerung in solche Plattformen,
etwa durch demografisch repräsentative Mini-Publics,
kann wiederum zu einer zunehmenden Einsicht in der
Bevölkerung führen, dass wissenschaftlicher Streit, Un-
gewissheiten und Meinungsänderungen keinen Vertrau-
ensverlust in die Wissenschaft rechtfertigen. Wie etwa
auch die alternativen Ansätze bei der Suche nach Covid-

8 S. auch https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/neue-allianzen-in-der-cor
onakrise-wie-eng-der-austausch-zwischen-oekonomen-und-olaf-scholz-
ist/25835786.html.

9 S. etwa die Schmitt-Edenhofer-Studie zur CO2-Bepreisung Ende 2018:
https://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/co2-forscher-fordern-steuer-
auf-kohlendioxid-a-1241270.html. 

10 S. https://www.helmholtz.de/fileadmin/user_upload/01_forschung/28-0
4-2020_Strategien_zur_Eindaemmung.pdf.

11 S. als Vergleich z.B. die heftige Kritik an der Struktur des Expertenrats für
die britische Regierung: https://www.theguardian.com/world/2020/
apr/01/absolutely-wrong-how-uk-coronavirus-test-strategy-unravelled. 

12 S. z.B. https://zeitung.faz.net/faz/politik/2020-04-02/f8e7cfb89e5590d3
67435a9fa8a0a702/?GEPC=s5. 

13 S. z.B. https://www.spiegel.de/politik/deutschland/corona-in-deutschlan
d-das-ueberforderte-robert-koch-institut-a-00000000-0002-0001-0000
-000170716180 oder https://www.faz.net/aktuell/wissen/coronavirus-
der-showdown-der-corona-experten-16700929.html. 

14 Quelle: https://www.msn.com/de-de/finanzen/top-stories/corona-krise-
studie-erkennt-spaltung-der-gesellschaft/ar-BB13DDjb (07.05.2020).
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19-Impfstoffen zeigen, sind unterschiedliche Vorgehens-
und Sichtweisen und die kritische Prüfung anfänglicher
Hypothesen genuiner Bestandteil der wissenschaftlichen
Methodik und des Risikomanagements unter Unsicher-
heit, insbesondere wenn gänzlich neues wissenschaftli-
ches Terrain beschritten wird, und verhelfen letztlich zu
einem besseren Verständnis der Potentiale und Risiken
von Handlungsoptionen. 

Anmerkung: Angesichts der Aktualität und Dynamik des
Themas weist der Autor daraufhin, dass der Beitrag im
August 2020 eingereicht wurde.
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1. Einleitung

Außerordentliche Krisensituationen wie jene des Aus-
bruchs der Corona-Pandemie Anfang März können als
eine Art Stresstest verstanden werden: wie gut die be-
stehenden (wenngleich vielleicht auf inaktiv gesetzten)
Strukturen, informellen Absprachen und persönlichen
Netzwerke sowie die legistisch-politischen Rahmenbe-
dingungen sind, um auf die Krise eine adäquate Reakti-
on zu finden. Der Kenntnisstand über das Virus, seine
Verbreitungsrate und die Folgen der Maßnahmen, die zu
seiner Eindämmung ergriffen werden, erwies sich insbe-
sondere in den ersten Wochen als unzuverlässig und än-
derte sich nahezu täglich. In Österreich, dem generell
eine sehr gute und rasche initiale politische Reaktion auf
die Heraus forderungen zugestanden wird (Czypionka/
Reiss/Pham 2020), rückte nicht zuletzt das Verhältnis
wissenschaftlicher Erkenntnis und politischer Hand-
lungsfähigkeit in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit
mehrerer Akteure, und zwar sowohl auf staatlicher wie
auch auf wissenschaftlicher Seite.
Als ein (schon sehr frühes) Resultat dieser Aufmerksam-
keit kann die Einrichtung eines neuen Gremiums, des
Future Operations Clearing Board (FOCB), gesehen wer-
den. An sich besteht in Österreich – wie in vielen ande-
ren industrialisierten Ländern – ein dichtes Netz an
staatlichen und teilstaatlichen, hoheitlichen sowie aus-
gelagerten Einrichtungen (Hammerschmid/Krischok/
Steigenberger 2012), die u.a. wissenschaftliches Wissen
für politische Entscheidungen auf- und vorbereiten.
Staatlicherseits wurde auf die Krise zwar durch das Akti-
vieren von bestehenden Koordinationsgremien (wie
dem Staatlichen Krisen- und Katastrophenmanagement
– SKKM – im Innenministerium) bzw. einer Corona-Task-
force im Gesundheitsministerium reagiert; in beiden Fäl-
len ist die wissenschaftliche Begleitung formalisiert. Da -
rüber hinaus haben mehrere Ministerien und andere ho-
heitliche Instanzen auf Beratung von wissenschaftlicher
Seite zugegriffen.1
Dennoch sah es eine Handvoll Personen in hohen staat-
lichen Funktionen im Februar 2020 als notwendig an,

ein neues Gremium aus der Taufe zu heben – und es ge-
lang ihnen außerdem, eine nicht unbeträchtliche Zahl an
Vertretern aus hoheitlichen, ausgelagerten, wissenschaft-
lichen und sogar privatwirtschaftlichen Einrichtungen zu
mobilisieren. Eine distanzierte Betrachtung des FOCB
bringt zwei Paradoxien zutage, die erklärungsbedürftig
sind. Das eine ist seine fluide Persistenz als nicht-institu-
tionalisiertes Gremium. Wie deutlich wird, ist das Gre-
mium keine formalisierte Einrichtung und beruht – auch
acht Monate nach seiner Konstituierung – im Wesentli-
chen auf der Freiwilligkeit der involvierten Personen.
Trotzdem gibt es ein außerordentliches Commitment zu
dem Gremium. Dieser Umstand weist auf einen Bedarf
hin, für den allerdings noch keine passende institutio-
nelle Lösung im politischen System des Landes gefunden
ist, in die man dieses Gremium einordnen kann. Das
macht es als Untersuchungsgegenstand interessant.
Der zweite paradoxe Umstand des FOCB besteht darin,
dass es nicht nur ein, sondern zwei Ziele formuliert hat,
nämlich ein unmittelbares Bedürfnis nach wissenschaftli-
cher Beratung zu stillen, und ein strategisches Ziel, wis-
senschaftliches Wissen besser aufzubereiten. Erstens war
es natürlich unmittelbar eine Reaktion auf eine (sich an-
bahnende) Krise, welche es notwendig erachten ließ, wis-
senschaftliches Wissen über die Pandemie und ihre Folge-
wirkungen für politische Entscheidungen (zumindest po-
tentiell) rasch abrufbar zu machen. Zweitens ist auch die
Intention der Plattform, ein neues Forum an der Schnitt-
stelle zwischen Wissenschaft und Politik zu etablieren, um
die österreichische Bundesregierung in Zukunft ganz ge-
nerell besser mit Wissen zu versorgen. Das wird auch im
Titel des Gremiums „Future Operations“ deutlich.
Diese beiden Paradoxien lassen sich nur indirekt erklären,
indem man das FOCB genauer unter die Lupe nimmt. Die
Frage, die mit diesem Beitrag beantwortet werden soll,
ist, welche Funktion dieses neue Gremium hat.

Thomas König

Wissenschaftliche Politikberatung in Österreich

Die Erfahrungen mit der Einrichtung und Durchführung 
eines „Future Operations Clearing Board“ Thomas König

With the outbreak of the COVID-19 pandemic in Austria, a new forum emerged: the "Future Operations Clearing
Board" aims at facilitating exchange between scientific knowledge and policy-making. The article reports some
key observations from this still nascent forum, and attempts to situate it in the Austrian context.

1 § 8 Abs. 1 des Bundesministeriengesetzes (BMG 1986) definiert: „Jeder
Bundesminister kann für den Bereich seines Bundesministeriums zur Vor-
bereitung und Vorberatung [der ihnen aufgetragenen Geschäfte, TK] Kom-
missionen einsetzen.“ BGBl. Nr. 76/1986 i.d.g.F.
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An dieser Stelle ist eine erklärende Einschränkung in
Hinblick auf den verwendeten Begriff der „Funktion“ ge-
boten. Typischerweise würde in der einschlägigen poli-
tikwissenschaftlichen Literatur nämlich unter einer sol-
chen Fragestellung versucht, die spezifische Wirkungen
des FOCB auf das politische System Österreichs (oder
zumindest auf Teilsysteme, wie etwa bestimmte Poli-
tikfelder) zu analysieren. Das ist aufgrund der bislang
kurzen Bestandszeit des Gremiums aber im vorliegenden
Artikel nicht sinnvoll (und könnte allenfalls nach einer
längeren Periode und unter deutlich mehr Aufwand er-
hoben werden). Stattdessen wird die Frage nach der
Funktion des Gremiums gewissermaßen nach innen ge-
stülpt:2 inwiefern ist das Gremium selbst Ausdruck eines
Lernprozesses?

2. Theoretischer Rahmen
Die Analyse von politischem Lernen und die Rolle von
Expertise im politischen Prozess greift auf eine lange Tra-
dition und viele Studien zurück (Sabatier 1988; May
1992; Biegelbauer 2013) und es gibt auch konkurrieren-
de Ansätze.3 Für unsere Zwecke genügt es hier, einen
weit verbreiteten Ansatz als Ausgangspunkt zu nehmen;
demnach ist politisches Lernen „not […] restricted to
learning about policy tools or interventions. Learning can
entail new or reaffirmed understanding of policy pro-
blems or objectives. This concerns the social construction
of policy problems or objectives“ (May 1992, S. 334).
Das FOCB wurde zwar als Reaktion auf die COVID-19
Krise eingerichtet, aber nicht unbedingt nur um auf
diese zu reagieren; vielmehr war die Intention, über-
haupt die wissenschaftlichen Kapazitäten in Österreich
besser auszuschöpfen, um informierte Krisenpolitik ma-
chen zu können. Seine Relevanz liegt darin, dass es wis-
senschaftliches Wissen aufbereitet – und letzteres hat
einen „höheren Sicherheitsgrad als Alltagswissen“ und
daher auch „eine höhere Reputation als andere Wissens-
formen“ (Weingart 2019, S. 70). Es gäbe also aus Sicht
der Politik gute Gründe, sich vermittels eines Gremiums
wie dem FOCB wissenschaftlichem Wissen auszusetzen
und sich dieses anzueignen. Das FOCB ist als weit-
blickender Versuch zu verstehen, politisches Lernen zu
institutionalisieren. Die Frage ist freilich, wie geschieht
es? Lernen bezieht sich dabei auf verschiedene Formen,
nämlich „instrumentelles Policy-Lernen“, „Umsetzungs-
lernen“, „Soziales Policy-Lernen“, „reflexives Lernen“
und „politisches Lernen“ (Biegelbauer 2013, S. 54).4
Als Gegenstand eines solchen Lernens kann auf die Er-
klärungskraft und Bedeutung von Ideen und Diskursen
im (politischen) Entscheidungsprozess verwiesen wer-
den. Vivienne Schmidt definiert einen „coordinative dis-
course“ als jene Sphäre, in der „individuals and groups
at the center of policy construction […] are involved in
the creation, elaboration, and justification of policy and
programmatic ideas“ (Schmidt 2008, S. 310). Wenn
Wissen „im Sinne einer Deutungsdimension sozialer und
politischer Prozesse verstanden“ werden kann (Blätte
2019, S. 32), so ist das Gremium FOCB selbst gewisser-
maßen als (zumindest temporäre) Verdichtung dieser
Prozesse zu sehen – ausgelöst durch eine massive
Krisen erfahrung, den Ausbruch einer Pandemie, aber

befeuert durch ein Unbehagen gegenüber den systemi-
schen Grundlagen des Politikgestaltens im Land.
Das Gremium FOCB ist also gewissermaßen ein realpoli-
tisches Experiment für einen solchen Koordinationsdis-
kurs. Um sich nun die vorn angesprochene Funktion des
Gremiums näher anzusehen, ist es sinnvoll, zwei Span-
nungsverhältnisse zu bezeichnen. Das erste betrifft die
Unterscheidung von Wissen, welches möglichst objektiv
ist und solchem, das bereits eine gewisse Handlungsprä-
ferenz der Politik antizipiert. Man kann es auch als eine
Unterscheidung zwischen wissenschaftlicher Erkenntnis
im engeren Sinne und wissenschaftlicher Beratung be-
zeichnen (Weingart 2019, S. 74). Die Verortung eines
Gremiums im Rahmen dieses in der Wissenschaftssozio-
logie lange bekannten Spannungsverhältnisses erlaubt
eine erste Einschätzung seiner Funktion im oben ge-
nannten Sinne.
Noch genauer verorten lässt sich das Gremium, indem
auch das zweite Spannungsverhältnis verordnet wird.
Dieses betrifft die Erwartung an Wissenschaft speziell in
Zeiten einer fortlaufenden Krise wie der Corona-Pande-
mie. Hier geht es nämlich darum, gesichertes, neues
Wissen anzubieten. Das Dilemma besteht darin, dass
gesichertes Wissen aufgrund der Art und Weise, wie
Wissenschaft funktioniert, in einer zeitkritischen Situati-
on oft nur verspätet für politisches Handeln zur Verfü-
gung steht. Allerdings zeigt die Pandemie auch, dass ge-
sichertes Wissen und neues Wissen nicht unbedingt
zwei völlig unterschiedliche Dinge sind: Der Mehrwert
eines Gremiums wie dem FOCB könnte gerade darin be-
stehen, den Grad der Gesichertheit von neuem Wissen
durch Sichtung und Kontext-Einschätzung zu benennen.
Es ist offensichtlich, dass ein Gremium wie das FOCB in
Hinblick auf beide Spannungsverhältnisse verortet wer-
den kann. Wie weit ist es ein wissenschaftliches, oder ein
beratendes Gremium? Und wie sehr gelingt es dem Gre-
mium, neues Wissen (über die Pandemie) nach seinem
Grad der Gesichertheit zu validieren? Um das zur Analyse
notwendige Anschauungsmaterial zu erarbeiten, be-
schränkt sich der vorliegende Beitrag auf eine kurze Dar-
stellung des Gremiums entlang seiner bisherigen Ge-
schichte und basierend auf wesentlichen Aspekten seiner
Struktur, Arbeitsweise und Zusammensetzung.
Noch zwei Hinweise: Erstens, der Autor dieses Beitrags
ist selbst von Beginn in dem Gremium involviert gewe-
sen (nämlich als einer der beiden Personen, die die Sit-
zungen protokolliert haben). Somit stellt dieser Beitrag
auch eine Art kritische Reflexion aus der Innenperspekti-
ve dar. Zweitens, das Material, aus dem sich dieser Bei-
trag speist, profitiert zwar von dieser Innenperspektive,
aber seine Interpretation ist natürlich gefärbt. Außer-
dem kann das Material auch nicht systematisch ausge-
wertet werden – aus Platzgründen, aber auch, weil die

2 In gewissem Sinne handelt es sich dabei um eine Beschränkung auf die
Analyse des „conceptual learning“, wie dies zuletzt in einem informativen
Working Paper aufbereitet wurde (Edler/Karaulova/Barker 2020).

3 Diese unterschiedlichen Ansätze folgen im Wesentlichen der in den Sozial-
wissenschaften üblichen Trennung zwischen positivistischer und konstruk-
tivistischer Wissenschaft (Durnová/Weible 2020), was uns hier aber in
weiterer Folge nicht zu interessieren braucht.

4 Biegelbauer führt in seiner Aufzählung auch noch oberflächliches Lernen
und Nicht-Lernen an.
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Sitzungen des Gremiums selbst den „Chatham House
Rules“ unterliegen. 

3. Zum FOCB als Fallbeispiel
Von außen betrachtet mag das FOCB heute als ein stabi-
les Gremium erscheinen, doch bei genauerem Hinschau-
en kann man erkennen, wie sehr es von den Umständen
getrieben war – kein Wunder für ein Gremium, das gera-
de erst eingerichtet worden war und das überhaupt erst
in der Krise seine Existenzberechtigung darlegen musste.
Im Folgenden versucht dieser Abschnitt zuerst einen
kurzen historischen Abriss des Gremiums – seiner zen-
tralen Entwicklungsschritte vom März bis in den Okto-
ber 2020. Dann werden Struktur, Teilnehmer und Rah-
menbedingungen des Gremiums, wie es sich aktuell dar-
stellt, reflektiert. Zuletzt wird auf die Inhalte, die im
Gremium diskutiert werden, und auf den Output, den
das Gremium bislang geleistet hat, eingegangen.

3.1 Kurzer Abriss der Entwicklung
Die ersten Fälle von COVID-19 wurden in Österreich in
den letzten Februartagen diagnostiziert (Kreidl et al.
2020). In den folgenden zwei Wochen wurde in Öster-
reich ein Lockdown verfügt. In diesen Tagen traf sich auf
Initiative des Stabsoffiziers beim Bundespräsidenten, Tho-
mas Starlinger, ein buntes Gemisch an Personen in einem
Konferenzraum im 1. Wiener Bezirk, um über die Idee
einer Plattform zu sprechen, welche gezielt den Aus-
tausch zwischen Wissenschaftern und Bundesorganen
(Ministerien) erlauben soll. Die ersten Sitzungen waren
geprägt von der Notwendigkeit, sich kennenzulernen; die
neu verfügte physische Distanz zu erlernen; und die un-
sortierten Meinungen und Analysen von wissenschaftli-
cher wie Verwaltungsseite einigermaßen zu ordnen.
In den ersten Meetings ging es darum, einen rasch von
verschiedenen Dienststellen und Ressorts erhobenen Ka-
talog von mehr als 60 Fragen zu sortieren und zu koordi-
nieren, wer gegebenenfalls die Antworten darauf gegen
könnte (oder zumindest festzulegen, welche Fragen von
wem unter welchen Bedingungen beantwortet werden
könnten). Der Handlungsauftrag aus jener Zeit bringt die
Urgenz, die damals alle handelnden Akteure motiviert
haben dürfte, gut zum Ausdruck. Ziel sei „die Gewähr -
leis tung einer maximalen Planungs- und Handlungssi-
cherheit für die politischen Entscheidungsträger durch ...
Prognose in Bezug auf Auswirkungen des Infektionsvolu-
mens auf kritische Ressourcen, die für eine Basisversor-
gung ... erforderlich sind ... Messung von Effekten von
gesetzten Entscheidungen ... [und] Eruierung von Trigger
Points ab denen ein schrittweises / sektorales Hochfah-
ren des ,Lock Down’ ... notwendig erscheint.“5

Wirklich erreicht wurde dieses Ziel nie: dies lag zum
einen an der faktischen Unmöglichkeit, in so knapper
Zeit und mit so wenig Vorbereitung diesen Katalog ent-
sprechend zu koordinieren und nach Prioritäten zu sor-
tieren, und natürlich auch daran, dass viele der Fragen
so allgemein formuliert waren, dass sie empirisch gar
nicht zu beantworten waren. Aber selbst jene Fragen,
für die es grundsätzlich empirisch Evidenz gegeben
hätte, waren die Daten nicht unbedingt vorhanden
bzw. konnten sie nicht ohne weiteres zur Verfügung ge-

stellt werden.6 Vor allem aber rückten die Fragen selbst
rasch in den Hintergrund, weil das initiale Eindämmen
der Pandemie im Frühjahr erfolgreich war und die Frage
des partiellen Aufhebens des Lockdowns in den Mittel-
punkt rückte.
Für einige Monate fand das Treffen des Boards wöchent-
lich in Räumlichkeiten des Bundeskanzleramts statt,
wobei viele Teilnehmer virtuell zugeschaltet waren; mit
Sommerbeginn wurde das Treffen auf einen zwei-
wöchentlichen Rhythmus verlegt und als rein virtuelles
Treffen eingerichtet. Damit war eine stabile Phase er-
reicht, welche die ersten, stürmischen Sitzungen ablös -
te. Neben dem regelmäßigen inhaltlichen Austausch
rückten zwei Aspekte in den Vordergrund: 
Erstens kam es zu einer internen Ausdifferenzierung.
Schon während der ersten Sitzungen des FOCB stellte
sich heraus, dass selbst mehrstündige Sitzungen nicht
ausreichen, um unterschiedliche Fragestellungen zu er-
läutern und zu diskutieren. Es wurden daher zusätzlich
zur zentralen Sitzung (das Clearing Board selbst) Arbeits-
gruppen eingesetzt, in denen vertiefend ein Austausch
stattfinden kann. Faktisch besteht das FOCB also aus
vier solchen Gruppen („Gesundheit/Infektionskurve“;
„Grundversorgung/Logistik“; „Wirtschaft/Arbeitsmarkt“;
„Gesellschaft/Psychosoziales“), die ihrerseits wiederum
einen Sprecher (Koordinator) haben. Wie sich diese vier
Subgruppen organisieren – welche Aktivitäten sie set-
zen, wie oft sie tagen und was sie diskutieren – bleibt im
Wesentlichen den Personen überlassen, die darin betei-
ligt sind (anzumerken ist, dass in den Subgruppen noch
weit mehr Personen involviert sind als jene, die formal
am Gremium teilnehmen – dazu siehe den nächsten Un-
terabschnitt.).
Zumindest in einem Fall – der Gruppe „Gesellschaft/Psy-
chosoziales“ – war es notwendig die Gruppe noch weiter
zu unterteilen. Diese Gruppe besteht aus einer, die sich
mit der Auswertung von Surveys beschäftigt; die ande-
ren drei beschäftigen sich mit Arbeit, Bildung, und vul-
nerablen Gruppen – Themenstellungen, die in der Pan-
demie gesonderte Berücksichtigung bedürfen.
Zweitens gab es den Versuch, dem Gremium nach außen
mehr Bedeutung zukommen zu lassen. Das FOCB erhielt
ein eigenes Logo, eine Website (zunächst interimis tisch
geparkt auf einer Subseite des Bundeskanzleramtes, in-
zwischen mit eigener Domain unter futureoperations.at),
wo auch eine knappe Governance-Struktur dargelegt ist
und das Selbstverständnis des Gremiums formuliert
wird.7 Diese Festlegung erfolgte durch einen Abstim-
mungsprozess zwischen den Teilnehmern, der den An-
spruch des Gremiums doch deutlich abschliff – frühere

5 So die Schlussfolgerung aus dem Treffen des Gremiums vom 26. März
2020 (Aufzeichnung des Autors).

6 Zur Problematik des Datenzugangs in Österreich siehe zuletzt Schwarz et
al. (2020). 

7 https://www.futureoperations.at/organisation/ (12.10.2020). Bis in den
Sommer hieß es auf der damals noch provisorischen Website des Gremi-
ums: „Ziel ist ... sich interdisziplinär zu aktuellen Informationen, Daten
und Analysen auszutauschen, die für evidenzbasierte strategische Ent-
scheidungen relevant sein können, sowie Erkenntnisse zu bündeln, zu ver-
netzen und gezielt zu erweitern um damit bessere Grundlagen zur Bewäl-
tigung der Corona-Krise zu schaffen“ https://www.bundeskanzleramt.gv.
at/themen/think-austria/covid-19-future-operations-clearing-board.html
(04.08.2020).
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Versionen hatten noch versucht das Gremium mit mehr
Verbindlichkeit zu positionieren. Dies und auch einige
andere Initiativen, dem Gremium mehr Gewicht zu ver-
leihen, sind nicht verfangen. Ein umfassendes Regelbuch
nach Vorbild anderer Beratungsgremien wurde bisher
nicht eingesetzt; eine Formalisierung oder Institutionali-
sierung des Gremiums wurden nicht erreicht. 
Zum Zeitpunkt des Schreibens dieses Beitrags hat sich
das Gremium gewissermaßen zu einer Routine ent-
wickelt, und zwar auch in dem Sinne, dass seine Treffen
von einer Kerngruppe an Personen im Umfang von ca.
20-25 Personen wahrgenommen wird. Es liegt nahe,
hier einen Zusammenhang zu der Entwicklung der Pan-
demie zu sehen, welche sich nach den ersten Wochen
im März und April in ruhigere Bahnen entwickelt hat.
Wie weit sich die im Herbst mit doch ungeahnter Vehe-
menz entwickelnde Welle an Infektionen in Österreich
in die Arbeit und die Wahrnehmung des Gremiums nie-
derschlagen wird, ist noch nicht abzusehen.

3.2 Struktur, Arbeitsweise, Teilnehmer
In diesem Abschnitt wird auf die Routinephase des Gre-
miums im Sommer und Frühherbst bezuggenommen.
Die ab Sommer zweiwöchentliche Sitzung des Clearing
Boards wird von den beiden Moderatoren (faktischen
Vorsitzenden) des Gremiums bespielt. Es handelt sich
dabei zum einen um den schon vorn erwähnten Thomas
Starlinger aus der Präsidentschaftskanzlei, der als Träger
der ganzen Initiative nicht nur Moderator, sondern ei-
gentlich auch Fazilitator und Antreiber ist. An seiner
Seite befindet sich Antonella Mei-Pochtler, die von Sei-
ten des Bundeskanzleramts (in der Abteilung „Think
Austria“) vor allem die Diskussionsführung in den Sit-
zungen des Clearing Boards übernimmt. 
Von Seiten „Think Austria“ gibt es auch eine gewisse ad-
ministrative Unterstützung für das Gremium. Von Anbe-
ginn stellte auch die Technische Universität Wien eine
Cloud-Lösung als technische Infrastruktur zur Verfügung,
welche Filesharing erlaubt und wo die Aktivitäten des
Gremiums dokumentiert werden. Das eigene Logo und
die Website (gehostet von der Universität Wien) dienen
der rudimentären Außendarstellung. Die Protokolle wer-
den von zwei Personen geschrieben, die sich zu Beginn
des Gremiums dafür freiwillig gemeldet haben und von
ihren Einrichtungen die Bewilligung dazu haben.
Der Großteil der regelmäßigen und auf der Website des
Gremiums namentlich genannten 54 Teilnehmer des
Gremiums sind Wissenschafter, während die Zahl der
Vertreter von Behörden und Dienstleistungsorganisatio-
nen (wie dem Roten Kreuz) deutlich geringer ist. Auch
die Verteilung der Wissenschafter nach Disziplinen ist
bemerkenswert: hier ist auffällig, wie viele Sozialwissen-
schafter im Vergleich zu anderen genannt sind; und hier
insbesondere wieder Vertreter der Wirtschaftswissen-
schaften. Hinsichtlich ihres Ranges handelt es sich insbe-
sondere um Professoren an österreichischen Universitä-
ten, Forscher an außeruniversitären Einrichtungen, und
vereinzelt auch Forscher profitorientierter Einrichtun-
gen. Man muss dieser Liste zwar mit Vorsicht begegnen
– da es keinen formalen Prozess der Nominierung für die
Teilnahme am Gremium gibt, sind hier einige Personen,
die durchaus regelmäßig teilnehmen, nicht genannt,

wäh rend umgekehrt auch Namen auf der Liste stehen,
die faktisch kaum (noch) partizipieren – aber sie zeigt an,
wer sich auch öffentlich zu dem Gremium bekennt.
Die Treffen des Gremiums dauern in der Regel zwei
Stunden (die Subgruppen organisieren dazu noch ihre
eigenen Treffen). Programmiert werden die Sitzungen
von den beiden Moderatoren. Das Ziel ist dabei in erster
Linie ein regelmäßiger Austausch über Entwicklungen in
den Subgruppen sowie gelegentlich auch Präsentatio-
nen von Projekten. Das Treffen beginnt mit einem kur-
zen Bericht von der „Geschäftsstelle“ (den beiden Mo-
deratoren), es folgt gelegentlich ein Vortrag zu einem
spezifischen Thema, und es schließt mit der Berichter-
stattung aus den vier Subgruppen des Gremiums. Die
unregelmäßig stattfindenden Präsentationen und an -
schließende Diskussion dazu sind nicht ausschließlich Er-
gebnisse wissenschaftlicher Projekte, sondern es werden
von extern auch immer wieder Vertreter von Consulting-
Firmen eingeladen, um spezifische Konzepte darzule-
gen, die eher in Richtung Sinndeutung gehen.
Die Moderatoren bzw. ein Vertreter von „Think Austria“
nehmen auch – wenngleich nicht regelmäßig – an den
Sitzungen der Subgruppen teil. Ihre Aktivitäten im Um-
feld haben auch dazu geführt, dass es gelegentlich in
Form von „Hintergrundgesprächen“ Treffen mit Vertre-
tern der österreichischen Medien gibt, und dass auch Be-
sprechungen im Kreis der österreichischen Spitzenbeam-
ten stattfinden. Eine an sich zentrale Aktivität des Gremi-
ums besteht seit Sommer auch in der Formulierung von
Empfehlungsschreiben („Expert Opinions“), die „als Basis
für den stattfindenden Diskurs zur Bekämpfung der
COVID-19-Pandemie verfasst“ werden sollen.8 Bislang
hat sich dies allerdings nur in wenigen greifbaren Resul-
taten manifestiert, es sind aktuell drei solche Papiere auf
der Website zum Download verfügbar.

4. Analyse und Einschätzung
Wie schon eingangs erwähnt, ist das Gremium bis dato
nicht formal institutionalisiert; es beruht faktisch auf der
Freiwilligkeit aller beteiligten Personen, sieht man von
weitgehend informellen Zugeständnissen zur Ressour-
cenausstattung ab. Anfangs war das vermutlich nicht nur
gar nicht anders möglich, sondern auch ein gewisser
Vorteil, weil es dem sich konstituierenden Gremium er-
laubte, sich den Umständen anzupassen und auch sein
„Design“ auf den Bedarf auszurichten, der einerseits von
Seiten der Verwaltung formuliert wurde, und dem Ange-
bot, das von Seiten der Vertreter wissenschaftlicher Ein-
richtungen bestand.
Mittelfristig manifestieren sich darin jedoch zumindest
drei Schwächen des Gremiums: Erstens gibt es keine
von höherer Ebene formulierte Begründung für die Exis -
tenz des Gremiums (mangelnde Legitimation); zwei-
tens, und daraus resultierend, besteht Unklarheit darü-
ber, was eigentlich der Auftrag des Gremiums sein soll
(und zwar im Spannungsfeld zwischen der Absicht, eine
generelle Schnittstelle zwischen Wissenschaft und For-
schung zu schaffen, und der Erwartung, ad hoc Wissen

8 Zitat von der Website https://futureoperations.at/expert-opinions/
(24.10.2020)



105Fo 3+4/2020

T. König n Wissenschaftliche Politikberatung in ÖsterreichFo

für die politische Reaktion auf eine gesellschaftliche
Krisensituation bereitzustellen); und drittens mangelt
es an Ressourcen: Fragestellungen, die im Rahmen der
Diskussionen entstehen und durchaus innovativ sind,
können nicht einfach durch Analyse einer Beantwor-
tung zugeführt werden, es gibt nur die Möglichkeit, be-
stehende Forschungserkenntnisse auszutauschen.
Das führt zurück zur Frage, wo sich das FOCB im Pro-
zess eines Koordinationsdiskurses entlang der beiden in
Abschnitt zwei skizzierten Spannungsverhältnisse realis -
tischerweise verorten lässt. Dazu kann als vorläufiges
Ergebnis dieser (zugegeben sehr rudimentären) Analyse
festgestellt werden: Geht es um eine Verortung im
Spannungsverhältnis zwischen Beratung und Wissen-
schaft, so geht die Rolle des Gremiums deutlich stärker
im Bereich der Beratung. Dies kommt nicht nur in dem
Format der Expert Opinions zum Ausdruck (deren Zahl
allerdings bisher sehr begrenzt ist), sondern auch daran,
dass die Agenda der Sitzungen von den beiden Mode-
ratoren gemacht wird, dass eher tagesaktuelle Themen
aufgegriffen werden, und dass auch externe Personen
(die bislang eher Berater waren) zu Präsentationen ein-
geladen werden. Hinsichtlich des Spannungsverhältnis-
ses zwischen gesichertem und neuem Wissen ist das
Gremium stärker auf ersteres fokussiert, auch wenn es
im Rahmen der Diskussionen von Modellierungen und
auch Umfrageergebnisse Aspekte gibt, wo es darum
geht, neues Wissen aufzubereiten und auf seine Gesi-
chertheit zu prüfen.
Abschließend seien noch zwei generelle Beobachtungen
festzuhalten, die an die beiden zu Beginn festgestellten
Paradoxien anschließen. Erstens, der Umstand, dass vor
allem Wissenschafter in dem Gremium vertreten sind,
kann so gedeutet werden, dass sich Wissenschafter 
– und insbesondere von Seiten der Sozialwissenschaften –
an der Lösung eines akuten gesellschaftlichen Krisenzu-
stands beteiligen wollen. Dabei sein hält außerdem Dis -
tinktions- und Informationsgewinne bereit; ebenso wie
den Vorteil, dass das FOCB Raum für Vernetzung gibt,
und zwar sowohl interdisziplinär als auch mit Vertretern
von Behörden.
Zweitens, der Umstand, dass das Gremium keine exter-
ne Institutionalisierung erfahren hat und bislang keine
Verbindlichkeit zu dem Gremium hergestellt werden
konnte. Das steht wohl sehr stark damit in Zusammen-
hang, dass es innerhalb des Gremiums kein längerfristi-
ges Agenda-Setting gibt, aber auch, dass nicht nur die
regelmäßige Zusammenkunft informell geblieben ist,
sondern auch die Selektion derer, die daran teilnehmen
– was seinerseits zu Wahrnehmungsproblemen führt,
weil nicht klar ist, in welcher Funktion eine Person
spricht. Eine weitere Konsequenz der mangelnden Ver-
bindlichkeit ist wohl auch, dass sich der Output des Gre-
miums bislang in Grenzen hält. Vor allem sind die bei-
den eingangs formulierten Zielsetzungen des Gremiums –
sowohl in Hinblick auf die Pandemie eine Rolle zu spie-
len als auch längerfristig einen Policy-Wandel herbeizu-
führen – bislang zumindest unerfüllt geblieben.
Bei aller Kritik ist freilich zu bedenken, dass es in Öster-
reich – im Gegensatz zu anderen Ländern – keine fix eta-
blierte, wissenschaftliche Begleitgruppe gibt; dass auch
insgesamt zu wenig Raum besteht, in dem wissenschaft-

liches Wissen für politische Handlungsentscheidungen
weitergegeben werden kann, muss hier in Rechnung ge-
stellt werden. Das Gremium konnte die initialen Erwar-
tungen aus dem Frühjahr wohl nicht erfüllen, weil diese
(notwendigerweise, in einer solchen Krisensituation)
überzogen waren, insbesondere wenn das Gremium
selbst erst in Entstehung befindlich war. Dass es dann
dennoch bestehen geblieben ist (und bis heute bestehen
bleibt), liegt wohl daran, dass es in der initialen Phase
ein gegenseitiges Kennenlernen gegeben hat, welches
bei den meisten Akteuren wohl dazu geführt hat, dass
trotz der fortgesetzten Informalität des Gremiums eine
weitere Beteiligung als sinnvoll erachtet wurde. Daraus
ergibt sich klar, dass die Funktion des Gremiums vor-
nehmlich darin besteht, „soziales Policy-Lernen“ zu er-
möglichen – also „um die soziale Konstruktion von Poli-
tikproblemen, des Aufgabenbereichs und von Politik-
Zielen“ (Biegelbauer 2013, S. 53). Besser wäre zwar ge-
wesen, wenn dieses Defizit in einer Periode behoben
worden wäre, die nicht von einer tiefen gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Krisenerfahrung gekennzeich-
net ist – aber besser jetzt als nie.
Abschließend noch eine zugegeben spekulative Mut-
maßung zum politischen Kontext. Soziales Policy-Lernen
dürfte innerhalb des FOCB der Motivator für den Fort-
bestand des Gremiums sein; was aber ist der Grund,
warum die Politik auf das Angebot, das dieses Gremium
darstellt, kaum bis gar nicht reagiert hat (in der Hinsicht,
als es keinen Versuch zu einer Formalisierung oder Insti-
tutionalisierung gegeben hat)? Der Sozialanthropologen
Steve Rayner hat in einem instruktiven Aufsatz über „un-
komfortables Wissen“ geschrieben, wie Ignoranz – oder
Wissensverweigerung – in politischen Diskursen funktio-
niert (Rayner 2012). Im Falle des FOCB handelt es sich
weniger um unkomfortables Wissen, aber doch um ein
Know-how, welches als unkomfortabel im Kontext des
österreichischen bürokratischen Apparats wahrgenom-
men werden dürfte. Ganz gemäß Rayner wäre der Um-
gang mit dem FOCB als „diversion“ zu verstehen, also
als „organizational strategy of establishing a decoy 
activity that distracts attention from a subject or pro-
blem“ (Rayner 2012, S. 118).
Das FOCB ist als Gegenstand eines angestrebten Policy
Change in Österreich entstanden, ausgedrückt in der
(vielleicht naiven) Hoffnung, dass es zu mehr „evidenz-
basierter Politik“ kommen möge, und dass dies ange-
sichts des anhaltenden Krisenzustands in der Corona-
Pandemie bereits ursächlich Früchte tragen möge. Dass
es das durch die imminente Krise beunruhigende Gefühl
gab, dass es in Österreich an formalisierten Strukturen
fehlt, in denen spezifisch wissenschaftliches Wissen an
die Politik weitergegeben werden können, ist vielen In-
volvierten bewusst und war immerhin so groß, dass das
FOCB aus der Taufe gehoben wurde. Was aus dem Gre-
mium wird, ist freilich nach wie vor unklar.
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It's Okay to say "I don't know!" There's no shame 
in that! The only shame is to pretend that we know 

everything. (Richard Feynman)

Vorgeschichte 
Im Februar 2020 veröffentlichte der Complexity Science
Hub Vienna (CSH) seinen ersten Policy Brief zum Thema
Corona. Zu der Zeit war die Krise noch nicht in Österreich
„angekommen“: Wieder eine dieser in China grassieren-
den Atemwegserkrankungen… eine allerdings, welche
Handel und Produktion massiv einschränkte. Aus den Un-
terbrechungen der Lieferketten, so die CSH-Prognose da-
mals, würden allein in Österreich Schäden von bis zu einer
Milliarde Euro entstehen. Die Zahl löste allgemein Entset-
zen aus – bis kurz darauf die Berichte aus Italien und die
ersten Erkrankungsfälle in Österreich klar machten, dass
das Problem sehr viel größer werden würde. 
„Wir sind keine Infektionsexperten, aber wir können mit
Daten umgehen“, erzählt Stefan Thurner, Professor für
und Leiter des Instituts für die Wissenschaft Komplexer
Systeme an der Medizinischen Universität Wien und
Präsident des CSH. „In der Anfangszeit der Pandemie
wusste niemand, was uns erwartet. Wie ansteckend ist
das Virus? Erkranken nur alte Menschen schwer? Wie
viele Menschen bleiben ohne Symptome, und wie ge-
fährlich sind die dann für andere? Wie modelliert man
Quarantäne?“ Das Team um Stefan Thurner und Peter
Klimek verfolgte akribisch die Zahlen und Verlaufskur-
ven aus den verschiedenen Ländern und begann eigene
Berechnungen anzustellen. „In der ersten Märzhälfte
haben wir uns zweimal in die medialen Debatten einge-
schaltet, als wir den Eindruck hatten, dass zu viel Unsinn
erzählt wird“, so Thurner. 
Vor allem den Sinn und die Bedeutung des Wortes „ex-
ponentielles Wachstum“ mussten Medien wie Politik
erst verstehen lernen. „Auch wenn sich Zahlen stetig

verdoppeln: Am Anfang sind es insgesamt nur wenige
Fälle. Zu Beginn hat deshalb das Verständnis für den
Ernst der Lage weitgehend gefehlt.“ Mit zwei Policy
Briefs versuchte der CSH zu vermitteln, dass durch eine
Verdoppelung alle zwei bis drei Tage und einer Inkubati-
onszeit von bis zu zwei Wochen sehr schnell große Fall-
zahlen entstehen können – und damit ein gewaltiger
Druck auf das Gesundheitssystem. „Wir haben alle ge-
schockt nach Italien geschaut. Was sich dort abgespielt
hat, hat klar gezeigt: Um einen ähnlichen Kollaps des
Gesundheitssystems in Österreich zu vermeiden, müssen
wir das exponentielle Wachstum möglichst rasch been-
den – und zwar durch frühzeitiges und vor allem proak-
tives Handeln.“ 
Auf Basis der bis dahin bekannten Fakten zu der neuar-
tigen Lungenerkrankung SARS-CoV-2 schätzte der CSH
die künftige Auslastung der Intensivbetten in Öster-
reich durch Fortschreiben des damaligen exponentiel-
len Verlaufs und verlautete am 12. März in einer 
Aussendung: „Coronavirus-Maßnahmen in Österreich
eventuell zu gering, um Kapazitätslimits bei Spitalsbet-
ten zu vermeiden“. 
Der Policy Brief wurde nicht nur von den Medien aufge-
griffen. Am nächsten Tag – zwei Tage vor dem Lockdown
in Österreich – erging an den CSH die Einladung, Teil
einer interdisziplinären Gruppe von Wissenschaftler*in -
nen und Entscheidungsträger*innen zu werden: des Fu-
ture Operation Clearing Boards (FOCB), initiiert vom
ehemaligen Verteidigungsminister der Beamt*innenre-
gierung Juni 2019-Jänner 2020 und derzeitigen Adju-
tanten von Bundespräsident Alexander Van der Bellen,
Generalmajor Thomas Starlinger. Das FOCB will Strategi-
en gegen die Ausbreitung des Virus und für die Bewälti-
gung der Krise entwickeln. „Im Erstgespräch wurde klar,
dass es einen großen Bedarf an datenbasierten Model-
lierungen gibt. Am ersten Tag des Lockdown, am 16.
März, stellte der CSH mit dem Einverständnis aller Mit-
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arbeiter*innen seine Forschungsaktivitäten vorüberge-
hend auf ‚Corona-Modus‘ um“, so Thurner.
Die Wissenschaftler*innen formulierten 18 Arbeitspake-
te, die in den folgenden Wochen in neu zusammenge-
setzten Teams bearbeitet wurden. Ziel war es, am CSH
ein strategisch zusammenhängendes, umfassendes Kon-
zept zu entwickeln, um alle datenbasierten Fragen in Zu-
sammenhang mit der COVID-19-Krise abzubilden. 
Das beinhaltete Fragen wie: 
• Ab wann wird es für das Gesundheitssystem kritisch,

vor allem bei der Versorgung mit Intensivbetten? 
• Wie können die anfangs sehr limitierten Testkapazitä-

ten erhöht werden? Konkret: Was kann durch Pooling-
Strategien, die beim Testen im Labor angewendet wer-
den können, maximal herausgeholt werden? (Daraus
resultierte eine Formel für optimales Pooling.) 

• Wie gut funktionieren die Maßnahmen, um bestmög-
lich auf die zweite Welle vorbereitet zu sein? (Daraus
resultierte eine Datenbank, in der Regierungsmaßnah-
men gegen die Virusverbreitung weltweit gesammelt
wurden. Aus den Daten soll die Wirksamkeit einzelner
Maßnahmen abgeleitet werden können. Auch Fragen
wie, „Wie wichtig ist der Zeitfaktor? Wie wichtig sind
Initiativen wie das Notfall-Telefon 1450?“ etc. wurden
bearbeitet.) 

• Wie kann man Testing&Tracing-Strategien optimal ver-
wenden, um die Krise in den Griff zu bekommen?
(Dazu waren bessere Ausbreitungsmodelle notwendig.) 

• Wie muss Testing&Tracing mit dem lokalen Pandemie-
geschehen in Einklang gebracht werden? (Diese Frage
war einer der Motivationen für die Entwicklung der
Corona-Ampel.)

• Wie können Ärzt*innen und Patient*innen über das
Infektionsgeschehen in ihrem Bezirk bestmöglich und
zeitnah informiert werden? Und wie kann man regio-
nale Lockdowns und Reisewarnungen auf quantitativ
nachvollziehbare Grundlagen stellen? (Corona-Ampel)

• Wie kann die Versorgungssicherheit in Österreich trotz
Lockdowns und Lieferketten-Unterbrechungen auf-
rechterhalten werden?

• Wie kann man Firmen optimal wieder hochfahren?
• Gibt es Wege, die Stimmung in der Bevölkerung zu

messen und frühzeitig zu erfassen, ob und wie gut die
Bevölkerung die Maßnahmen der Regierung mitträgt? 

• Da die Kenntnis der sogenannten Dunkelziffer für viele
Modelle entscheidend ist, hat sich der CSH auch in die
Planung und Auswertung des ersten österreichweiten
Antikörper-Tests eingebracht.

Thurner: „Die Idee war, ein umfassendes und zusam-
menhängendes Konzept zu entwickeln, mit dem der
CSH dazu beitragen will, die Epidemie unter Kontrolle
zu bringen, ohne auf einen Impfstoff warten zu müssen.
Institutionen und Entscheidungsträger*innen sollten
dabei mit datengetriebenen Methoden unterstützt wer-
den. Entsprechende Angebote ergingen an die verschie-
denen Institutionen.“ 
Gleichzeitig wollte der CSH selbst einen umfassenden
Überblick gewinnen: von der Dynamik des Virus bis zum
Hochfahren von Wirtschaftsregionen und Abschätzung
der zu erwarteten Schäden in der Wirtschaft und im Fi-
nanzsektor.

Mitte März wurden CSH-Mitarbeiter*innen ins soge-
nannte Prognose-Konsortium des Gesundheitsministeri-
ums berufen. Bis heute liefert der CSH wöchentlich sei-
nen Beitrag zu den Kurzfrist-Prognosen, bei denen künf-
tige COVID-Fallzahlen und Bettenkapazitäten geschätzt
werden. Die Prognosen werden wöchentlich publiziert.
Sie bilden eine Grundlage für Entscheidungen im Ge-
sundheitsministerium und fließen in die sogenannte
„Ampelkommission“ ein. 

Prognose-Konsortium verwendet drei Modelle 
„Eine Herausforderung und gleichzeitig eine gegenseiti-
ge Qualitätskontrolle sind die drei voneinander unab-
hängigen Prognosemodelle der drei involvierten Teams“,
berichtet Thurner. Innerhalb des Prognose-Konsortiums
musste ein Konsens gefunden werden. Um für die fol-
genden sieben bis zehn Tage zu einer Aussage zu kom-
men, die vom Gesundheitsminister regelmäßig nach
außen kommuniziert werden konnte, wurden die drei
Teil-Ergebnisse der involvierten Teams in eine Prognose
konsolidiert. Die verwendeten Methoden der Teams
wurden von Anfang an öffentlich kommuniziert. 
„Alle Beteiligten standen anfangs unter gewaltigem
Druck. Die Erwartungshaltung seitens der Politik war,
dass Expert*innen rasch Zahlen und verlässliche Aussa-
gen für alle möglichen zu treffenden Entscheidungen lie-
fern würden. Es bedurfte vieler Gesprächsrunden, bis
klargemacht werden konnte, warum Vorhersagen für die
nächsten Monate, die sich viele gewünscht hätten, se-
riös nicht möglich sind.“ 
Die Politik – ebenso wie die Öffentlichkeit und die Me-
dien – musste auch erst lernen, dass Widersprüche und
Unsicherheiten in der Wissenschaft nicht „Ahnungslo-
sigkeit“ bedeuten, sondern Teil des üblichen wissen-
schaftlichen Prozesses von Hypothese und Überprüfung
sind. Wobei es, merkt Thurner an, durchaus manchmal
ins Kommunikationskonzept unterschiedlichster Akteur*
innen gepasst haben dürfte, sich auf die „Uneinigkeit
der Expert*innen“ zu berufen, bevor die eigenen Ideen
und Sichtweisen verkündet wurden. 

100.000 Tote? 
Ein kritischer Punkt in der Zusammenarbeit zwischen
Politik und Wissenschaft in Österreich war sicher, als
eine Gruppe von Mathematiker*innen Ende März ein
Papier mit u.a. einem Szenario von bis zu 100.000 zu er-
wartenden Toten vorlegte. Dieses wurde zur Erklärung
für die Verschärfung der Maßnahmen, insbesondere die
Einführung einer Maskenpflicht, verwendet. 
Die Maßnahmen-Verschärfung erfolgte zu einem Zeit-
punkt, als das Prognose-Konsortium bereits über die
Wirksamkeit des Lockdowns und einen Rückgang der
Zahlen berichten konnte. „Diese Vorgehensweise hat
insgesamt sicher zu vermehrtem Zweifel an der Rolle der
Wissenschaft in der Bevölkerung beigetragen“, befürch-
tet Thurner. 
In der Öffentlichkeit wurde nun auch vermehrt darüber
diskutiert, wer die Bundesregierung eigentlich berät.
Am 26. April erschien in der Tageszeitung Der Standard
ein ganzseitiger Aufmacher mit dem Titel „Die Kanzler-
flüsterer“. „Ich muss zugeben, für mich war es sehr un-
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angenehm, als ich mich da aufgelistet fand als jemand,
der angeblich hinter verschlossenen Türen an intranspa-
renten Entscheidungen beteiligt sein soll“, erinnert sich
der CSH-Präsident. Es habe einige Energie und Zeit ge-
kostet, dem Vorwurf, eine Art Drahtzieher im Hinter-
grund zu sein, im Kolleg*innenkreis oder auch gegenü-
ber Journalist*innen entgegenzutreten.
Auch der Ausstieg des Public-Health-Experten Martin
Sprenger aus dem Krisenstab machte den Balanceakt
zwischen Politikberatung und wissenschaftlicher Unab-
hängigkeit deutlich. Sprenger hatte in einem TV-Auftritt
das von der Regierung verhängte Ausgangsverbot für
Parks und Grünanlagen kritisiert. Bundeskanzler Sebas -
tian Kurz verkündete daraufhin in einem Interview, auf
die Meinung „falscher Experten“ verzichten zu können.
Das veranlasste Sprenger, seine Agenden medienwirk-
sam zurückzulegen. 
„Es war ein beidseitiger Lernprozess. Wir Wissenschaft-
ler*innen mussten unsererseits erst lernen, dass unsere
Ergebnisse nicht unbedingt in Entscheidungen überge-
führt werden können, auch wenn diese wissenschaftlich
auf soliden Beinen stehen und aus verschiedenen Blick-
winkeln vernünftig sind“, so Thurner.

Die eigene Rolle kritisch hinterfragen 
Die intensiven Wochen rund um Ostern 2020 haben
auch am CSH dazu beigetragen, die eigene Rolle – als
Wissenschaftler*innen, als Berater*innen und als Institu-
tion – zu reflektieren und für sich selbst und die Zukunft
einige Punkte klarer zu definieren. 
„Wissenschaft ist normalerweise ein relativ langsamer,
umsichtiger Prozess, bei dem jedes Ergebnis von vielen
Augen beurteilt und oftmals verbessert und korrigiert
wird, bevor man damit an die Öffentlichkeit geht. Das
zentrale Kriterium ist Qualität, damit andere darauf auf-
bauen können“, so Thurner. „In der Coronakrise war für
die übliche Qualitätskontrolle oft zu wenig Zeit. Wissen-
schaftler*innen und andere Berater*innen mussten trotz
großer Unsicherheiten zu irgendwie praktikablen Hand-
lungsempfehlungen kommen, aus denen die Politik
dann unter Hinzunahme weiterer Gesichtspunkte eine
Auswahl treffen und entscheiden konnte.“ 
Zwangsläufig gebe es in derartigen Extremsituationen auch
Fehleinschätzungen. „Fehler können passieren. Wichtig
wäre dann aber, dass diese und die Gründe dafür klar kom-
muniziert und im Falle auch korrigiert werden. Manche
haben das auch sehr gut gemacht, andere weniger.“ 
Ebenfalls schwierig ist laut Thurner die richtige Balance im
Umgang mit Vertraulichkeit. „Man muss sich wohl von
Fall zu Fall überlegen, wie sinnvoll es ist, Details, etwa aus
Gremien und Beratungen, in der Öffentlichkeit auszubrei-
ten, speziell wenn das Gremium sich noch im Meinungs-
bildungsprozess befindet, es also noch kein klares Bild
gibt. Ich fürchte, gänzlich offene Debatten, wie sie gefor-
dert wurden, können hier auch verunsichern.“ 
Umgekehrt sei es die Rolle der Wissenschaft, Transpa-
renz zu schaffen, um die Grundlage für faktenbasierte
Debatten und Entscheidungen und deren Kommunikati-
on zu etablieren. „Wo immer es rechtlich möglich ist,
müssen Wissenschaftler*innen proaktiv ein Maximum
an Informationen veröffentlichen und Transparenz schaf-

fen“, ist Thurner überzeugt – was im Übrigen auch von
der Öffentlichkeit und den Medien zunehmend gefor-
dert wird –, „auch wenn das mit einem hohen zusätzli-
chen Zeitaufwand verbunden ist und natürlich das Risiko
birgt, sich unbeliebt zu machen.“ Der CSH hat das im
Rahmen seiner Möglichkeiten auch in einer Reihe von
Initiativen auf seiner Homepage umzusetzen versucht,
etwa mit seiner Corona-Ampel, den Landkarten zu Vor-
erkrankungen in Österreich, einer Doktor-Verfügbar-
keits-App, Aussagen zu Mobilität und Emotionen der
Bevölkerung, anfänglich auch zu den Infektionszahlen
durch Dashboards etc. 
Viel kritischer muss auch über die Vor- und Nachteile
der Veröffentlichung von noch nicht durch die Wissen-
schaftscommunity abgenommenen Zwischenergebnis-
sen diskutiert werden, betont Thurner. „Es ist ein großer
Unterschied, ob ich qualitätsgesichertes Wissen verkün-
de, etwa nach einem Peer-Review-Prozess, oder ledig-
lich einen educated guess abgebe. Das müsste immer
sehr deutlich dazugesagt werden. Außerdem muss man
auch die Qualitätssicherung in der Kommunikation dras -
tisch verbessern.“ 
Insgesamt hat die Coronakrise mit ihrer intensiven Ein-
bindung der Wissenschaft aber sicher dazu beigetragen,
in der Öffentlichkeit ein klareres Bild von Wissenschaft
und wissenschaftlicher Arbeitsweise zu zeichnen und
den Stellenwert der Wissenschaft für alle Lebensberei-
che zu vermitteln. „Das ist ganz besonders wichtig im
eher wissenschaftsskeptischen Österreich, und ist eine
gute Entwicklung“, so Thurner.

Schwierigkeit beim Datenzugang 
Das größte Erwachen in der Zusammenarbeit mit der
Politik und Institutionen gab es aus Thurners Sicht bei
der Frage der Datenverfügbarkeit. „Daten gehören für
uns zum täglichen Brot. Es war zum Teil ernüchternd zu
sehen, wie viele Daten es an den verschiedenen Stellen
gar nicht oder nur unzureichend gibt. Das fängt an bei
scheinbar einfachen Dingen, wie der Anzahl der beleg-
ten Intensivbetten in Österreichs Spitälern, oder bei ge-
meldeten Fallzahlen.“ 
Dort, wo es Daten gebe, würden sie der Wissenschaft
manchmal nicht zur Verfügung gestellt, „oft gar nicht
aus fehlendem Kooperationswillen, sondern einfach,
weil die Beteiligten noch zu wenig Übung oder auch
Vertrauen im Austausch und der datenbasierten Zusam-
menarbeit haben“, so Thurner. So würden zum Beispiel
oft die nötigen Abläufe und Protokolle fehlen, die garan-
tieren, dass niemand Angst zu haben brauche, etwas
Falsches zu tun. „Das ist ein echtes Bottleneck für die
Digitalisierung, das mir vorher nicht bewusst war.“
Wissenschaftler*innen und Forscher*innen „lebten“ zu -
dem oft etwas in der Zukunft. Sie können schon ab-
schätzen, was alles möglich werden könnte, würden ent-
sprechende Schritte gesetzt – eine der schönen Seiten
der Wissenschaft. Umso ernüchternder sei es, hautnah
mitzuerleben, wie weit – fast kann man sagen: wie viele
Jahrzehnte – manche Stellen im Land hinter den heuti-
gen Möglichkeiten der Digitalisierung noch hinterher-
hinken, und was deshalb alles nicht oder nur schlecht
gemacht werden kann. 
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In einigen schönen Kooperationen mit verschiedenen
Institutionen habe der CSH seinerseits aber auch viel ge-
lernt: etwa wie Daten mit Kooperationspartner*innen si-
cher ausgetauscht werden können, wie man gegenseiti-
ges Vertrauen aufbauen und wie mit dem Fachwissen
der Expert*innen der Institutionen gemeinsam gesell-
schaftsrelevantes Wissen generiert werden kann. 
„Insgesamt hoffe ich, dass wir als eine winzige Instituti-
on, die unmittelbar anwendbare datengetriebene For-
schung betreibt, ein bisschen als Eye-Opener gewirkt
haben und einige praktische Anregungen für die Digita-
lisierungszukunft liefern konnten.“

Lessons learned: 
• Erklärtes Ziel des CSH, das natürlich speziell auch im

Corona-Modus galt, ist es, einen Beitrag zum Wohle
und im Sinne der Gesellschaft zu leisten. Der CSH hat
hier versucht, ein zusammenhängendes und durchgän-
giges Konzept der Kontrolle zu erarbeiten und in den
verschiedenen Aspekten konkrete Verbesserungen an-
zubieten und den Überblick zu behalten: von der Er-
höhung der Testkapazitäten über Maßnahmenbewer-
tung bis hin zur Identifikation von Schwachstellen in
Lieferketten und einem optimalen Neustart der Wirt-
schaft nach dem Lockdown. 

• Unsicherheit im Wissen muss klar benannt werden.
Vor allem am Anfang der Pandemie, als es noch kaum
wissenschaftlich abgesichertes Wissen gab, war der
educated guess eher der Normalfall.

• Es muss eine klar kommunizierte und von allen Seiten
anerkannte Aufgabenteilung zwischen Wissenschaft
und Politik geben: Wissenschaft muss nach bestem
Wissen Fakten generieren und darauf aufbauend in-
haltlich unabhängig beraten, im Krisenfall auch Hand-
lungsoptionen liefern. Die daraus abgeleiteten Ent-
scheidungen und Maßnahmen sowie die Verantwor-
tung dafür liegen ausschließlich bei der Politik. 

• Aufgabe der Wissenschaft ist es, Transparenz zu schaf-
fen und Fakten zu kommunizieren. 

• Wichtig ist die klare Beschreibung der genauen Art
und Quelle verwendeter Datensätze, insbesondere,
wenn sensible Daten genutzt werden. 

• Wer sich in wissenschaftliche Politikberatung wagt,
setzt sich leider Angriffen von mehreren Seiten aus –
von Medien, Politik, Kolleg*innen und aus der Bevöl-
kerung. Das ist nicht immer leicht, vor allem für Wis-
senschaftler*innen, die nicht verstehen, warum sie
zum Teil heftig kritisiert werden, obwohl sie doch zur
Verbesserung der Situation beitragen möchten. Das
bewegt einige dazu, ihre Sachmeinung nicht öffentlich
beizutragen, was ein Schaden ist. 

Der CSH ist eine außeruniversitäre Forschungseinrich-
tung mit dem Ziel, die Wissenschaft Komplexer Systeme
in Wien auf höchstem Niveau aufzubauen und als
Grundlage zu etablieren, um aus großen Datensätzen
sinnvolles Wissen zu generieren. Eine Grundlage der Ar-
beit sind große Datensätze (Big Data), deren Analyse für
Forschungszwecke eingesetzt wird.

n Verena Ahne, Mag.a, Wissenschaftsjournalis -
tin, seit 2017 Head of Knowledge Transfer &
Dissemination am Complexity Science Hub
Vienna, E-Mail: ahne@csh.ac.at 
n Stefan Thurner, Univ.-Prof. DDr. Mag, Leiter
des Instituts für die Wissenschaft Komplexer Sys -
teme an der MedUni Wien, Präsident und wis-
senschaftlicher Leiter des Complexity Science
Hub Vienna, E-Mail: thurner@csh.ac.at

L i e b e  L e s e r i n n e n  u n d  L e s e r,

nicht nur in dieser lesenden Eigenschaft (und natürlich für künftige Abonnements) sind Sie uns willkommen. 
Wir begrüßen Sie im Spektrum von Forschungs- bis Erfahrungsberichten auch gerne als Autorin und Autor. 
Der UVW trägt mit seinen Zeitschriften bei jahresdurchschnittlich etwa 130 veröffentlichten Aufsätzen 
erheblich dazu bei, Artikeln in einem breiten Spektrum der Hochschulforschung und Hochschulentwicklung 
eine Öffentlichkeit zu verschaffen. 

Wenn das Konzept  dieser Zeitschrift Sie anspricht – wovon wir natürlich überzeugt sind – dann freuen wir uns
über Beiträge von Ihnen in den ständigen Sparten „Forschung über Forschung”, „Entwicklung, Strategie & poli-
tische Gestaltung”, „Anregungen für die Praxis/Erfahrungsberichte”, aber ebenso Rezensionen, Tagungsberich-
te, Interviews oder im besonders streitfreudigen Meinungsforum. 

Die Hinweise für Autorinnen und Autoren finden Sie unter: www.universitaetsverlagwebler.de
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Bund und Land einigen sich auf weitere Schritte zur Vollendung der Fusion am KIT

Vereinbarung unterzeichnet: Großforschung und universitäre Forschung 
wachsen noch enger zusammen

04.02.2021: Die Bundesministerin für Bildung und For-
schung, Anja Karliczek, und Baden-Württembergs Mi -
nis terin für Wissenschaft, Forschung und Kunst, Theresia
Bauer, haben sich auf weitere Schritte zur Vollendung der
bundesweit einzigartigen Fusion am Karlsruher Institut
für Technologie (KIT) geeinigt. Eine renommierte Univer-
sität und ein Großforschungszentrum festigen und vertie-
fen so ihre bereits im Jahr 2009 erfolgte Fusion.

Um das volle Potenzial in Forschung, Lehre und Innova-
tion auszuschöpfen, werden administrative Hürden ab-
gebaut und mehr Flexibilität in der Mittelverwendung
ermöglicht. Es galt, – insbesondere im Bereich Personal
und Haushalt – ganz neue Rechtskonstruktionen zu ent-
wickeln, die sowohl den Anforderungen einer Univer-
sität als auch einer Großforschungseinrichtung Rech-
nung tragen. Zum rechtlichen und finanziellen Rahmen
der Fusion haben Land und Bund eine Verwaltungsver-
einbarung abgestimmt, die jetzt unterzeichnet wurde.
Die Umsetzung erfolgt im Wege einer KIT-Gesetz-No-
velle und der Änderung weiterer Rechtsvorschriften mit
dem sogenannten „2. KIT-Weiterentwicklungsgesetz“,
das am Mittwoch im Landtag verabschiedet wurde.

Hierzu erklärt Bundesforschungsministerin Anja Karliczek:
„Jetzt wächst zusammen, was zusammen gehört. Ich
freue mich, dass wir gemeinsam mit dem Land Baden-
Württemberg den nächsten großen Entwicklungsschritt

beim KIT gehen. Durch die Vollendung der Fusion von
Universität und Großforschungseinrichtung am Standort
KIT stärken wir den Wissenschaftsstandort Deutschland
insgesamt und erhöhen seine internationale Anzie-
hungskraft. Als Forschungsuniversität in der Helmholtz-
Gemeinschaft kann das KIT künftig Forschung, Lehre
und Innovation noch stärker aus einem Guss bieten.
Großforschung und universitäre Forschung am KIT
wachsen eng zusammen. Ich bin überzeugt, dass wir
vom KIT in Zukunft große Innovationen und starke Im-
pulse für den Wissens- und Technologietransfer erwar-
ten können. Ich freue mich sehr, dass es uns gelungen
ist, die dafür notwendigen, bundesweit einmaligen Rah-
menbedingungen für Forschung, Lehre und Innovation
zu schaffen. Das KIT geht von unnötigen administrativen
Grenzziehungen befreit in eine gesicherte Zukunft. Auf-
grund der vereinbarten Paktsteigerungen unterstützt der
Bund das KIT als Helmholtz-Einrichtung in diesem Jahr
mit 322 Millionen Euro.“

Baden-Württembergs Wissenschaftsministerin Theresia
Bauer sagte: „Bereits heute ist das KIT eine besondere
Einrichtung. Künftig arbeiten die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im KIT bei der Erfüllung der universitären
und der Großforschungsaufgaben nicht mehr in getrenn-
ten Bereichen und haben einen einheitlichen Rechtsrah-
men. Dies unterstreicht die Einzigartigkeit des KIT und
schafft noch bessere Grundlagen für Forschung, Lehre

und Innovation. Die Rahmen-
bedingungen und die Umge-
bung, die es in dieser Form so
nur am KIT gibt, werden eine
Magnetwirkung entfalten und
national wie international ex-
zellente Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler wie auch
Studierende nach Karlsruhe
ziehen. Das KIT wird auch
künftig Aufgaben einer Uni-
versität und eines Großfor-
schungszentrums haben. Die
Kombination von freier Grund -
 lagenforschung und stra tegi -
scher Helmholtz-Forschung in
einer Einrichtung gehört zur
DNA des KIT. Gerade der 
Aufbau dieser unmittelbaren
Kombination ist der Stoff, aus
dem die besondere Attrakti-
vität des KIT besteht: Sie
schafft eine Anziehungskraft
und Magnetwirkung, mit der
Spitzenköpfe gewonnen wer-
den können. Ziel ist es, durch

Die nun von Bund und Land unterzeichnete Vereinbarung bedeuteten für das KIT
mehr Flexibilität und Agilität, so der Präsident des KIT, Professor Holger Hanselka.
(Foto: Manuel Balzer, KIT)
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stärkere Einheit Synergien zu erzeugen, die dann zu
einer noch höheren wissenschaftlichen Qualität führen.
Studierende haben die Möglichkeit, unmittelbar auch
im Gebiet der Großforschung und an Großgeräten aus-
gebildet zu werden – und Impulse für die Großforschung
zu setzen.“

Professor Holger Hanselka, der Präsident des KIT, er-
gänzt: „Heute ist ein großartiger Tag für uns. Denn künf-
tig werden sich die Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler des KIT an Universitäts- und Großforschungs-
aufgaben gleichermaßen beteiligen können und wir wer-
den einen Personalkörper haben – das ist einzigartig in
Deutschland. Diese wichtigen Weichenstellungen be-
deuten für das KIT mehr Flexibilität und Agilität. Ich bin
überzeugt: Dies wird das KIT als Exzellenzuniversität im
Wettbewerb der Forschungseinrichtungen weiter stärken
und auch international dem Wissenschaftsstandort
Deutschland Vorteile bringen. Für den Mut und die Un-
terstützung, gemeinsam mit uns diesen Schritt zu gehen,
danke ich der Politik in Bund und Land außerordentlich.“

Der Vorsitzende des Aufsichtsrates des KIT, Professor
Michael Kaschke, sagt: „Ich begrüße es sehr, dass Bund
und Land nun die Entwicklung des KIT als einzigartige
Wissenschaftseinrichtung erneut befördern und voran-
bringen. Diese notwendigen Weichenstellungen eröff-
nen dem KIT große Potenziale, die es zu nutzen gilt. Ich
bin mir sicher, dass das KIT als eine erfolgreiche Exzel-
lenzuniversität in Deutschland seine Stärken in For-
schung, Lehre und Transfer künftig noch besser demon-
strieren wird.“

Hintergrund:

Mit der Reform und der weiteren Verschränkung der
Aufgaben des KIT sollen die Rahmenbedingungen des
KIT für die Wahrnehmung seiner Aufgaben gestärkt wer-
den. Das KIT soll in einer Institution mit gemeinsamen
Strukturen, einem einheitlichen Rechtsrahmen und auch
künftig unter einheitlicher Führung außeruniversitäre
und universitäre Spitzenforschung mit exzellenter aka-
demischer Ausbildung verbinden und Kristallisations-
punkt für umfassende Innovationen sein. Ziel ist die wei-
tere Verschränkung von Forschung, Lehre und Innovati-
on – von der Grundlagenforschung bis zur anwendungs-
orientierten Forschung auf hohem Niveau und mit kor-
respondierender Lehre.

Sichtbaren Ausdruck findet dies in Verwaltungsvereinba-
rung und Gesetz unter anderem in der Aufhebung der
bisher verselbständigten Bereiche „Universitätsbereich“
und „Großforschungsbereich“ sowie in der Auflösung
der entsprechenden Sondervermögen und der Schaffung
einer völlig neuen, einheitlichen Personalkategorie. Die
Aufgaben des wissenschaftlichen Personals werden zu-
sammengeführt. Für das wissenschaftliche Leitungsper-
sonal wird ein neues Statusamt eingerichtet. Dienstauf-
gaben können sowohl universitäre wie auch Großfor-
schungsaufgaben sein. Damit ist es möglich, den einzel-

nen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern Aufga-
ben sehr flexibel zuzuweisen.

Nachdem laut Verwaltungsvereinbarung die Bundesmit-
tel für die Großforschungsaufgabe dem KIT künftig über
das Land zur Verfügung gestellt werden, enthält der Ge-
setzentwurf Instrumente, die das Wissenschaftsministe-
rium benötigt, um die Vorgaben des Bundes bezüglich
der Großforschungsmittel an das KIT sicherzustellen.

Das Karlsruher Institut für Technologie (KIT) ist eine der
größten deutschen Wissenschaftseinrichtungen. Das
Ins titut wurde am 1. Oktober 2009 als Zusammen-
schluss der Universität Karlsruhe und der Forschungs-
zentrum Karlsruhe GmbH gegründet. Es ist sowohl Uni-
versität als auch Großforschungseinrichtung in der
Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren
e.V. (HGF).

Damit ist das KIT die bundesweit erste und in dieser
weitgehenden Form nach wie vor auch einzige Einrich-
tung, die in Form der Fusion zweier Einrichtungen unter-
schiedlichen Typus die bisherige Unterteilung der deut-
schen Wissenschafts- und Forschungslandschaft in uni-
versitäre und außeruniversitäre Einrichtungen aufbricht.
Somit besitzt die Fusion des KIT eine starke überregio-
nale Bedeutung für unsere Wissenschafts- und For-
schungspolitik.

Der Universitätsbereich wird institutionell vollständig
vom Land Baden-Württemberg finanziert. Der Großfor-
schungsbereich wird institutionell in dem für die HGF-
Zentren üblichen Finanzierungsschlüssel von Bund und
Sitzland im Verhältnis 90:10 finanziert.

Als „Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Ge-
meinschaft“ schafft und vermittelt das KIT Wissen für
Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den globalen
Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern
Energie, Mobilität und Information zu leisten. Dazu ar-
beiten rund 9.300 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf
einer breiten disziplinären Basis in Natur-, Ingenieur-,
Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 24.400 Studierenden bereitet das KIT
durch ein forschungsorientiertes universitäres Studium
auf verantwortungsvolle Aufgaben in Gesellschaft, Wirt-
schaft und Wissenschaft vor. Die Innovationstätigkeit
am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und An-
wendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftli-
chen Wohlstand und Erhalt unserer natürlichen Lebens-
grundlagen. Das KIT ist eine der deutschen Exzellenz -
universitäten.

Kontakt:

Monika Landgraf
Leiterin Gesamtkommunikation, Pressesprecherin
Tel: +49 721 608-41150
Fax: +49 721 608-43658
presse@kit.edu
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11.12.2020: Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)
richtet an der Universität Kassel eine neue Forschungs-
gruppe ein. Das gab die DFG heute (11. Dezember) be-
kannt. Untersucht wird der multiple Wettbewerb im
Hochschulsystem.

Im Wissenschaftssystem sind die Akteure in vielfältige
und miteinander verbundene Wettbewerbe eingebun-
den. So entsteht ein komplexes Geflecht an Anforderun-
gen, denen sich die verschiedenen Akteure ausgesetzt
sehen. Diesen mannigfachen Wettbewerb will die For-
schungsgruppe „Multipler Wettbewerb im Hochschul sys -
tem: Akteurskonstitution, Handlungskoordination und
Folgewirkungen“ mittels soziologischer und wirtschafts-
wissenschaftlicher Zugänge untersuchen. Die DFG bee-
willigte jetzt eine Forschungsgruppe für drei Jahre.

Die Gruppe umfasst elf Forscherinnen und Forscher aus
acht Universitäten, die Federführung hat die Universität
Kassel. Forschungsleitende Grundannahme ist: Wettbe-
werbe und das Zusammenwirken der einzelnen Wett -
bewerbsprozesse lassen ein immer komplexeres Geflecht
von Anforderungen an die Beteiligten entstehen, das sich
erheblich auf die betroffenen Personen und die Institu-
tionen auswirkt. Die Arbeit der Forschungsgruppe folgt
drei gemeinsamen Forschungsfragen: Wie positionieren
sich Akteure im multiplen Wettbewerb? Welche interne
und externe Dynamik entfaltet der multiple Wettbe-
werb? Welche Folgewirkungen hat der multiple Wett -
bewerb auf der Handlungs- und auf der Systemebene?

Von der Zusammenarbeit zwischen Sozial- und Wirt-
schaftswissenschaften versprechen sich die Antragsstel-
ler ein vertieftes Verständnis interdependenter Wettbe-
werbsdynamiken im Hochschulsystem. Dieses ist auch
von grundlegender wissenschaftlicher Bedeutung für die
Analyse anderer Gesellschaftsbereiche, in denen eben-
falls kein übergreifendes Bewertungs- und Preissystem
existiert. Darüber hinaus werden relevante Ergebnisse
für die Hochschulpolitik und -förderung erwartet.

Sprecher ist Professor Dr. Georg Krücken, Direktor des
International Centre for Higher Education Research (IN-
CHER-Kassel). Er leitet auch das Teilprojekt „Multipler
Wettbewerb in Forschung und Lehre: Organisationale
Wettbewerbe und ihre Folgen bei der Exzellenzinitiative
und dem Qualitätspakt Lehre“. Ein weiteres Kasseler
Teilprojekt trägt den Titel „Wie beeinflusst der Wettbe-
werb der Hochschulen den Arbeitsmarkt für Promovier-
te?“ und wird geleitet von Prof. Dr. Guido Bünstorf.

Das INCHER-Kassel ist eine interdisziplinäre Forschungs-
einrichtung der Universität Kassel. Es gehört zu den we-
nigen Forschungseinrichtungen an Universitäten in Eu-
ropa, die ausreichend groß sind, um sich mit vielfältigen
Fragen von Hochschule und Gesellschaft zu befassen.

Kontakt: 

Christiane Rittgerott, Universität Kassel, INCHER-Kassel
E-Mail: rittgerott@incher.uni-kassel.de

Neue DFG-Forschungsgruppe zu Wettbewerb im Hochschulsystem

In e igener  Sache

Diese Ausgabe ist verspätet erschienen. Das tut uns leid und dafür bitten wir um Verständnis. Wenn Jahrgänge in
ihren Themenschwerpunkten ausgeplant sind und dann zugesagte Beiträge ausfallen (manchmal die Absage aus
nachvollziehbaren Gründen, aber unvorhergesehen spät eintrifft), kann das zu erheblichen Verzögerungen führen,
weil evtl. verfügbare Artikel schon anderweitig verplant sind. Neu eingeworbene Texte brauchen dann ihre Zeit
(sie zu verfassen und druckreif zu machen, inkl. Begutachtung und evtl. sogar kleineren Überarbeitungen), bis sie
in eine bevorstehende Ausgabe aufgenommen werden können. 
Verzögerungen der Abgabe von fest zugesagten Beiträgen nehmen zu; das ist eine Folge steigender Arbeitsinten-
sität, manchmal unterschätzten Aufwandes, leider immer wieder auch Folge schwerwiegender Erkrankungen. Wir
sind dabei, unsere Planungen den Risiken solcher Umstände besser anzupassen, um Verzögerungen besser vor-
beugen zu können.             

Der Verlag
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Gerd Grözinger
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‚Studium‘
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Heinz Ahn, Marcel Clermont 
& Julia Langner
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Die Studieneingangsphase gilt als
besonders kritisch: Der Peak der
Studienabbruchzahlen findet sich in
den ersten beiden Hochschulse -
mes tern. Schon seit langem werden
zu hohe Abbruchquoten beklagt. 
Die sozial- und erziehungswissen-
schaftliche sowie psychologische
Forschung kann mit einer soliden
Bandbreite an Theorien und empiri-
schen Befunden zu Prädiktoren von
Studienerfolg und -abbruch aufwar-
ten, doch stehen diese meist dispa-
rat nebeneinander. 
Die vorliegende Arbeit hat sich
daher über den bloßen Vergleich
der verschiedenen Perspektiven
hinaus deren Integration zu einem
Prozessmodell des Studieneinstiegs
zum Ziel gemacht, welches detail-
lierte Einblicke auf Mikroebene bie-
tet. Wie das empirisch bewährte Er-
lebens-Orientierte-Studieneinstiegs-
Modell (EOS-Modell) die präventi-
ve Förderdiagnostik an Hochschu-
len inspirieren kann und welche
praktischen Implikationen es für die
Betreuung Studierender bietet,
wird nicht nur diskutiert, sondern
anhand einer Pilotstudie plastisch
veranschaulicht.
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